
Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 
www.unsere-zeit.de 


Extrem wenig Geld 

Altersarmut trifft beson¬ 
ders Migranten, viele von 
ihnen leben am Rande 
der Armut, wie eine Stu¬ 
die des WSI belegt. 
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Rot und Grün in NRW 

Die rot-grüne Koa¬ 
lition in Nordrhein- 
Westfalen zeigt erste 
Haarrisse. 
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Berlin 1973 

An den Weltfestspielen 
in der Hauptstadt der 
DDR beteiligte sich eine 
weltanschaulich breit 
zusammengestellte 
BRD-Delegation. 
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Prinzessin Kristina besiegt die Realität 

Märchenhafte Schönfärberei im Familienministerium 


N ach vielem Hin- und Her¬ 
rechnen, einem „monate¬ 
langen Endspurt der Länder 
und Kommunen“ und einer „nicht 
leichten Kraftanstrengung“ (Kristi¬ 
na Schröder) und durch sprachliche 
Verwirrungen, wodurch auch Plätze 
bei Tagespflegepersonen plötzlich zu 
„Krippenplätzen“ mutierten, kann 
Ministerin Schröder endlich zauber¬ 
stabschwingend öffentlich aufseufzen: 
„Es ist vollbracht!“ 

Nicht ganz pünktlich zum Stich¬ 
tag, aber „im Laufe des Kita-Jahres 
2013/14 sollen voraussichtlich insge¬ 
samt 813 093 Kita-Plätze zur Verfü¬ 
gung“ stehen „und wir dürfen „fest 
davon ausgehen, dass zum Inkraft¬ 
treten des Rechtsanspruchs am 1. Au¬ 
gust 2013 zahlenmäßig nahezu ausrei¬ 
chend Kita-Plätze real in Betrieb sein 
werden“, gab die Ministerin glücklich 
bekannt. Diese watteweiche For¬ 
mulierung bedeutet dennoch in der 
„Prinzessinnenwelt“: Die Zielmarke 
wurde um 30 000 überrundet, und 
somit darf getrost von einer grandi¬ 
osen Planübererfüllung gesprochen 
werden! 

Es lohnt sich aber immer mal hin¬ 
ter den „Plan“ und seine angebliche 
Übererfüllung zu schauen. 

Der Rechtsanspruch auf einen Be¬ 
treuungsplatz gilt für jedes Kind 
(100 Prozent) ab dem ersten Geburts¬ 
tag. Geplant wurde von Anfang an nur 
für 35 Prozent der EFnter-Drei-Jähri¬ 
gen, bzw. für einen etwas höheren Be¬ 
darf in Großstädten. Die ebenfalls ab 
August mögliche Inanspruchnahme 
von 100 Euro Betreuungsgeld statt 
eines Krippenplatzes wird die langen 
Wartelisten in den Einrichtungen si¬ 
cher nicht vermindern. 

Der Deutsche Städtetag vermutet ein 
Defizit von 100 000 Betreuungsplät¬ 
zen und nach einer Berechnung des 
Statistischen Bundesamtes fehlen so¬ 
gar noch 160 000. Da es keine einheit¬ 
lichen Bedarfserhebungsmodelle gibt, 
ist leider jede Zielzahl spekulativ und 
keine Kommune kann sich in Sicher¬ 
heit wiegen, ob es nicht doch noch 
eine Klagewelle von Eltern gibt, für 
deren Sprössling es keinen Platz gibt. 
Doch wer hat eigentlich welches In¬ 
teresse am Krippenplatzausbau? Die 
Länder und Kommunen müssen, weil 


sie der Rechtsanspruch zwingt. Eini¬ 
ge Unternehmen wünschen sich be¬ 
grenzte Familienpausen ihrer quali¬ 
fizierten Mitarbeiterinnen. Familien 
und vor allem Alleinerziehende wol¬ 


len oder müssen möglichst schnell 
wieder ins Berufsleben einsteigen. 
Längere Familien(zwangs-)pausen 
wirken sich bekanntermaßen nega¬ 
tiv auf die weitere Erwerbsbiografie 
und die Rentenansprüche aus. Um 
diesen Interessen gerecht zu werden, 
würde es genügen, wenn die Kleinen 
während der Arbeitszeit der Mütter 
und Väter „geparkt“ werden und es 
steht zu befürchten, dass dies in vie¬ 
len Fällen auch so passieren wird: Da 
der Rechtsanspruch auch als eingelöst 
gilt, wenn es ausreichend Plätze bei 
Tagespflegepersonen gibt und diese 
Variante für die Kommunen deut¬ 
lich billiger ist, werden Eltern in Be¬ 
treuungsnot auch diese schlechtere 
Lösung in Kauf nehmen. Unsichere 
oder gar keine Urlaubs- und Krank¬ 
heitsvertretung, keine Raumstan¬ 
dards, wenig Kontrolle, kein kollegia¬ 
ler Austausch, keine fachliche Reflexi¬ 


on, keine Fachberatung. Im Interesse 
der Kinder kann es nicht sein, wenn 
zugunsten der Quantität die Qualität 
nebensächlich wird. 

Wenn unsere Ministerin vor Rüh¬ 


rung fast Pipi in die Augen kriegt, 
weil es nun für ein gutes Drittel der 
Anspruchberechtigten U3-Plätze gibt, 
dann sei ihr empfohlen, sich einmal 
das zerschlagene Erziehungssystem 
der DDR anzuschauen. Bereits mit 
Beginn der 80er Jahre standen in der 
DDR für alle Kinder, deren Eltern es 
wünschten, Betreuungsplätze zur Ver¬ 
fügung. Die amtlichen Betreuungs¬ 
quoten lagen 1989 für Krippen bei 
circa 80 Prozent, für Kindergärten bei 
etwa 95 Prozent, und für Schulhorte 
für Grundschüler bei gut 80 Prozent. 
Die Öffnungszeiten der Kindertages¬ 
einrichtungen waren den Arbeitszei¬ 
ten der Mütter angepasst. Die Kosten, 
die die Eltern für die Ganztagsbetreu¬ 
ung ihrer Kinder aufbringen mussten, 
waren minimal. 

Auch in der DDR gab es vor allem 
wirtschaftliche Gründe, die die Inves¬ 
titionen im frühkindlichen Bildungs¬ 


bereich nötig machten. Die Erwerbs¬ 
tätigkeit von Müttern wurde geför¬ 
dert, um den Arbeitskräftebedarf zu 
befriedigen. Es ging dabei aber auch 
immer um die Stärkung der Rechte 


der Frauen und ein gerechteres und 
sinnvolleres Verteilen der gesell¬ 
schaftlichen Aufgaben, wozu auch die 
Erziehung und Betreuung der Kinder 
gehört. 

„Plan erfüllt“ kann es erst heißen, 
wenn wir Bedingungen geschaffen 
haben, in denen sich alle Kinder frei 
entfalten können und ihr Recht auf 
Spiel und Bildung eingelöst ist. „Plan 
erfüllt“ werden die Frauen sagen, 
wenn sie Prinzessin Kristina den Zau¬ 
berstab entwendet haben und sich 
für ihre Kinder selber Hortplätze er¬ 
kämpft haben, weil sonst das Dilem¬ 
ma mit Schuleintritt wieder losgeht. 
„Plan übererfüllt“ werden wir singen, 
wenn wir Frauen und Männer ohne 
Prinzessinnengeschwafel kämpfe¬ 
risch, fröhlich, selbstbestimmt und 
rebellisch mit und für unsere Kinder 
eine lebenswerte Welt geschaffen ha¬ 
ben. Inge Scharna 



Thema der Woche 


Yes, we scan! 

Die Bundesregierung tut ahnungs¬ 
los, aber die Adenauerregierung Un¬ 
terzeichnete bereits Ende Juni 1955 
eine „deutsch-alliierte Vereinbarung 
bezüglich der Erfüllung des geheimen 
Memorandum of Understanding“. Das 
„Memo of Understanding“ enthielt 
geheime Vereinbarungen zur Geheim¬ 
diensttätigkeit der Westmächte in der 
BRD ... 

Seite 9. 


Weltweiter 

Aktionstag 

Gegen Überwachung 

Am 27. Juli finden weltweit Demons¬ 
trationen gegen „Prism“, „Tempora“, 
„Indect“ und das Utah Data Center 
statt, auf denen auch die Solidarität 
mit Edward Snowden, Bradley Man- 
ning und anderen Whistleblowern 
ausgedrückt werden soll. In dem Auf¬ 
ruf zu den Demonstrationen heißt 
es u.a.: „Jeder muss sich mit Edward 
Snowden fragen: Möchte ich in einer 
Gesellschaft leben, in der ein außer 
Kontrolle geratener Überwachungs¬ 
staat täglich meine Privatsphäre ver¬ 
letzt, um jeden meiner Schritte und 
Gedanken in der digitalen Welt auf¬ 
zuzeichnen? Möchte ich Bürger oder 
Untertan sein? Wir sagen: Stoppt 
PRISM! Stoppt TEMPORA! Stoppt 
INDECT! Verhindert das Utah Data 
Center!“ 

Edward Snowden; „Letztenendes 
fürchtet sich die Obama-Regierung 
nicht vor Whistleblowern wie mir, 
Bradley Manning oder Thomas Drake. 
Wir sind staatenlos, eingesperrt, oder 
machtlos. Nein, die Obama-Regierung 
fürchtet sich vor euch. Sie fürchtet sich 
vor einer informierten, aufgebrachten 
Öffentlichkeit, die jene verfassungs¬ 
treue Regierung einfordert, die ihr 
versprochen wurde - und das sollte 
sie sich auch.“ 

Weltweiter Aktionstag 

Demonstration in Berlin, Samstag, 27. 
Juli 2013,14 Uhr Kottbusser Tor 

Weitere Demonstrationen finden 
statt in: Frankfurt - Heidelberg - Hei¬ 
denheim - Leipzig - Pinneberg - In¬ 
golstadt - Köln - Mannheim - Würz¬ 
burg - München - Münster - Regens¬ 
burg-Saarbrücken -Trier- Ulm 
Portland, Maine. - Los Angeles, CA. - 
Portland, Maine. - Minneapolis MN.- 
San Francisco, CA.- Berkeley, CA.- Bos¬ 
ton, Ma. - Oklahoma City - Madison, 
Wl - Leavenworth, KS, USA - Vancou- 
ver, BC. - Perth, Western Australia. - 
Brussels - London - Petersborough, 
UK- Pembrokeshire, UK-15M in Spa¬ 
nien. 


Achtung 

Doppelnummer! 

Die Nummer 31 der UZ erscheint 
am 2. August. 


Auf der Hompage seines Ministeri¬ 
ums kündigte Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich seine USA- 
Reise wie folgt an: „Es geht darum, 
noch offene Fragen zu den jüngsten 
Veröffentlichungen mit unseren ame¬ 
rikanischen Partnern soweit wie mög¬ 
lich zu klären. Die Zusammenarbeit 
mit den USA ist für uns in der Sicher¬ 
heitspolitik von wesentlicher Bedeu¬ 
tung. Gleichzeitig möchte ich unse¬ 
ren amerikanischen Partnern deutlich 
machen, wie wichtig die Wahrung der 
Verhältnismäßigkeit und der Persön¬ 
lichkeitsrechte unserer Bürgerinnen 
und Bürger dabei für uns sind.“ Nun 
ist er zurück und kann die Nation be¬ 
ruhigen, dass alles Machbare zu un¬ 
serem Besten getan wird. Der große 
Bruder passt schon auf uns auf. 

Mit dem US-Überwachungspro- 
gramm Prism würden weltweite 


Besuch beim großen Bruder 

Totale Überwachung - na und? 


Kommunikationsdaten „gezielt nach 
Begriffen wie Terrorismus“ durch¬ 
sucht, ließ Herr Friedrich im ZDF- 
„Heute-Journal“ verlauten. Wenn 
also ein potentieller Attentäter seine 
Kumpel per Mail informiert: „Unse¬ 
re Massenvernichtungswaffen sind da 
und da, wir können jetzt unsere ter¬ 
roristische Aktion durchführen“, hat 
das NSA diese Spitzbuben sofort am 
Haken. Soll schon 45mal geklappt ha¬ 
ben. Auf diesem Weg scheint der NSA 
auch Saddam Husseins Massenver¬ 
nichtungswaffen gefunden zu haben. 
Die Verhältnismäßigkeit wird ge¬ 
wahrt: Es werden schließlich alle 
Bundesbürger ausspioniert und da¬ 
mit wird niemand benachteiligt. Der 
BND geht nach Medienberichten 
von einer „totalen“ Überwachung 
aus. Kommunikationsdaten wie Ab¬ 
sender und Empfänger von elektroni¬ 



schen Nachrichten werden vom NSA 
flächendeckend und dauerhaft gespei¬ 
chert. Aber nicht nur per „Prism“ wer¬ 
den die Bürgerinnen und Bürger hier¬ 
zulande wie weltweit bespitzelt, auch 
die flächendeckenden Spionagepro¬ 
gramme Großbritanniens („Tempo¬ 
ra“) und Frankreichs verstoßen gegen 
Grundrechte. 

Alle Geheimdienste der Welt und 
auch der Bundesnachrichtendienst 
arbeiteten nämlich mit ähnlichen 
Programmen, erklärte Friedrich im 
„Heute-Journal“. Das überrascht nun 
wirklich niemandem. Denn nur der 
Naivste wird in Zweifel ziehen, dass 
sowohl die US-amerikanischen wie 
auch die bundesdeutschen Nachrich¬ 
tendienste Zugriff auf die gesamte Te¬ 
lekommunikation der Bevölkerung 
haben und sich dieser auch bedienen. 
Und zwar nicht erst seit einigen Jah¬ 
ren (siehe auch Seite 9). Es bleibt da¬ 
her nur eine Frage offen: Was wollte 
Friedrich überhaupt in den USA? 

Werner Sarbok 
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... bis sie quietschen! 

2. Tarifverhandlung für den hessischen Einzelhandel ohne Ergebnis 


Sozialkolumne von Manfred Dietenberger 

Die graue 
Wohnungsnot 


Früher oder später trifft es jeden: 
die Kraft schwindet und selbst das 
Treppensteigen wird zur Herausfor¬ 
derung. Ab ins Seniorenheim? Um¬ 
fragen zufolge, wünschen sich mehr 
als 90 Prozent aller Deutschen bis ins 
hohe Alter in den eigenen vier Wän¬ 
den leben zu können. Ob das aber 
möglich ist, hängt vor allem davon ab, 
ob die Wohnung auf die Bedürfnisse 
älterer Menschen zugeschnitten ist. 
Statistiken zeigen, dass von den rund 
41 Mio. Wohnungen in Deutschland 
lediglich 250 000 altersgerecht sind. 
Schon heute fehlen hierzulande 2,5 
Mio. barrierefreie Wohnungen. 

Dass die Menschen immer älter wer¬ 
den, das ist eine nicht zuletzt dem 
medizinischen Fortschritt zu verdan¬ 
kende Entwicklung und wäre wirk¬ 
lich Grund zur Freude. Im real exis¬ 
tierenden Kapitalismus aber wird 
das eher zu einem Problem. Für die 
kapitalistische und daher immer nur 
am Profit orientierte Wirtschaft sind 
Rentnerlnnen nur als Konsumenten 
interessant. Um den Rentnern aber 
einen auskömmlichen Feierabend zu 
ermöglichen müsste die Gesellschaft 
die Infrastruktur dafür schaffen. 
Doch genau das geschieht nicht. Den 
Rentnern droht nicht nur Altersar¬ 
mut sondern auch noch der soziale 
„Wohn-Abstieg“ und der Pflegenot¬ 
stand. Die aktuelle Studie „Wohnen 
65plus“ des Pestel-Institut hat ermit¬ 
telt: im Jahr 2035 werden in Deutsch¬ 
land nahezu 24 Mio. Menschen älter 
als 65 Jahre sein - über 40 Prozent 
mehr als heute. Damit sei bundesweit 
ein enorm wachsender Bedarf an Se¬ 
nioren-Wohnungen verbunden. 

Der Wohnungsmarkt aber ist nicht 
sozial sondern profitorientiert und 
so fehlt es z.B. an barrierearmen 
Wohnungen und auch an kleinen 
Wohneinheiten. Außerdem, so stellt 
die Studie fest: Mit der starken Zu¬ 
nahme Älterer wird auch die Zahl 
der Pflegebedürftigen rasant wach¬ 
sen. Bereits 2035 werde es 3,5 Mio. 
Pflegebedürftige geben. Ihr Anteil 
an der Gesamtbevölkerung werde 
damit von derzeit rund 2,9 auf dann 
4,5 Prozent steigen. Für das Jahr 2050 
rechnen die Wissenschaftler sogar 
mit mehr als 4 Mio. Pflegebedürfti¬ 
gen. Die Ausgaben - damit aber auch 
die Profite - im Pflegebereich wer- 


Im Vorfeld der Bundestagswahlen ruft 
der DGB unter dem Motto „Gute Ar¬ 
beit. Sichere Rente. Soziales Europa. 
Aktiver Staat.“ zu einer Großdemons¬ 
tration und Kundgebung am 7. Sep¬ 
tember in Hannover „für einen konse¬ 
quenten Politikwechsel“ auf. 

Der DGB hat vier Forderungen in den 
Mittelpunkt des Aufrufs zur Demons¬ 
tration gestellt: 

★ Gute Arbeit statt perspektivloser 
Jobs: Eine neue Ordnung auf dem Ar¬ 
beitsmarkt soll gute Löhne und faire 
Arbeitsbedingungen sichern. 

★ Sichere Rente statt Altersarmut: 
Eine solidarische Alterssicherung 
muss den Lebensstandard sichern; 
Schluss mit der Rente mit 67! 

★ Soziales Europa statt Sozialabbau: 
Anstelle von radikalen Kürzungspro¬ 
grammen braucht es Investitions- und 
Konj unkturprogramme. 

★ Aktiver Staat statt Reichtum für we¬ 
nige: Eine gerechte Steuerpolitik ist 
Voraussetzung für öffentliche Aufga¬ 
ben und Investitionen in Bildung, So¬ 
ziales und Infrastruktur. 

Die Auftaktkundgebungen finden um 
11 Uhr an der Goseriede und auf dem 
Schützenplatz statt und um 13 Uhr ist 
die Abschlusskundgebung am Opern¬ 
platz geplant. Als Rednerinnen und 
Redner werden erwartet Frank Bsirske 



den explodieren: 2035 erwartet das 
Pestel-Institut knapp 33 Milliarden 
Euro an Kosten bei der Pflegeversi¬ 
cherung - 50 Prozent mehr als heu¬ 
te. Die Hilfe zur Pflege als staatliche 
Sozialleistung werde dann sogar um 
das Fünffache auf 18 Milliarden Euro 
steigen. Insgesamt wird die Pflege im 
Jahr 2035 rund 25,4 Milliarden Euro 
mehr kosten als heute, rechnen die 
Wissenschaftler vor. Aber was bleibt 
einem anderes übrig: Wer heute als 
älterer Mensch auf Pflege angewie¬ 
sen ist und keine altersgerecht ausge¬ 
stattete Wohnung hat, ist gezwungen, 
schon allein deshalb ins Pflegeheim 
zu gehen, weil eine ambulante Be¬ 
treuung in den eigenen vier Wänden 
nicht mehr möglich ist. 

Ein beachtlicher Teil dieser Aus¬ 
gaben ließe sich mit barrierefreien 
Wohnungen vermeiden. Die Frage 
nach der Finanzierung ist leicht zu 
beantworten. Rund 7 200 Euro pro 
Jahr betragen die Mehrkosten der 
stationären gegenüber der ambulan¬ 
ten Pflege. Ein Umbau zur barrie¬ 
refreien Wohnung kostet im Schnitt 
rund 15 600 Euro. Also ließe sich 
eine seniorengerechte Wohnungs¬ 
sanierung in gut zwei Jahren finan¬ 
zieren. Ältere Menschen leben oft in 
für sie zu großen Wohnungen. Es ist 
notwendig, ihnen kleinere und damit 
auch bezahlbare Wohnungen anzu¬ 
bieten. Dies insbesondere auch vor 
dem Hintergrund einer zunehmen¬ 
den Altersarmut. Bereits heute sind 
rund 3 Prozent Prozent der Senioren 
auf Grundsicherung im Alter ange¬ 
wiesen. Ihre Zahl wird in den kom¬ 
menden zwanzig Jahren auf mehr als 
25 Prozent steigen, es sei denn, wir 
verhindern dies. 


(Vorsitzender von ver.di), Susanna 
Camusso (Generalsekretärin der Ge¬ 
werkschaft CGIL in Italien), Dr. Ulrich 
Schneider (Hauptgeschäftsführer Der 
Paritätische Gesamtverband) sowie 
Helga Schwitzer (Vorstandsmitglied 
der IG Metall). 

Zeichen setzen zur 
Bundestagswahl 

Das Bündnis UmFAIRteilen ruft zu 
Demonstrationen am 14. 9. in Berlin 
und Bochum auf. In dem Aufruf heißt 
es: Eine Woche vor der Bundestags¬ 
wahl, am 14. September gehen wir in 
Berlin und Bochum mit vielen Men¬ 
schen auf die Straße und sagen: Ge¬ 
nug! Wir fordern von der künftigen 
Bundesregierung eine gerechte Steu¬ 
erpolitik, die große Vermögen wieder 
angemessen an der Finanzierung un¬ 
seres Gemeinwesens beteiligt! Stellen 
Sie sich hinter die Forderungen un¬ 
seres Bündnisses! Unterzeichnen Sie 
den Aufruf „Umfairteilen - Reich¬ 
tum besteuern!“ Informieren Sie vie¬ 
le Menschen über unsere Aktionen - 
im Freundeskreis oder an öffentlichen 
Orten. 

Die aktuellsten Informationen zu den 
Aktionen sind auf der Internetseite 
des Bündnisses unter www.umfairtei- 
len.de zu finden. 


R ichtig „menschenfreundlich“ 
gibt sich der Handelsverband 
Deutschland HDE, wenn er in 
seinen Wahlprüfsteinen für die Bundes¬ 
tagswahl in diesem Jahr „Forderungen 
an die Politik“ richtet und gleichzeitig 
„Antworten des Handels“ präsentiert. 
Eine dieser Antworten auf die Forde¬ 
rung: „Konsum stärken 4 ,‘lautet: „Gebo¬ 
ten ist die Entlastung der Steuerpflich¬ 
tigen von Abgaben zur Erhöhung des 
verfügbaren Einkommens.“ Das sei 
„ein Gebot der Gerechtigkeit 4 . 4 
Wer sich so „rührend“ um das Wohl 
der arbeitenden Bevölkerung und der 
Steuerzahler (dazu gehören immer 
weniger Unternehmer!) kümmert - 
kann so jemand Schlimmes planen, 
wenn er wie der HDE eine 
„Modernisierung“ der Tarif¬ 
verträge im Einzelhandel will? 

Die Antwort auf diese Frage 
durch die Prüfung der unter¬ 
nehmerischen Forderungen in 
der laufenden Tarifrunde fällt 
schon vor der Bundes- und 
Landtagswahl am 22. Septem¬ 
ber eindeutig aus: Ja! Denn die 
Einzelhändler wollen die Ar¬ 
beitsbedingungen für die bun¬ 
desweit mehr als 3 Millionen 
und in Hessen etwa 225 000 
Beschäftigten der Branche 
dauerhaft verschlechtern. Da¬ 
bei geht es neben der Zerschla¬ 
gung von tariflichen Schutz¬ 
rechten nicht nur um Verlus¬ 
te von einigen Euro, sondern 
jährlich um stattliche Summen. 
Angesichts dessen kann die 
gewünschte „Entlastung der 
Steuerpflichtigen“ lediglich als 
ein Trick gewertet werden, in¬ 
dem der HDE staatlicherseits 
laut „mehr Netto vom Brutto“ 
verlangt, weil er selbst vorher 
die Bruttomonatseinkommen 
der Beschäftigten durch „Ein¬ 
sparungen“ bei den Personal¬ 
kosten drastisch gesenkt hat. 

Diese Selbstbedienung läuft 
für die Einzelhändler bereits 
gewinnbringend bei der staat¬ 
lichen Zuzahlung in Höhe von 
jährlich 1,5 Milliarden Euro an 
Beschäftigte, deren erarbeite¬ 
tes Einkommen nicht zum 
Leben reicht und die zusätz¬ 
liche „Sozialhilfe“ als „Aufsto¬ 
ckung“ benötigen. Der HDE 
möchte seinen Kahlschlag 
bei den Tarifverträgen durch 
Steuererleichterungen auf Kosten der 
Allgemeinheit wenigstens teilweise 
„ausgebügelt“ wissen. Damit sollen die 
Beschäftigten über den gesamten Um¬ 
fang der unternehmerischen Schweine¬ 
reien getäuscht werden. Doch so ein¬ 
fach wird ihm dieses Vorhaben nicht 
gelingen. Denn die seit Wochen be¬ 
trieblich Streikenden und öffentlich 
Kämpfenden wissen längst, was auf 
dem Spiel steht, wenn es ihnen nicht 
gelingen sollte, die Pläne der Unter¬ 
nehmer zu durchkreuzen. Aber ganz 
so erfolg- und sinnlos, wie es der HDE 
gerne in der Presse verkündet, schei¬ 
nen die Streiks und Aktionen nicht zu 
sein, sonst würden die Geschäftsleitun¬ 
gen der betroffenen Konzerne nicht 
derart aufgeschreckt und nervös bis 
allergisch darauf reagieren. Dennoch 
reichte der Druck von „unten“ bislang 
nicht aus, die Unternehmer zur Um¬ 
kehr zu bewegen. 

Auf der zweiten Tarifverhandlung für 
den hessischen Einzelhandel am 1. Juli 
wurde zwar klar, dass die Unternehmer 
einige heftige Eingriffe in den Mantel¬ 
tarifvertrag wie beispielsweise die Be¬ 
seitigung der Mindestbeschäftigungs¬ 
zeit von 20 Stunden wöchentlich und 
4 Stunden täglich sowie die Abschaf¬ 
fung der Zuschläge für Spätöffnungs¬ 
und Nachtarbeit für alle Beschäftigten 
nicht mehr verlangen. Doch ihre For¬ 
derungen zielen weiterhin darauf ab, 
die Bezahlung und die Arbeitsbedin¬ 
gungen von vielen Beschäftigten dras¬ 
tisch zu verschlechtern: Sie wollen die 
Arbeitszeit von 37,5 Wochenstunden so 
flexibilisieren, dass diese nicht mehr in 
jeder Woche oder im Durchschnitt von 


höchstens drei Monaten, sondern nur 
noch in einem Zeitraum von bis zu 
zwei Jahren eingehalten werden muss. 
Dadurch wäre es den Unternehmern 
erlaubt, das Personal im Rahmen des 
Arbeitszeitgesetzes von bis zu 10 Stun¬ 
den täglich an 5 oder 6 Tagen pro Wo¬ 
che, also wöchentlich 50 bis 60 Stunden 
einzusetzen. In umsatzschwachen Zei¬ 
ten würden die Beschäftigten zwangs¬ 
weise in Freizeit geschoben, damit im 
Zwei-Jahres-Durchschnitt irgendwie 
die 37,5-Stunden-Woche erreicht wür¬ 
de. Andererseits wäre es möglich, was 
hier und dort schon tarifvertragswidrig 
geschieht, heute „überflüssiges“ Perso¬ 
nal ins Minus zu planen, um es morgen 
dann zur „Erfüllung seiner arbeitsver¬ 


traglichen Pflichten“ zu jeder beliebi¬ 
gen Schicht zwingen zu können. 

Aus ihrer Sicht nur konsequent wollen 
die Unternehmer durch die „Flexibi¬ 
lisierung“ der Arbeitszeit nicht bloß 
alle Überstunden beseitigen, sondern 
gleichzeitig den manteltarifvertrag¬ 
lich garantierten Rechtsanspruch von 
Teilzeitbeschäftigten streichen, dau¬ 
erhaft eine Erhöhung ihrer Arbeits¬ 
zeit durchsetzen zu können, wenn sie 
innerhalb von 12 Monaten 4 Monate 
oder 17 Wochen lang durchschnittlich 
über 20 Prozent der im Arbeitsvertrag 
vereinbarten Arbeitszeit leisten. Damit 
würde den Teilzeitbeschäftigten aller¬ 
dings eine äußerst wichtige Chance 
genommen, jemals über die zu Beginn 
des Arbeitsverhältnisses im Einzelhan¬ 
del vereinbarte Arbeitszeit hinaus zu 
kommen. Wird dieser Rechtsanspruch 
des Manteltarifvertrages aufgeho¬ 
ben, dann wird jede Arbeitszeiterhö¬ 
hung - wie schon heute nicht selten - 
ausschließlich zur „Nasenprämie“ für 
Wohl- oder arschkriecherisches Ver¬ 
halten der Beschäftigten gegenüber 
den Vorgesetzten. 

Für alle Tätigkeiten ohne vorherge¬ 
hende Ausbildung und nach kurzer 
Einweisung soll eine Billiglohngruppe 
von anfangs 8,20 Euro, ab dem 4. Mo¬ 
nat der Beschäftigung von 8,50 Euro 
eingeführt werden. Damit sollen an¬ 
geblich die derzeit fast überall zu Dum¬ 
pinglöhnen im Werksvertrag schuften¬ 
den Auffüller oder Warenverräumer, 
aber auch Wach-, Kontroll-, Schließ-, 
und Reinigungspersonal, wieder „zu¬ 
rück in den Tarifvertrag“ gebracht 
werden. Es ist schon etwas merkwür¬ 


dig, dass die gleichen Unternehmer, die 
sonst immer behaupten, sie hätten auf 
die Arbeitsbedingungen bei den Werk¬ 
vertragfirmen keinerlei Einfluss, ganz 
plötzlich meinen, die Rückkehr der 
Beschäftigten solcher „Seelenverkäu¬ 
fer“ in die Einzelhandelsunternehmen 
durch die Einführung einer Billiglohn¬ 
gruppe im großen Stil organisieren zu 
können. Wer garantiert denn, dass die 
„schlauesten“ Auftraggeber nicht doch 
an den wesentlich billigeren Werkver¬ 
tragsfirmen festhalten? Hinter diesem 
tarifpolitischen Manöver der Unter¬ 
nehmer steckt zum einen der Wunsch, 
die bisherige unterste Gehaltsstufe 
von 8,54 Euro gezielt zu unterlaufen, 
damit jede Verhandlung über einen 
tariflichen Mindestlohn im 
Einzelhandel nicht von der 
bisherigen Absicht der ver. 
di geprägt ist, diesen keines¬ 
falls unterhalb der jetzt schon 
niedrigsten Lohngruppe zu 
vereinbaren. Darüber hinaus 
möchten die Unternehmer 
natürlich ihren in der Öffent¬ 
lichkeit und damit auch bei 
der Kundschaft „angeschla¬ 
genen“ Ruf, sie betrieben und 
förderten Lohndumping, Ein¬ 
kommens- und Altersarmut 
durch Vergabe von Aufträ¬ 
gen im Werkvertrag, dadurch 
„aufpolieren“, dass sie künftig 
zu gern darauf verweisen wür¬ 
den, „ihre“ Auffüller und Wa¬ 
renverräumer würden „selbst¬ 
verständlich“ tarifvertraglich 
bezahlt. Mit der Einführung 
einer Billiglohngruppe wäre 
bei der Schlechterstellung 
bestimmter Tätigkeiten al¬ 
lerdings noch nicht Schluss. 
Die Unternehmer wollen bei 
diesen Beschäftigten - natür¬ 
lich - die Zuschläge für Über¬ 
stunden, Spätöffnungsarbeit 
ab 18.30 Uhr und Nachtarbeit 
ab 19.30 Uhr ebenfalls sparen. 
Wie lange es angesichts sol¬ 
cher Dumpinglohnverhältnis¬ 
se dauern würde, bis nicht bloß 
Auffüller und Warenverräu¬ 
mer, sondern jegliches nicht 
ausdrücklich als Verkäufer/in 
eingestelltes und eingesetztes 
Personal in diese Hungerlohn¬ 
stufe „geschleust“ würde, das 
kann sich jeder ausrechnen. 
Es gäbe die garantierte Auf¬ 
stiegschance beim Einkom¬ 
men nicht mehr, wie sie heute besteht: 
„Ungelernte“ wechseln nach dem 
3. Jahr ihrer Tätigkeit in die Gehalts¬ 
stufe der gelernten Verkäufer/innen 
und erreichen so nach 7 Jahren einen 
Stundenlohn von derzeit 13,79 Euro. 
Könnten sich die Unternehmer mit ih¬ 
rer Forderung durchsetzen, dann blie¬ 
ben solche Beschäftigten bei 8,50 Euro 
pro Stunde „kleben“ - ein Verlust von 
stündlich 5,29 Euro, bei einer Vollzeit¬ 
kraft ein jährliches Minus von mehr als 
10 000 Euro. 

Eine solche berufliche und tarifliche 
Zukunft im Einzelhandel können die 
Beschäftigten nicht ernsthaft wollen. 
Viele haben die Gefahren erkannt und 
beteiligen sich aktiv an der Verteidi¬ 
gung des Manteltarifvertrages und 
der Abwehr der Angriffe auf das be¬ 
stehende tarifliche Gehalts- und Lohn¬ 
system. Die ersten positiven Wirkun¬ 
gen dieses Engagements auf die Un¬ 
ternehmer zeigen den richtigen Weg: 
weiter Druck machen, stärker wer¬ 
den, unablässig die noch abseits ste¬ 
henden Kolleginnen und Kollegen von 
der Notwendigkeit des persönlichen 
Einsatzes im Arbeitskampf und Tarif¬ 
konflikt überzeugen - bis zum Erfolg. 
Dieser wird um so schneller zu errei¬ 
chen sein, wenn es gelingt, die Streiks 
zu verbreitern, sie in noch nicht direkt 
beteiligte Betriebe zu tragen, bis die 
Unternehmer quietschen und sich 
nach den „guten alten Zeiten“ zurück¬ 
sehnen, als sie den Manteltarifvertrag 
noch nicht gekündigt und die aktuelle 
Lohnstruktur noch nicht in Frage ge¬ 
stellt hatten. 

Horst Gobrecht 


Aktionen zur Wahl 

Großdemonstration des DGB am 7. September in Hannover 
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Extrem wenig Geld 

Altersarmut trifft besonders Migranten 


„Wir werden uns nicht beugen“ 

Streikaktionen in München - 3. Tarifverhandlung im 
bayerischen Einzelhandel ergebnislos 


Es war einmal. Im Wirtschaftswunder¬ 
land BRD herrschte akuter Arbeits¬ 
kräftemangel, rund 600 000 offene 
Stellen konnten nicht besetzt werden. 
Die deutschen Unternehmen warben 
mit Info-Bussen und Veranstaltungen 
und Hochglanzbroschüren in halb Eu¬ 
ropa um „Gastarbeiter“. Am 10. Sep¬ 
tember 1964 kam der Portugiese Ar- 
mando Rodrigues de Sä nach drei Ta¬ 
gen Fahrt in einem Sonderzug im 
Bahnhof Köln-Deutz an. Gleich vom 
Zug weg wurde Rodrigues zum parat 
stehenden Empfangskomitee geführt, 
wo ihm der damalige Metallarbeit¬ 
geberpräsident Manfred Dunkel im 
Beisein der Presse ein Moped Marke 
„Zündapp Sport Combiette“ schenkte. 
Die ersten Gäste, die Deutschland offi¬ 
ziell ins Land bat, um fleißig beim Wirt¬ 
schaftswunder Hand anzulegen, kamen 
aus Italien: 1955 schloss die Bundesre¬ 
publik mit Rom ein Anwerbeabkom- 
men für italienische Arbeitskräfte ab. 
Es folgten 1960 Griechenland und Spa¬ 
nien, bis Ende der Sechziger zudem 


Prof. Dr. 

Christoph Butterwegge 

Das hierzulande schon heute bestehende, 
also keineswegs - wie häufig behauptet - 
erst in ferner Zukunft drohende Problem 
der Verarmung vieler alter Menschen ist 
für die Betroffenen deshalb besonders 
gravierend, weil ihnen jede Hoffnung auf 
einen auskömmlichen Ruhestand geraubt, 
nach einem häufig langen, entbehrungs¬ 
reichen Arbeitsleben die Würde genom¬ 
men und ein gerechter Lohn für ihre Le¬ 
bensleistung vorenthalten wird. Zudem 
wirkt Altersarmut als gesellschaftliche 
Drohkulisse und politisches Disziplinie¬ 
rungsinstrument für die Arbeitnehmer/ 
innen, das Millionen jüngere Menschen 
nötigt, härter zu schuften und einen 
wachsenden Teil ihres mühselig verdien¬ 
ten Geldes auf den Finanzmärkten in der 
trügerischen Hoffnung anzulegen, durch 
private Vorsorge einen materiell gesicher¬ 
ten Lebensabend verbringen zu können 


Marokko, Portugal, Tunesien und Ju¬ 
goslawien. Sie wurden gebeten, nach 
Deutschland zu kommen, weil hiesige 
Firmen Arbeitskräfte brauchten. Milli¬ 
onen Menschen folgten dem Ruf und 
verließen in den 60er- und 70er-Jahren 
ihre Heimatländer in Süd- und Osteu¬ 


ropa, um der Armut zu entfliehen. Die 
früher Gastarbeiter genannten Män¬ 
ner und Frauen arbeiteten viele Jahre 
in Fabriken und Büros. 

Nun sind sie alt - und nun leben viele 
von ihnen wieder am Rande der Armut. 
41,5 Prozent der Ausländer im Ren¬ 
tenalter waren 2011 armutsgefährdet. 
Das zeigt eine Studie des Wissenschaft¬ 
lers Eric Seils vom gewerkschaftsnahen 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli¬ 
chen Institut (WSI). Die Analyse be¬ 
ruht auf amtlichen Daten des Mikro¬ 


zensus und soll demnächst in den WSI- 
Mitteilungen veröffentlicht werden. 
Die Armutsquote unter älteren Aus¬ 
ländern ist demnach mehr als dreimal 
so hoch wie unter deutschen Staats¬ 
bürgern im Rentenalter, bei denen die 
Rate 12,1 Prozent beträgt. Als armuts¬ 
gefährdet gelten laut EU-Definition 
Menschen, die über weniger als 60 Pro¬ 
zent des mittleren Einkommens verfü¬ 
gen. Für Alleinstehende bedeutet dies, 
dass sie 2011 mit weniger als 848 Euro 
im Monat auskommen mussten, in¬ 
klusive Rente und an¬ 
derer Einkünfte. Für 
Paare lag die Schwel¬ 
le bei 1 272 Euro. Der¬ 
zeit werde zwar viel 
über die Rückkehr 
der Altersarmut dis¬ 
kutiert, schreibt Studi¬ 
enautor Eric Seils. In 
der Debatte sei bisher 
aber übersehen wor¬ 
den, „dass es mit den 
ehemaligen Gastar¬ 
beitern 4 schon heute 
eine Gruppe gibt, die 
in sehr hohem Maße 
von Altersarmut be¬ 
troffen ist“. 

Migranten haben der 
Studie zufolge oft nur 
sehr geringe Renten. 
So erhielt ein auslän¬ 
discher männlicher 
Neurentner vor zwei 
Jahren im Schnitt 623 
Euro im Monat von 
der Rentenversiche¬ 
rung - und damit 361 
Euro weniger als Ru¬ 
heständler mit deut¬ 
schem Pass. Oft reicht 
das Geld nicht, um 
über die Runden zu 
kommen, die Men¬ 
schen sind auf staat¬ 
liche Hilfen ange¬ 
wiesen. So bezogen 
zuletzt 12,7 Prozent 
der Ausländer ab 65 
Jahren Grundsiche¬ 
rung. Unter den älte¬ 
ren Deutschen waren 
nur 2,1 Prozent auf 
diese Leistung ange¬ 
wiesen. Extrem we¬ 
nig Geld. 


Im harten Tarifkonflikt um existenzsi¬ 
chernde Tarifverträge im bayerischen 
Einzelhandel kam es bei der dritten Ta¬ 
rifverhandlung in München zu keinem 
Ergebnis. Erstmals legten die Arbeit¬ 
geber ein Angebot vor, knüpften dieses 
aber an gravierende Verschlechterun¬ 
gen als Voraussetzung. 

„Die Beschäftigten haben in den letz¬ 
ten Wochen ihre Verärgerung eindeu¬ 
tig zum Ausdruck gebracht. Sie wollen 
endlich tariflich abgesicherte Entgelt¬ 
erhöhungen, weil sie sich diese ver¬ 
dient und längst erarbeitet haben“, 
sagte Hubert Thiermeyer, ver.di Ver¬ 
handlungsführer unmittelbar nach den 
Verhandlungen. 

„Wollten die Arbeitgeber echte Refor¬ 
men der Tarifverträge, hätten sie die 
gemeinsamen Reformprojekte nicht 
verlassen dürfen. Wir stehen nach wie 
vor für Reformen, die den Namen ver¬ 
dienen - jedoch nicht für Kahlschlag¬ 
orgien auf dem Rücken der Beschäf¬ 
tigten“, so der Gewerkschafter. Vor¬ 
an gegangen waren mehrere hundert 
Streikaktionen seit der letzten Tarif¬ 
verhandlung. 

Tolle Stimmung am Stachus in Mün¬ 
chen. Etwa 2 000 Streikende im Ein¬ 
zelhandel treffen sich bei der ver.di- 
Kundgebung. Eine aktive, eine laute, 
eine selbstbewusste Versammlung - 
obwohl die meisten von ihnen bereits 
seit 4 Uhr morgens auf den Beinen wa¬ 
ren. Sie hatten bei der Kundgebung am 
7. Juni versprochen wieder zu kommen, 


wenn die Arbeitgeber-Seite ihre For¬ 
derungen nicht erfüllt. Und sie waren 
viel mehr, als Anfang Juni. 

In seiner kämpferischen Rede sagte 
Hubert Thiermeyer, Fachbereichslei¬ 
ter Einzelhandel bei ver.di in Bayern 
u.a.: „Wenn Menschen bei vergleich¬ 
barer Tätigkeit 30 % unter dem soge¬ 
nannten ortsüblichen Lohn bezahlt 
werden, sprechen Arbeitsgerichte von 
sittenwidriger Bezahlung. 50 % weni¬ 
ger grenzt an organisierte Kriminali¬ 
tät. Sie wollen sittenwidrige Bezah¬ 
lung in den Tarifverträgen durchset¬ 
zen“. 

Auf der Bühne wurde das 1 OOO.ste ver. 
di-Mitglied gefeiert, das im Einzelhan¬ 
del in diesem Jahr eingetreten ist. Und 
es wurde die Betriebsratsvorsitzende 
von Ikea-München besonders begrüßt, 
die mit ihren Kolleginnen erreicht hat, 
dass Ikea wieder in die Tarifbindung 
gehen will. Die Betriebsratsvorsitzen¬ 
de von Karstadt-Olympiazentrum, Ta¬ 
mara Cesur rief: „Wie schön der Sta¬ 
chus mit euch aussieht - ihr seid wun¬ 
derbar“. Auch sie versicherte, dass sie 
sich vor Karstadt nicht beugen werden, 
„und wenn wir Deutschland lahm le¬ 
gen müssen“. 

Es war eine Super-Stimmung bei den 
Streikenden und völlig klar, dass sie 
nicht nachgeben werden, bis ihre Ziele, 
einen existenzsichernden Tarifvertrag 
zu erhalten, erreicht sind. Die DKP 
München überbrachte den Streiken¬ 
den eine Solidaritätsadresse. Soscfl 



„Senhor Rodrigues, seien Sie in der Bundesrepublik 
herzlich willkommen. (...) Dass man zu Ihrer Begrüßung 
auch ,Auf in den Kampf,Torero* gespielt hat, hat 
durchaus symbolischen Charakter. Jetzt geht es an die 
Arbeit. (...) Wir wären ganz froh, wenn wir in unserem 
Land nicht gezwungen wären, soviel Ausländer fern der 
Heimat beschäftigen zu müssen. Nun sind Sie aber da, 
wir brauchen Ihre Hilfe, und Sie sollen es so gut haben, 
wie es eben geht, so gut wie es ein Gast erwarten darf. 
Vergessen Sie nur nicht, Deutsche denken etwas anders 
als Portugiesen, und Portugiesen empfinden manches 
anders als die Deutschen. Das kann man nicht ändern. 
Tusch! In diesem Sinne:,Auf in den Kampf, Senhor Rod¬ 
rigues!“ 4 Handelsblatt, 11.9.64. („Willkommen, Senhor!“) 



Weiter Kohle ohne Ende 

Es gibt wieder Wachstum - im Casino 


„Investmentbanking läuft prima - JP 
Morgan verdient prächtig“ jubelte n-tv. 
Die „Gewinne“ der US-Großzocker- 
bude hätten im zweiten Quartal auf 
6,5 Mrd. Dollar zugelegt. Im Vergleich 
zum Vorjahresquartal „ein Plus von 
fast einem Drittel.“ Auch der Bran¬ 
chenvierte, der Immobilienfinanzierer 
Wells Fargo, habe einen „Rekordge¬ 
winn“ von 5,5 Mrd. Dollar ausgewie¬ 
sen. Die Kreditnachfrage bleibe „ins¬ 
gesamt verhalten,“ wird JP Morgan- 
Chef Jamie Dimon zitiert, man sehe 
aber „viele Anzeichen dafür, dass die 
Wirtschaft sich weiter erholt 44 Welche 
das sein sollen, hatte er nicht verraten. 
Für die fehlende Nachfrage sorgt bis¬ 
lang die US-Notenbank Fed. Sie kauft 
pro Monat (!) Staatsanleihen für etwa 
45 Mrd. und Hypothekenanleihen 
(Mortgage Backed Securities) für 40 
Mrd. Dollar um die Märkte zu stabili¬ 
sieren bzw. die Zinsen zu senken. Bis¬ 
lang hat die Fed einen Grossteil der 
faul gewordenen Altlasten der Hy- 
pothekenfinanzierer Fannie Mae und 
Freddie Mac in die Bücher genom¬ 
men und ihren Besitz an Staatsanlei¬ 
hen auf 1,95 Bio. Dollar ausgeweitet. 
Und damit ihre Bilanz auf 3,5 Bio. Dol¬ 
lar aufgeblasen. Seitdem (dazu etliche 
Millionen im Land of the Free aus ih¬ 
ren Häuser vertrieben wurden) kann 
man selbst mit US-Hypotheken wieder 
Geld verdienen. 

Am 19. Juni hatte Fed-Chef Ben Bern¬ 
anke zaghaft angedeutet, irgendwann 
vom Gas gehen zu wollen. Für Ende 
2013 war auch das Ende von QE 3 
(Quantitativ Easing 3, die gegenwärti¬ 


gen Anleihekäufe) angekündigt. Mitte 
2014 sollte dann mit der Gelddruckerei 
ganz Schluss sein. Die Reaktionen am 
Aktienmarkt waren deutlich. Der Dax 
verlor über 3 %. 

Drei Wochen später ruderte Bernanke 
zurück. Die US-Wirtschaft brauche auf 
absehbare Zeit eine „sehr expansive 
Geldpolitik.“ Nun, das dürfte wohl so 
sein. Die US-Industrieproduktion liegt 
immer noch etwa 2 % unter Vorkrisen¬ 
niveau (2007). JP Morgan schätzt das 
BIP-Wachstum in 2013 immerhin noch 
auf 1 %, während Barclays gerade noch 
an 0,6 % glaubt. Immer vorausgesetzt 
Bernanke lässt seinen großen Staub¬ 
sauger eingeschaltet mit dem er Mas¬ 
sen uneinbringlichen Papierschrotts ins 
Eccles Building an der Constitution 
Avenue saugt, und dafür echte Green- 
backs an die Banken verteilt. Dann 
kann zumindest die Sause im Kasino 
für ein steigendes BIP sorgen. Alles 
in allem haben Fed, EZB, BoE (Bank 
of England) und BoJ (Bank of Japan) 
ihre Bilanzen kumuliert auf 9,2 Bio. 
Dollar aufgeblasen. Wie die Herren 
Bernanke, Draghi, Carney und Kuro- 
da deutlich gemacht haben, wird es da¬ 
bei nicht bleiben. Es ist einigermaßen 
schwer vorstellbar, dass irgendjemand 
ernsthaft an eine Rückführung dieser 
Positionen glaubt. 

Zumal es realwirtschaftlich in allen 
Zentren gerade eher nach unten als 
nach oben geht. Die anhaltende Stag¬ 
nation in den USA und die sich ver¬ 
stärkende Rezession in der EU beginnt 
nun auch das exportgetriebene Wachs¬ 
tum der Schwellenländer nach unten zu 


ziehen und damit die Phantasien von 
einer Entkoppelung des Wachstums 
der Schwellenländer von den entwi¬ 
ckelten kapitalistischen Staaten auch 
faktisch zu entzaubern. Das Export¬ 
volumen der VR China ist im Juni um 
-3,1 % zum Vorjahresmonat zurück¬ 
gegangen. Die Austeritätspolitik zeigt 
Wirkung. Nicht nur das deutsche Ex¬ 
portvolumen in die Eurozone ist um 
-9,6 % zum Vorjahresmonat eingebro¬ 
chen, auch die Volksrepublik musste 
ein Minus von 8,3 % hinnehmen. Da¬ 
gegen scheint der Rückschlag für die 
chinesischen Exporteure in den USA 
mit -5,4 % für den gleichen Zeitraum 
vergleichsweise moderat. Auch für die 
Brasilianer läuft es weniger gut. Im ers¬ 
ten Halbjahr 2013 lagen die Exporte 
verglichen mit dem Vorjahreszeitraum 
um -7,4 % für die EU und -14,8 % für 
die USA deutlich schlechter. Noch 
konnten die guten Werte für Asien und 
Lateinamerika diese Einbrüche nahezu 
auffangen. Ob das allerdings angesichts 
eines deutlich abgeschwächten chinesi¬ 
schen Wachstums, das sich für 2013 in 
Richtung 7 % bewegt, so bleiben wird, 
scheint derzeit mehr als zweifelhaft. 
Immerhin scheint die brachiale Geld- 
Politik der Abenomics Wirkung zu 
zeigen. Bis 2014 will das Japan seine 
monetäre Basis schlicht verdoppeln, 
um so der lähmenden Deflation der 
letzten zwanzig Jahre zu entkommen. 
Dank der damit verbundenen Yen-Ab¬ 
wertung konnten die Exporte, Januar 
bis Mai, gegenüber dem Vorjahreszeit¬ 
raum um 10,1 % gesteigert werden. Al¬ 
lerdings stiegen die Importe ebenfalls 


um 10 %, so dass beim ehemaligen 
Exportweltmeister weiterhin ein Han¬ 
delsbilanzdefizit von rund 17 % (bezo¬ 
gen auf den Export) zu Buche schlägt. 
Aber beim Export in die EU musste 
selbst das wieder auflebende Japan ein 
Minus von 4,9 % hinnehmen. 

Die Krise begann klassisch mit einer 
Finanzkrise. Die Spekulationspyrami¬ 
de brach zusammen und die Kredite 
platzten. Die staatlichen Rettungs¬ 
programme, die Auslagerung und der 
Aufkauf „toxischer Papiere“ sowie eine 
beispiellose Geldflut der Notenbanken 
hat einen großen Bankencrash bislang 
verhindert. Eine Sanierung des glo¬ 
balen Finanzsystems ist damit natur¬ 
gemäß nicht erreicht. Der Abschrei¬ 
bungsbedarf wurde und wird nur umso 
größer. Allerdings, er wird nun zum 
erheblichen Teil von den Staatskassen 
und den Zentralbanken vorgenommen 
werden dürfen. Was sich offenkundig 
ebenfalls nicht erreichen lässt, ist die 
erklärte Absicht der Notenbanker, 
mit ihrem nahezu kostenlosen Geld, 
die konjunkturelle Entwicklung an¬ 
zuschieben. Entgegen dem finanzpoli¬ 
tischen Köhlerglauben: Geld arbeitet 
nicht. Und Menschen arbeiten, unter 
dem Regime des Kapitals, nur dann, 
wenn sich für das Kapital Profite erzie¬ 
len lassen. Wenn es also Konsumenten 
gibt, deren Kaufkraft hinreichend ist, 
das eingesetzte Kapital plus Mehrwert 
zu finanzieren. Die Verbilligung der 
Kredite kann zwar hilfreich sein, den 
Verwertungszyklus in Gang zu setzen, 
aber ohne die nötige Finanzkraft der 
Konsumenten bleibt alles Quantitative 


Easing eitel. Hier liegt gewissermaßen 
die objektive Grenze aller monetären 
Konjunkturbemühungen. Eine Grenze, 
die von der globalisierten Sparapostel¬ 
fraktion nach Kräften verstärkt wird. 
Da es eine Art natürlichen Widerwil¬ 
len der, sagen wir einmal Wohlhaben¬ 
den gibt, ihren zusammengekratzten 
Reichtum aus solch niedrigen Moti¬ 
ven wie der Konjunkturfinanzierung 
den gerade so optimal Ausgebeute¬ 
ten wieder zufließen zu lassen, hatte 
John Maynard Keynes vorgeschlagen, 
der Staat solle zumindest mit geliehe¬ 
nem Geld als Konsument in die Bre¬ 
sche springen. Geld, das man in besse¬ 
ren Zeiten dann zurück zahlen könne. 
Der Vorhaltung, dass sein Konzept auf 
lange Sicht ebenfalls nicht funktionie¬ 
ren könne, entgegnete er bekanntlich 
mit dem kaum zu widerlegenden Ar¬ 
gument: „Auf lange Sicht sind wir alle 
tot.“ 

Die gegenwärtigen Krisenpolitiker, 
an der Spitze die geliebte Kanzlerin 
des Bildzeitungs-Volkes scheinen auf 
Keynes Entgegnung ein fröhliches 
„Dann ist es ja eh 4 egal“ parat zu ha¬ 
ben. Und durchaus mit Erfolg. Die Sui¬ 
zidrate in Griechenland scheint sich in 
schneller Bewegung des in dieser Dis¬ 
ziplin weltweit mit Abstand führen¬ 
den, von unserem Bundespräsidenten 
so hochgelobten EU-Vorzeigestaates 
Litauen anzupassen. Litauen beweist: 
Man kann das Arbeitslosenproblem 
auch durch Auswanderung und Selbst¬ 
mord lösen. Der Kapitalismus ist nicht 
umsonst berühmt für seine Kreativität. 

Klaus Wagener 
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Rot und Grün - das walte Duin 


Die Grünen schöpfen ihr Wählerpoten¬ 
tial aus dem Lager der ökologisch ori¬ 
entierten Besserverdiener. Stadtteilbe¬ 
zogene Wahlanalysen lassen erkennen, 
wo die sozial-etablierten Grün-Wäh¬ 
ler wohnen. Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) hat dazu 
eine genaue Untersuchung vorgelegt. 
Danach hat sich der Anteil grüner Par¬ 
teibindungen zwischen 1984 und 2010 
mehr als verdreifacht. Diese Steigerung 
wird nur noch von der Gruppe „Selbst¬ 
ständige/Freiberufler“ knapp überbo¬ 
ten. Der „Merkur“ fasste zusammen: 
„Heute ist der höchste Anteil Grünen- 
Wähler bei Personen mit dem höchs¬ 
ten Einkommen anzutreffen. ,Damit 
untergräbt die Partei den bürgerlichen 
Alleinvertretungsanspruch von CDU 
und FDP’, so das DIW. Der Anteil un¬ 
ter den Beamten, Selbstständigen und 
Angestellten ist hoch, Arbeiter und Ar¬ 
beitslose unterstützen die Partei dage¬ 
gen kaum. Grüne Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik muss auf die klassische 
,linke’ Klientel also weniger Rücksicht 
nehmen als die der SPD.“ 

Nun hat es aber für die Grünen in 
NRW im Rahmen der Tarifauseinan¬ 
dersetzungen im öffentlichen Dienst 
ein Problem gegeben: Die NRW-Lan- 
desregierung hat das Segment der 
Grünen-Wähler unter den besserver¬ 
dienenden Beamten abgestraft. Ge¬ 
schlossenheit nach außen zeigten SPD 
und Grün, als sie den Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst für die Beam¬ 
ten nicht „wie versprochen“ übernah¬ 
men. Die Besoldungsgruppen A11 und 
A 12 bekamen jeweils ein Prozent für 
zwei Jahre zuerkannt, Beamte ab A12 
bekommen keine „Lohnerhöhung“. 
Das aber ist für die Grünen eine wich¬ 
tige Wählergruppe. Die SPD-Klientel 
in den unteren Lohngruppen ging bes¬ 
ser aus dem Rennen. Dumm gelaufen 
für Grün. 

Ein weiterer Brennpunkt: Das Kohle¬ 
kraftwerk in Datteln. Auch die Grünen 
gehörten zu den Kritikern. Mit dem 
Neubau würden die jährlichen Kohlen¬ 
dioxid-Emissionen um 100 Millionen 
Tonnen gesteigert. Ein Landwirt klag¬ 
te. Das Oberverwaltungsgericht Müns¬ 
ter entschied: In Datteln darf nicht ge¬ 
baut werden. Das Bundesverwaltungs¬ 
gericht bestätigte diese Entscheidung 
am 16. März 2010. Verständlicher Jubel 
bei den Grünen. Die waren 2009 noch 
in der Opposition. 13. März 2012: SPD 
und Grüne gewinnen die Landtags¬ 
wahl. Datteln kommt wieder auf die 
Tagesordnung. Neue Situation: Der Re¬ 


Rheinland-Pfalz (RLP) spielt nach 
wie vor eine zentrale Rolle in der im¬ 
perialistischen Kriegsplanung und 
-führung. Ramstein ist das zentrale 
Luftdrehkreuz der US-Amerikaner für 
alle militärischen Interventionen und 
Kriege in West- und Mittelasien, aber 
auch in Nordafrika. 

In Landstuhl ist das größte Militärhos¬ 
pital außerhalb der USA, in das eigene 
Verwundete aus diesem Bereich einge¬ 
flogen und behandelt werden. 

In Büchel in der Eifel lagern 20 US- 
Atombomben, gedacht im „Ernstfall“ 
im Rahmen der „atomaren Teilhabe“ 
von Kampfjets der Bundeswehr ins 
Ziel gebracht zu werden. 

In Idar-Oberstein ist die Artillerieschu¬ 
le der Bundeswehr. 

Auf dem unweit davon gelegenen Trup¬ 
penübungsplatz Baumholder wird das 
Schießen dann mit scharfer Munition 
aller Kaliber geübt. 

Koblenz ist nach wie vor die größte 
Garnisonsstadt in Deutschland. 

Von Spangdahlem aus flogen die Bom¬ 
ber direkt zu Angriffen in das jeweilige 
Kriegsgebiet. 

Wen wundert es, wenn die Frage 
Krieg und Frieden da ein politischer 
Schwerpunkt der DKP Rheinland- 
Pfalz ist. 


Zu den Haarrissen und Unterwerfungsritualen in der NRW-Koalition 



Kohlekaftwerk Datteln IV im Bau. 


gionalverband Ruhr (RVR) beschloss 
im Interesse des Kraftwerksbetreibers 
E.ON mit einer Mehrheit von SPD, 
CDU und FDP gegen Grüne und Lin¬ 
ke, dass Datteln zu Ende gebaut wer¬ 
den soll. Die SPD verdeutlicht: Dumm 
gelaufen für Grün. 

Zum Dritten: Die Bayer AG will die 
hochgiftige CO-Pipeline zwischen 
Krefeld-Uerdingen seit Jahren in Be¬ 
trieb nehmen. Mehrere Abstimmungen 
im Landtag haben gezeigt: SPD, CDU 
und FDP sind mit großer Mehrheit für 
das Bayer-Projekt. Koalitionspartner 
Grün ist dagegen. Es gibt in der Sache 
einen „Kompromiss“. Die Gewichtung 
dieses Kompromisses zeigt die Re¬ 
gierungserklärung vom 13. Mai 2012: 
NRW braucht als „starker, lebendi¬ 
ger Standort ... auch künftig Großin¬ 
vestitionen, z.B. in Industrieanlagen. 
Sonst können wir unseren Wohlstand 
nicht wahren. Damit solche Investiti¬ 
onen weiter akzeptiert werden, haben 
wir die Geschäftsstelle ,Dialog schafft 
Zukunft’ ins Leben gerufen.“ Bayer hat 
ebenfalls mit diesem Ziel ergänzend 
eine eigene Kommunikationsfirma, 
den Think-Tank IFOK, engagiert. Statt 
eines Verbots der CO-Pipeline haben 


Umweltminister Johannes Remmel 
(Grüne)und die Düsseldorfer Regie¬ 
rungspräsidentin Anne Lütges (Grü¬ 
ne) ein neues Planfeststellungsverfah- 
ren mit Bürgerbeteiligung eingeleitet. 
Das ist nett, aber weit weg von der ur¬ 
sprünglichen Ablehnung der Pipeline 
durch die Grünen. 

In Dormagen, wo das Gift in die Pipe¬ 
line eingeleitet werden soll, sind die 
Grünen ähnlich wie im Landtag an ei¬ 
nen Koalitionspartner gebunden: an 
die CDU, denn hier gibt es im Rathaus 
eine Jamaika-Koalition. Die bekann¬ 
testen - gescheiterten - Parteienver¬ 
bindungen dieser Art gab es in Frank¬ 
furt/Main und im Landtag des Saarlan¬ 
des. Bei den divergierenden politischen 
Programmen von CDU, FDP und Grü¬ 
nen ist Disziplin oder Schweigen ange¬ 
sagt. Auch in Dormagen entlang dem 
Pipeline-Projekt. 

Die Beziehung zwischen der dominie¬ 
renden SPD und der kleineren Part¬ 
nerin in Grün hat historische Wurzeln 
auf allen politischen Ebenen: Unver¬ 
gessen ist die Zustimmung der Grü¬ 
nen zum Krieg gegen Jugoslawien un¬ 
ter Einbeziehung der Bundesluftwaffe 
1999 während der Regierung Schrö¬ 


der I. Unvergessen sind die herzlichen 
Begegnungen zwischen dem Befehls¬ 
empfänger Joschka Fischer und der 
US-Außenministerin Madeleine Alb¬ 
right: Fischer sah Auschwitz in Jugosla¬ 
wien, Albright rechtfertigte umgekehrt 
das US-Embargo gegen den Irak, das 
für 500 000 Kinder den Tod bedeute¬ 
te: „Es ist diesen Preis wert.“ Albright 
korrigierte sich später. Fischer soll sei¬ 
ne Aussage bestritten haben. 

In NRW führte der damalige Minis¬ 
terpräsident Peer Steinbrück die Grü¬ 
nen im Sommer 2003 - an einem Ring 
in der Nase - durch den Landtag. Die 
Grünen seien „Blümchenpflücker“ und 
„Blockierer“. Bärbel Höhn, seine Koa¬ 
litionspartnerin, gab gegenüber dem 
„Spiegel“ an, nicht zu erkennen, wel¬ 
ches Ziel Steinbrück damit verfolge. 
Die Chance, dass sie die Bewertungen 
im Rahmen von Koalitionsverhand¬ 
lungen nach der Bundestagswahl am 
22. September dieses Jahres mit Stein¬ 
brück klären kann, gehen eher gegen 
Null. Dabei sind die herrschenden Grü¬ 
nen doch gar keine „Blümchenpflü¬ 
cker“. Und „Blockierer“ sind sie auch 
nicht ... Das freut Wirtschaftminister 
Garreit Duin (SPD), seit dem 21. Juni 
2012 im Amt. 

Er folgte auf Harry Voigtsberger, der 
nach zwei Jahren plötzlich „aus per¬ 
sönlichen Gründen“ das Kabinett ver¬ 
ließ. Dem blonden Ostfriesen Duin sagt 
man nach, dass er durchsetzungsfähig 
sei. Er wurde zu einem der Sprecher 
des konservativen Seeheimer Kreises 
gewählt, stimmte als einziger im SPD- 
Vorstand 2008 gegen die Öffnung ge¬ 
genüber der Linkspartei und verteidig¬ 
te nach der Schröder-Wahlniederlage 
am 18. Oktober 2005 gleichwohl vehe¬ 
ment Hartz IV. In NRW steht Garreit 
Duin für Datteln IV. Seine Ohrfeige für 
die Grünen im WDR-Magazin „West¬ 
pol“: „Ich halte es für ganz wichtig, dass 
wir auch neue Kraftwerke ans Netz ge¬ 
hen lassen (...) Und deshalb wäre es 
gut, wenn wir zeitnah Entscheidungen 
treffen können, die dann die Inbetrieb¬ 
nahme von Datteln IV auch ermögli¬ 
chen.“ 

Reiner Priggen, Chef der Grünen- 
Landtagsfraktion, reagierte pikiert: 
„Der Kollege Duin darf sich alles wün¬ 
schen, jetzt, im Sommer, zu Weihnach¬ 
ten, aber in dem Genehmigungsverfah¬ 
ren mit Wünschen zu operieren, kann 
ich allen nur abraten.“ Duin gab sich 
anschließend „ganz entspannt“ und 
reichte das Projekt in den Zuständig¬ 
keitsbereich seiner Ministerpräsidentin 


Der Tod aus der Pfalz 


Protest gegen die „atomare Teilhabe“ 



RLP immer noch 
Flugzeugträger der NATO 

Als „größten Flugzeugträger“ der 
NATO bezeichnete der damalige Mi¬ 
nisterpräsident Bernhard Vogel (CDU) 
einmal voller Stolz das Bundesland. 
Der südliche Teil der preußischen 
Rheinlande und der bayrischen Pfalz 
waren seit dem 19. Jahrhundert bis in 
den II. Weltkrieg hinein Aufmarschge¬ 
biete gegen den „Erbfeind“ Frankreich, 
aber auch gegen Belgien und Luxem- 
bürg. 

Mittlerweile stillgelegte strategische 
Bahnlinien zeugen von der bis dato al¬ 
les bestimmenden militärischen Infra¬ 
struktur ebenso wie die Hunsrückhö¬ 
henstraße, die Überbauung der Nahe in 
Idar-Oberstein und ein großer Bogen 
der A 61 in Rheinhessen, der die bauli¬ 
che Voraussetzung für einen in wenigen 
Stunden zu errichtenden Ausweichflug¬ 
platz auf der Autobahn war. 
Militärische Anlagen behinderten 
über Jahrzehnte die zivile wirtschaftli¬ 
che Entwicklung, so z.B. ein US-Hub- 
schrauberlandeplatz mitten im Bad 
Kreuznacher Gewerbegebiet. 

Im Zuge des Kalten Krieges änderte 
sich nur die Himmelsrichtung, die Rä¬ 
der und Gleisketten sollten nicht mehr 
nach Westen, sondern nach Osten rol¬ 
len. 


Atomwaffenprotest in Büchel RLP. 

Interventionsarmee 
statt Abrüstung 

Mit dem Zusammenbruch des Sozialis¬ 
mus in Europa änderten sich auch mi¬ 
litärische Planungen. Massenarmeen 
in der Nähe potentieller europäischer 
Einsatzgebiete wurden nicht mehr ge¬ 
braucht. Die Umrüstung auf mit mo¬ 
dernster Technik ausgestattete Inter¬ 
ventionsarmeen vor allem für asym¬ 
metrische Kriege ließ Bundeswehr und 


US-Armee zahlreiche Stützpunkte in 
Rheinland-Pfalz schließen. So waren 
dann z.B. Städte wie Bad Kreuznach 
erstmals seit knapp 100 Jahren frei von 
Militär. Statt etwa die militärischen Lie¬ 
genschaften den Städten und Gemein¬ 
den als Entschädigung für jahrzehnte¬ 
lange Behinderungen in ihrer Entwick¬ 
lung zu überlassen, wurde vom Bund 
versucht, noch möglichst viel Geld aus 
deren Vermarktung herauszuschlagen. 


weiter. Nicht nur die WAZ kommt zu 
folgendem Fazit: „Duin ist strategisch 
im Vorteil, weil Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft (SPD) im Konflikt- 
fall an der Seite der stromintensiven 
NRW-Industrie und der Energiekon¬ 
zerne stehen wird.“ 

Duin steht wirtschaftspolitisch in der 
Nähe der Schuhe des Großindustriel¬ 
len Hugo Stinnes (DVP), einem För¬ 
derer seiner selbst und des Kapitalis¬ 
mus. Statt „Es möge geschehen“, „Das 
steht fest“ oder „Das walte Gott“ wur¬ 
de „Das walte Hugo“ zum geflügelten 
Wort. Der NRW-Wirtschaftsminister 
arbeitet an seinem Ziel: „Das walte 
Duin“ Uwe Koopmann 


Muster von 
einem Grünen 

Bei Jürgen Trittin gibt es mehrere Seiten¬ 
sprünge im politischen Lebenslauf. Erfah¬ 
rungen sammelte er beim Kommunisti¬ 
schen Bund (KB) in Göttingen, als Grüner 
war er dann Atomkraft-Gegner. Ende Janu¬ 
ar 2001 - inzwischen an der Macht - kam 
dann der nächste Schwenk: Als Bundes¬ 
umweltminister forderte er seine eigenen 
Parteifreunde in einem Rundbrief an die 
Kreisverbände in Niedersachsen auf, nicht 
gegen die Atommülltransporte nach Gor- 
leben zu demonstrieren. Der Parteirat der 
Grünen, gleichsam das Establishment der 
Partei, hatte nur eine Woche vorher gefor¬ 
dert, „notwenige Transporte“ mit Atom¬ 
müll aus Frankreich nicht zu blockieren. 
Trittin: „Hiergegen zu demonstrieren hält 
der Parteirat - unabhängig von der Form 
des Protests, ob durch Sitzen, Gehen oder 
Singen - für politisch falsch.“ Trittin-Zu- 
gabe: „Nur weil jemand seinen Hintern auf 
die Straße setzt, finden wir das nicht rich¬ 
tig.“ Die konsequenten Teile der Basis der 
Grünen waren sauer. Die Atom-Wirtschaft 
dürfte zufrieden gewesen sein. Im Sep¬ 
tember 2010 wurde er bei einer Podiums¬ 
diskussion in einem „Hüttendorf“ von der 
Basis mit einer Torte beworfen. Oktober 
2012 wählte die Basis ihn zusammen mit 
Karin Göring-Eckardt zum Spitzenkandi¬ 
daten für die Bundestagswahl. Zum End¬ 
lagersuchgesetz für „Atommüll“ suchen 
Trittin und Bundesumweltminister Peter 
Altmaier (CDU) mit SPD, FDP zusammen 
nach einem Kompromiss. Inzwischen hat 
das Gesetz den Bundesrat passiert. Dieses 
Geschehen ist weit weg vom Hüttendorf 
an der Elbe. 


Unter Abrüstung und Konversion stell¬ 
te und stellt sich die DKP-RLP jeden¬ 
falls etwas anderes vor. 

ln Afrika töten, gesteu¬ 
ert aus der Pfaiz 

Jüngst wurde dann bekannt, dass die 
US-Armee den gegen Afrika gerichte¬ 
ten Teil ihres Drohnenkrieges von Ram¬ 
stein aus steuert. Auch von dort geht der 
Tod per Joystick und Hellfire-Raketen 
aus, wenn potentielle Opfer samt „Kol- 
lateralschäden“ auf der wöchentlichen 
Zielliste des Friedensnobelpreisträgers 
von 2009 stehen. Ein Grund mehr für 
die Friedensbewegung nicht nur in der 
Pfalz, ihre Proteste fortzuführen. Kurz 
nach den Jahrestagen von Hiroshima 
und Nagasaki werden auch wieder Ak¬ 
tionen in Büchel stattfinden mit der 
Forderung nach Verbot und Vernich¬ 
tung aller Atomwaffen weltweit, gegen 
die Modernisierung der in der Eifel ge¬ 
lagerten Atombomben und für deren 
Abzug aus Deutschland. Mitglieder der 
DKP werden sich wieder beteiligen. Im 
Vorfeld wollen die Gruppen mit einem 
Flugblatt sowohl gegen den Tod aus der 
Pfalz als auch gegen die atomare Teil¬ 
habe in der Eifel protestieren und zur 
Beteiligung an den Aktionen der Frie¬ 
densbewegung aufrufen. 

Volker Metzroth 
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Großrazzia gegen bayerische Neonazis 

Behörden wollen neofaschistisches „Freies Netz Süd“ verbieten 



Naziauftritt im Internet. 


ie bayerischen Behörden erhö¬ 
hen den Druck auf die neofa¬ 
schistische Vereinigung „Freies 
Netz Süd“Insgesamt über 700 Beamte 
aus dem Landeskriminalamt und ver¬ 
schiedenen Polizeibehörden durch¬ 
suchten Mitte dieses Monats rund 70 
Wohnungen der extremen Rechten in 
Bayern. Bei der großangelegten Raz¬ 
zia war indes auch eine Wohnung in 
München durchsucht worden, in der 
der mutmaßliche Unterstützer des 
neofaschistischen Terrornetzwerkes 
„Nationalsozialistischer Untergrund“ 
(NSU) Andre E. zu Beginn des Prozes¬ 
ses gewohnt haben soll. Die Behörden 
bestritten jedoch, dass bereits in frü¬ 
heren Jahren Kontakte zwischen der 
Münchner Naziszene und dem NSU- 
Umfeld bestanden hätten. 

Das „Freie Netz Süd“ soll laut den Be¬ 
hörden aus etwa 20 Gruppen bestehen, 
zu dessen engerem Kreis rund 150 Na¬ 
zis sowie 350 Sympathisanten zählen. 
Zur Begründung für die Durchsu¬ 
chungsaktion gaben die Behörden an, 
dass es sich bei dem rechten Zusam¬ 
menschluss um eine Nachfolgeorga¬ 
nisation der bereits 2004 verbotenen 
„Fränkischen Aktionsfront“ handelte. 
Ziel der Razzia sei gewesen, „die 
Strukturen dieses Netzwerkes weiter 
aufzuklären und Beweismaterial für 
ein Vereinsverbot zu sammeln“, hieß 
es in einer Mitteilung des bayerischen 
Innenministeriums. Das Ministeri¬ 
um steht nun vor der Aufgabe nach¬ 
zuweisen, dass es sich bei der rechten 
Organisation tatsächlich um eine ver¬ 
einsähnliche Struktur handelt, um die 
Gruppe überhaupt verbieten zu kön¬ 
nen. 


Die Behörde scheint diesbezüglich 
jedoch durchaus positiv gestimmt zu 
sein. So sei für „den Bereich des Ver¬ 
einsverbots“ durchaus „sehr wertvol¬ 
les Material gefunden worden“, sagte 


Besonders das sogenannte soziale 
Netzwerk „Facebook <( wird von 
den Neofaschisten genutzt 


CSU-Innenminister Joachim Herr¬ 
mann auf einer Pressekonferenz im 
Anschluss an die Razzien. Herrmann 
kündigte außerdem an, „nun die um¬ 
fangreichen Asservate auswerten, um 


entscheiden zu können, ob das ,Freie 
Netz Süd 4 verboten werden kann.“ 
Schon im vergangenen Jahr hatten sich 
alle im bayerischen Landtag vertrete¬ 
nen Parteien für ein Verbot der mili¬ 
tanten rechten Vereinigung ausgespro¬ 
chen. Da sich die Neonazis jedoch - 
wie vielerorts anders auch - keine 
feste Vereinsstruktur gegeben haben, 
um drohende Verbote zu erschweren, 
stellte dies die Behörden auch im Fall 
des „Freien Netzes Süd“ vor Schwierig¬ 
keiten. Schon seit Jahren ist zu beob¬ 
achten, dass die extremen Rechten sich 
bewusst in losen Zusammenschlüssen 
organisieren und auf jegliche Vereins¬ 


struktur verzichten. Dabei mobilisie¬ 
ren sie maßgeblich im Internet zu ihren 
Aufmärschen und Aktionen. Beson¬ 
ders das sogenannte soziale Netzwerk 
„Facebook“ wird dabei von den Neo¬ 
faschisten genutzt, die sich dort zum 
einen offen zur ihrer Ideologie beken¬ 
nen, zum anderen jedoch auch versu¬ 
chen mit populistischen Themen wie 
dem Kampf gegen Kindesmissbrauch 
beim Durchschnittsbürger zu punkten 
und dabei bemüht sind, ihre wahre po¬ 
litische Gesinnung zu verschleiern. 
Mitglieder des „Freien Netzes“ selbst, 
scheinen die Durchsuchungsaktion in¬ 
des nicht auf die leichte Schulter zu 
nehmen. So fabulieren ausgerechnet 
die Neonazis, die seit Jahren von den 
deutschen Inlandsgeheimdiensten ge¬ 
hätschelt und etwa mittels V-Mann- 
Honoraren staatlich alimentiert wer¬ 
den, auf ihrer Internetseite eine „Ver¬ 
nichtungspraxis der hier Herrschenden 
gegen Menschen aus dem Nationalen 
Widerstand“ herbei. 

Es bleibt unterdessen abzuwarten wie 
die militanten Rechten auf das staat¬ 
liche Vorgehen reagieren werden. So 
wäre es keineswegs verwunderlich, 
wenn die Neonazis dem Vorbild ihrer 
Dortmunder Kameraden folgen wür¬ 
den und sich in Folge eines Vereins¬ 
verbotes der vom bundesweit aktiven 
Nazikader Christian Worch gegründe¬ 
ten Partei „Die Rechte“ anschließen 
würden. Damit würden die Nazis den 
Schutz des Parteiengesetzes genießen 
und könnten ihre Hetze und Aufmär¬ 
sche - das lehrt das Beispiel Dort¬ 
mund - gegebenenfalls sogar noch un¬ 
gestörter durchführen (UZ berichtete). 

Markus Bernhardt 


Krippenausbau mit Defiziten 

Wenig Nutzen für sozial Benachteiligte 



Mancherorts müssen die Eltern beim Bau der Krippen noch selbst Hand anlegen. 


Ab dem 1. August haben alle Kinder 
zwischen dem ersten und dritten Le¬ 
bensjahr einen Rechtsanspruch auf 
einen öffentlich geförderten Krip¬ 
penplatz. Familienministerin Kristina 
Schröder (CDU) präsentierte kürzlich 
Zahlen, die den Ausbau der Krippen 
dokumentieren sollen. Demnach gibt 
es derzeit 712 000 Plätze und im Ver¬ 
lauf des kommenden Kitajahres sollen 
es bundesweit 813 000 werden - etwa 
30 000 mehr als geplant. Dennoch 
mehren sich die Zweifel, ob der Aus¬ 
bau den geplanten Nutzen bringen 
wird, zumal sich der Rechtsanspruch 
nur auf eine Betreuung von mindes¬ 
tens vier Stunden an fünf Tagen in der 
Woche bezieht. 

Ziel des Krippenausbaus war zunächst, 
für 35 Prozent der Kinder eines Jahr¬ 
gangs, Krippenplätze bereitzustellen. 
Das Deutsche Jugend-Institut (DJI) 
hatte 2007 die Zahl durch Befragung 
von Eltern ermittelt. Das entsprach 
etwa 750 000 Plätzen. Nach einer neu¬ 
en Befragung im Jahr 2012 hab das DJI 
die Quote auf 39 Prozent an. Seither 
gilt als Zielmarke von 780 000 Krip¬ 
penplätzen. 

Zahlenmäßig stehen nahezu ausrei¬ 
chend Krippenplätze zur Verfügung, 
sagte Schröder. Allerdings werde der 
Bedarf nicht überall gleich gedeckt. 
So werde es in Ballungszentren Eng¬ 
pässe geben, erklärte der Präsident des 
Deutschen Städtetages Ulrich Maly. 
Trotz des Ausbaus werden vor allem in 
Groß- und Universitätsstädten Lücken 
bei der Betreuung bleiben. Dort liegt 
der Bedarf mit über 50 Prozent weit 
über den Prognosen der Regierung. 
Erste Zweifel an der Darstellung der 
Familienministerin gab es nach einer 
Veröffentlichung des Statistischen 
Bundesamtes. Dieses hatte mitgeteilt, 
dass bis zum 1. März gerade einmal 
579 000 Kinder einen Krippenplatz 
hatten. Eine Sprecherin des Famili¬ 
enministeriums teilte mit, die Diffe¬ 
renz stamme von einer unterschiedli¬ 
chen Zählweise. So hätten die Länder 
alle baulich zur Verfügung stehenden 
Plätze gemeldet, ohne dass diese Plät¬ 


ze auch in der Praxis genutzt würden. 
Hinzu kommt, dass das Ministerium 
nicht sagen kann, wie viele Plätze für 
eine Vollzeitbetreuung vorgesehen 
sind. Das sei nicht abgefragt worden, 
berichtete die taz. Nur für Nordrhein- 
Westfalen sind bisher Zahlen bekannt 
geworden: Nur für 57 Prozent der Plät¬ 
ze seien Mittel für eine Vollzeitbetreu¬ 
ung beantragt worden. 

Dass der Ausbau in den Großstädten 
so schlecht vorankommt, liegt auch 
daran, dass sich kaum geeignete Flä¬ 
chen finden lassen. So konkurriere die 
Stadtverwaltung vielerorts in den zen¬ 
trumsnahen Stadtteilen beim Kampf 


Ob genug qualifiziertes Personal 
für die Kinderbetreuung 
vorhanden sein wird, ist fraglich 


um Bauplätze mit finanzstarken Im¬ 
mobilieninvestoren, heißt es im Spiegel 
(Ausgabe 29/2013). Für Kita-Neubau- 
ten mit Gärten zum Spielen und To¬ 


ben seien in diesen Stadtteilen keine 
Grundstücke mehr zu finden, sagte die 
Frankfurter Bildungs- und Frauende¬ 
zernentin Sarah Sorge gegenüber dem 
Magazin. Stattdessen werden Kinder¬ 
krippen in Containern untergebracht. 
So hätten Firmen bereits mehrere hun¬ 
dert Container für Kindertagesstätten 
nach Baden-Württemberg, Bayern und 
Hessen geliefert. 

Ob genug qualifiziertes Personal für 
die Kinderbetreuung vorhanden sein 
wird, ist indes auch noch fraglich. Der 
Sozialverband Arbeiterwohlfahrt rech¬ 
net damit, dass noch etwa 30 000 Fach¬ 
kräfte zusätzlich benötigt werden. Dass 
die Anforderungen an die Qualifikati¬ 
on und der bereits niedrige Personal¬ 
schlüssel sich weiter verschlechtern, 
wird befürchtet. So sollen in Baden- 
Württemberg künftig auch Sozialar¬ 
beiter, Dorfhelfer, Hebammen und 
Grundschullehrerinnen als Erzieher 
arbeiten können. In Hessen scheiterte 
der Versuch, mit Fachfremden auszu¬ 
helfen. Dort sollten Quereinsteiger wie 


Förster oder Schreiner ohne Erzieher¬ 
ausbildung als Fachkraft in Kitas arbei¬ 
ten können. Diese Pläne wurden aller¬ 
dings nach heftigen Protesten zurück¬ 
genommen. 

Der Fachkräftemangel wird in den 
nächsten Jahren anhalten, berichtet 
die FAZ. Die Bundesagentur für Ar¬ 
beit gehe davon aus, dass die Fachkräf¬ 
telücke bis zum Jahr 2016 rund 20 500 
betragen wird. Gleichzeitig gibt es eine 
große Zahl arbeitsloser Kandidatin¬ 
nen, denen keine Umschulung ermög¬ 
licht wird. Es fehle zum einen an der 
Finanzierung, da die Arbeitsagentur 
nur die ersten beiden Jahre finanzieren 
darf; danach müssten die Bundesländer 
einspringen. Berlin, Brandenburg, Nie¬ 
dersachsen, Schleswig-Holstein, Sach¬ 
sen und Thüringen hätten bisher aber 
keine entsprechenden Garantien ge¬ 
geben. Zum anderen spielen die Aus¬ 
bildungskapazitäten eine große Rolle. 
In sechs Ländern sind die staatlichen 
Schulen noch nicht zertifiziert wor¬ 
den, weshalb die Arbeitsvermittlung 
den Kandidatinnen keinen Bildungs¬ 
gutschein ausstellen dürfe. 

Der Betreuungsschlüssel sei entschei¬ 
dend für die Qualität einer Einrich¬ 
tung, sagen Experten. So empfiehlt 
der „Länderreport frühkindliche Bil¬ 
dungssysteme“ der Bertelsmann-Stif¬ 
tung einen Schlüssel von drei Kindern 
auf eine Erzieherin - der in keinem 
Bundesland eingehalten wird. Der¬ 
zeit kommen im Bundesdurchschnitt 
4,5 Kinder auf eine Erzieherin und im 
Osten sogar sechs. 

Der Spiegel berichtet, dass bisher viele 
Kitas Mängel aufweisen. Nur 3 Prozent 
würden von Forschern für gut befun¬ 
den - 85 Prozent für mittelmäßig und 
12 Prozent für schlecht. Laut einer Stu¬ 
die erhalten nur 2,6 Prozent der Kin¬ 
der gute Anregungen fürs spätere Le¬ 
sen, für Mathematik und Naturwissen¬ 
schaften. Fast zwei Drittel der Kinder 
kommen mit solchen Inhalten über¬ 
haupt nicht in Kontakt. Mit den vor¬ 
handenen Betreuungsangeboten las¬ 
se sich auch keine Chancengleichheit 
hersteilen. Die Unterstützung nutzten 
vor allem „gut gebildete deutsche Mit- 
telschichtsfamilien“ nicht aber „sozial 
benachteiligte Familien oder Familien 
mit geringen Bildungsressourcen“. 

Bernd Müller 
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General schweigt - 
DKP protestiert 

Bradley Manning ist der verhaftete Sol¬ 
dat, der die Kriegs verbrechen der US- 
Armee im Irak als Whistleblower bei 
WikiLeaks veröffentlicht hat. Wegen 
der Aufdeckung der Verbrechen droht 
ihm eine lebenslange Gefängnisstra¬ 
fe. Zur internationalen Solidarität ruft 
eine Unterstützergruppe auf: http:// 
www.bradleymanning. org/ 

Zahlreiche Prominente aus den USA 
identifizierten sich bereits mit dem Jus¬ 
tiz-Opfer: „We are Bradley Manning.“ 
Ihre Anzeige kommt in die New York 
Times. Aufgerufen wurde, die Tele¬ 
fonnummer des PR-Büros von Major 
General Jeffrey S. Buchanan anzuru¬ 
fen und zu protestieren: 202-685-2900. 
Vorwahl der USA: 001. Siehe: http:// 
www. bradleymanning. org/featured/ 
call-the-new-generals-public-aff airs¬ 
off ice-at-202-685-2900. Aufgerufen 
wurde auch, sich mit einer E-Mail an 
General Buchanan zu wenden. Seine 
E-Mail-Adresse: jeffrey.s.buchanan@ 
us.army.mil 

Die DKP wollte in Düsseldorf beim 
US-Generalkonsulat hinter dem 
Hauptbahnhof nicht vorstellig werden. 
Nach dem Protest dort gegen die In¬ 
haftierung der „Cuban 5“ konnte nicht 
damit gerechnet werden, durch die Ein¬ 
gangstür zu kommen. Allerdings gab es 
für den Kontakt direkt in die USA zum 
General nur die Wahl zwischen Mail 
und Telefon, also zwischen Pest und 
Cholera. Von der National Security 
Agency (NSA) würden die Kabel un¬ 
ter Bruch des Telefongeheimnisses ga¬ 
rantiert angezapft zu werden. Es wurde 
gewürfelt - ohne Logarhythmen - und 
gemailt. (Nun ein Hinweis an die NSA: 
Die folgende Korrespondenz mit Ma¬ 
jor General Buchanan kennen Sie be¬ 
reits.) 

Gegenüber dem General wurde zum 
Ausdruck gebracht, dass er sicherlich 
den Friedensnobelpreisträger Carl von 
Ossietzky kenne. Der sei für einen Arti¬ 
kel in der Zeitschrift „Weltbühne“ ver¬ 
antwortlich gewesen, in dem über die 
verbotene Aufrüstung der Wehrmacht 
berichtet worden sei. Das Verbot der 
Aufrüstung war im Rahmen der De- 
militarisierung nach dem 1. Weltkrieg 
auch auf Veranlassung der USA erlas¬ 
sen worden. 

Als Folge dieses „Geheimnisverrats“ 
sei Ossietzky ins Konzentrationslager 
Esterwegen/Emsland verschleppt wor¬ 
den. An den Folgen der Inhaftierung ist 
er gestorben. Vor diesem Hintergrund 
ging die Frage an Buchanan, was eher 
kriminell oder ehrenvoll sei: ein Ver¬ 
brechen aufzudecken oder es unter der 
Decke zu halten. Eine weitere Frage 
lautete, warum es in den USA nicht er¬ 
laubt sei, Verbrechen, die von Soldaten 
begangen worden seien, aufzudecken. 
Die Mail schließt in der Hoffnung, 
dass die Antwort nicht von der NSA 
kommt. - Eine Antwort ist noch nicht 
erfolgt. Vielleicht hat die Mail den Ge¬ 
neral noch nicht erreicht, weil die NSA 
noch „auswertet“. Vielleicht gibt es da¬ 
bei Unsicherheiten, denn Buchanans 
gab’s und gibt’s so viele in den USA. 
Und dann gibt’s Buchanan noch in Vir¬ 
ginia, in Texas, in Iowa, in Wisconsin, 
Missouri und Puerto Rico. Bei dem all¬ 
seits bekannten Geschichtsbewusstsein 
der US-Soldaten kann da schon mal et¬ 
was durcheinander geraten. 

Uwe Koopmann 

Altersarmut unter Migranten 

41,5 Prozent der ausländischen Senio¬ 
ren sind nach einer aktuellen Studie der 
Hans-Böckler-Stiftung von Altersarmut 
betroffen. Damit ist die Altersarmut un¬ 
ter älteren Ausländern, die oft als so ge¬ 
nannte Gastarbeiter kamen, mehr als 
dreimal so hoch wie unter Deutschen 
über 65 Jahren. Eine Grundsicherung 
im Alter, eine besondere Form der So¬ 
zialhilfe, muss diese Gruppe wegen sehr 
niedriger Renten sogar etwa sechs Mal 
so häufig in Anspruch nehmen. Noch 
stärker betroffen davon sind ausländi¬ 
sche Frauen. Und durch den rentenpo¬ 
litischen Kahlschlag der vergangenen 
Jahre wird das Leistungsniveau der ge¬ 
setzlichen Rente bis 2030 für alle noch 
weiter sinken, wenn nicht endlich ge¬ 
gengesteuert wird. 
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Chinas Wirtschaft wächst 
um 7,5 Prozent 

Das Wachstum der chinesischen Wirt¬ 
schaft hat sich weiter verlangsamt. Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Volks¬ 
republik legte im zweiten Quartal um 
7,5 Prozent zu, wie das Nationale Statis¬ 
tikamt am Montag mitteilte. Es ist der 
zweite Rückgang des Wachstums in Fol¬ 
ge, den Analysten nach einem Wachs¬ 
tum von 7,7 Prozent im ersten Quartal 
erwartet hatten. 

Grundsätzlich sei die Lage stabil und 
entspreche den Erwartungen, erklär¬ 
te das Statistikamt. Das internationa¬ 
le Umfeld bleibe jedoch „düster und 
schwierig“, worunter vor allem die Ex¬ 
portbranche leide. Auch die Produkti¬ 
vität gehe zurück. Im letzten Quartal 
des vergangenen Jahres hatte das Wirt¬ 
schaftswachstum noch 7,9 Prozent be¬ 
tragen. Das Wirtschaftswachstum der 
Volksrepublik ist im Vergleich zu dem 
westlicher Industriestaaten zwar noch 
sehr hoch, dennoch wächst die Sor¬ 
ge um den Konjunkturmotor China. 
So waren im Juni die Exporte überra¬ 
schend eingebrochen. Wie das Statistik¬ 
amt mitteilte, wuchs die Industriepro¬ 
duktion im Juni um 8,9 Prozent im Ver¬ 
gleich zum Vorjahresmonat, nachdem 
sie im Mai noch um 9,2 Prozent zuge¬ 
legt hatte. Als Zeichen einer zunehmen¬ 
den Binnennachfrage nahmen im Juni 
die Einzelhandelsumsätze um 13,3 Pro¬ 
zent zu, nach 12,9 Prozent im Mai. 

Kaesong-Gespräche vertagt 

Süd- und Nordkorea haben ihre Ge¬ 
spräche über die Wiedereröffnung des 
seit Monaten geschlossenen Industrie¬ 
gebiets Kaesong erneut ohne Ergeb¬ 
nis vertagt. Auch in der dritten Ver¬ 
handlungsrunde in diesem Monat sei 
keine Einigung erzielt worden, sagte 
Südkoreas Chefunterhändler Kim Ki 
Woong nach dem Treffen am Montag. 
Die Verhandlungen fanden in der seit 
2004 betriebenen Industriezone statt, 
die auf nordkoreanischem Territorium 
rund zehn Kilometer von der schwer 
gesicherten Grenze entfernt liegt. Die 
Regierung in Pjöngjang hatte im April 
aus dem Industriegebiet, in dem rund 
53 000 Nordkoreaner in 123 südkore¬ 
anischen Fabriken tätig waren, alle Ar¬ 
beiter abgezogen. Grund war ein ge¬ 
meinsames Militärmanöver Südkoreas 
mit US-Streitkräften. 

Unruhen in Nordirland 

In Nordirland hat es mehrere Nächte 
in Folge Unruhen gegeben. Nordirlands 
Regierungschef Peter Robinson forder¬ 
te ein Ende der Gewalt. Er hoffe, dass 
sich die Menschen an den Aufruf des 
protestantischen Oranierordens hielten, 
auf Gewalt zu verzichten. Robinson be¬ 
tonte, der einzige zulässige Protest sei 
„ein legaler und friedlicher Protest“. 
Auslöser der Proteste der Anhänger 
des Oranierordens war ein Verbot ge¬ 
wesen, durch ein vorwiegend katholi¬ 
sches Viertel zu marschieren. Mit den 
Märschen gedenkt der Oranierorden 
des Sieges Wilhelms III. von Oranien 
über den zum Katholizismus übergetre¬ 
tenen und 1688 vertriebenen Jakob II. 
am 12. Juli 1690 in der Schlacht am 
Fluss Boyne. Bei den Umzügen kommt 
es immer wieder zu Ausschreitungen. 

Rechtsextremisten¬ 
gruppen aufgelöst 

Die französische Regierung hat am 
10. Juli die Auflösung von drei mili¬ 
tanten rechtsextremistischen Grup¬ 
pen beschlossen. Es handelt sich um 
die extrem-nationalistischen und frem¬ 
denfeindlichen „Dritter Weg“ und „Re¬ 
volutionäre Nationalistische Jugend“ 
(JRN) sowie die Vereinigung „Lust zum 
Träumen“, die laut Regierungsentscheid 
zu „Diskriminierung und Hass“ auffor¬ 
derten und den Charakter von „Privat¬ 
milizen“ angenommen hatten. Anhän¬ 
ger des „Dritten Weg“ und der JNR 
waren am 5. Juni in Paris an dem Mord 
an dem jungen Antifaschisten Clement 
Meric beteiligt. Der Student, Mitglied 
einer antifaschistischen Gruppe, war 
nach einem Wortwechsel mit einigen 
Rechtsextremisten in einem Kaufhaus 
am Ausgang von inzwischen herbeige¬ 
rufenen weiteren „Skinheads“ durch 
Faustschläge zu Boden geschlagen und 
so schwer misshandelt worden, dass er 
daran starb. 



Eine Hand wäscht die andere .... 

Korruptionsskandal in der spanischen Volkspartei 

D er ehemalige Schatzmeister der 
Regierungspartei, der Partido 
Populär (Volkspartei - PP), Luis 
Barcenas, wurde am 28. Juni inhaftiert. 

Kaution wurde nicht bewilligt. Ihm wer¬ 
den Geldwäsche, Steuerbetrug, Urkun¬ 
denfälschung und Betrug vorgeworfen. 

Im Januar deckte die Zeitung „El Pafs“ 
den größten Skandal der PP „seit Be¬ 
ginn der Demokratie“ - also der Ära 
nach Franco - auf. 

In der Parteizentrale der PP in Madrid 
in der Calle Genova wurden laut El Pais 
„monatlich Umschläge mit Geldmen¬ 
gen zwischen 5 000 und 15 000 Euro an 
Exekutivsekretäre, Beamte und ande¬ 
re Mitglieder der Partei“ verteilt. Das 
Geld stamme aus illegalen Spenden. 

Izquierda Unida (Vereinigte Linke) 
und vier andere Bürgergruppen reich¬ 
ten im Januar bei Gericht gegen Luis 
Barcenas, sowie gegen Spender wie 
Empfänger, die in Barcenas Notizbü¬ 
chern erschienen, Klage ein. Die Anti- 
Korruptions-Staatsanwaltschaft begann 
den Fall zu untersuchen. 

Zwischen 1990 und 2008 soll die PP 
nach den Büchern des Ex-Schatzmeis- 
ters durch anonyme Spender bis zu 
7,5 Millionen Euro erhalten haben. Die¬ 
se Spenden waren illegal, weil sie den 
maximalen Betrag von 60 000 Euro 
pro Person und Jahr überschritten, der 
in Spanien bis zum Jahr 2007 durch ein 
Gesetz für die Finanzierung politischer 
Parteien festgeschrieben war. 

Mehrere Mitglieder der PP haben in¬ 
zwischen zugegeben, dass sie tatsäch¬ 
lich Geld entsprechend der Notizen 
des Ex-Schatzmeisters erhalten haben. 

Dazu gehören der derzeitige Präsi¬ 
dent des Senats, Pio Garcia Escudero, 
und der Abgeordnete Eugene Nasar- 
re. Präsident Mariano Rajoy erscheint 
gleichfalls als Empfänger von Boni, 
die der ehemalige Schatzmeister in der 
Partei-Zentrale in Madrid in Umschlä¬ 
gen verteilt hatte. Wenn nachgewiesen 
wird, dass Rajoy dieses Geld erhalten 
hat, dann hat er als Minister der damali- 


Es gibt jetzt mehr öffentliches Interesse für Luis Barcenas als einem Parteischatz¬ 
meister lieb sein kann. 

gen Regierung Aznar ein Gesetz gebro¬ 
chen, das jedem Mitglied der Regierung 
verbietet, für andere Aktivitäten als die 
seiner amtlichen Tätigkeit Geld anzu¬ 
nehmen. Ebenso haben Javier Arenas, 

Ängel Acebes, Pilar del Castillo, Rod- 
rigo Rato und Ana Palacio gegen das 
Gesetz verstoßen. 

Inzwischen haben Untersuchungen 
weiteres ans Tageslicht gebracht. Unter 
anderem geheime Konten, die Barcenas 
in der Schweiz und in anderen Steuer¬ 
oasen eröffnet hatte. Das betrifft rund 
38 Millionen Euro Schwarzgeld. Die PP 
hat zugegeben, dass Barcenas „unmög¬ 
lich“ so viel Geld mit seinem Job als 
Schatzmeister der Partei verdient ha¬ 
ben könnte. Dies wiederum heißt, dass 
das Geld aus privaten Unternehmen 
stammt. Zudem hat das Instituto de 
Credito Oficial (ICO) einen Kredit von 
18 Millionen an ein Unternehmen Bar¬ 
cenas 4 , eine Farm in Argentinien verge¬ 
ben. Das ICO ist ein öffentlicher Fond 
und hat die Aufgabe, staatliche und pri¬ 
vate spanische Betriebe zu finanzieren. 

Für Barcenas 4 Farm wurden jedoch nur 
in Argentinien Steuern gezahlt. 

Mehr als verdächtig ist, dass - wie sich 
zudem herausstellte - die Partei die Da¬ 


tensätze, die die Besuche in der Partei¬ 
zentrale belegen, löschen ließ. In Mad¬ 
rid wollte Pablo Ruz, der Richter, der 
mit der Sache befasst ist, diese Daten¬ 
sätze überprüfen lassen. Er wollte prü¬ 
fen, ob die Unternehmer, die in den No¬ 
tizbüchern des ehemaligen Schatzmeis¬ 
ter auf geführt sind, in der Parteizentrale 
zu den Terminen, zu denen die Zahlun¬ 
gen erfolgten, anwesend waren. Gemäß 
der PP seien diese Aufzeichnungen wie 
andere Daten monatlich aufgrund des 
„Datenschutzes“ gelöscht worden. 

Der Richter hat inzwischen weitere 
acht Großunternehmer, die angeblich 
Zahlungen an die PP geleistet haben, 
vor Gericht zitiert. Dazu gehören der 
Präsident der Baufirma OHL, Juan 
Miguel Villar Mir, und der Präsident 
von Sacyr Vallehermoso, Luis del Ri- 
vero, ein anderer Bauunternehmer. Die 
Bauunternehmen in der Liste erhielten 
in jener Zeit etwa 6 600 Millionen Euro 
an öffentlichen Aufträgen. Der ehema¬ 
lige Präsident Jose Maria Aznar wurde 
jedoch nicht vorgeladen. Der Richter 
meinte, „Relevanz und Bedeutung ei¬ 
ner solchen Aussage zum Zweck der 
Untersuchung“ wären vernachlässig¬ 
bar ... Carmela Negrete 


Gewerkschafter gehen wieder auf die Straße 

Gemeinsamer Aktionstag von vier Dachverbänden gegen „Rentenreform“ 


Vier gewerkschaftliche Dachverbände, 
nämlich die CGT, die „Force Ouvrie- 
re“ (FO), SUD und „Solidaires“, haben 
sich darauf verständigt, zu Herbstbe¬ 
ginn einen gemeinsamen „nationalen 
branchenübergreifenden Aktionstag“ 
mit Streiks und Demonstrationen in 
ganz Frankreich zu organisieren. Er 
wird am 10. September stattfinden und 
könnte der Auftakt zu weiteren Aktio¬ 
nen werden. In erster Linie soll er sich 
gegen die im Herbst zur Behandlung 
anstehenden „Rentenreform“-Pläne 
der sozialdemokratisch geführten Re¬ 
gierung unter Staatschef Hollande so¬ 
wie gegen die von den Unternehmer¬ 
verbänden dazu vorgebrachten Forde¬ 
rungen richten. 

Entgegen den Erwartungen, dass die 
Hollande-Regierung die unter Sarkozy 
gegen heftigen Gewerkschaftsprotest 
durchgesetzten Rentenverschlechte¬ 
rungen wieder rückgängig machen 
werde, zeichnet sich derzeit ab, dass die 
„sozialistische“ Regierung unter dem 
Druck der Unternehmerverbände und 
der EU-Vorgaben einen weiteren Ein¬ 
schnitt in das Rentensystem anvisiert. 
Nach statistischen Berechnungen soll 
in der französischen Altersversiche¬ 
rung bis 2020 eine „Finanzierungslü¬ 
cke“ von 7 Milliarden Euro auflaufen. 
Zur Bewältigung des Problems be¬ 
stellte die Hollande-Regierung sich ei¬ 
nen „Expertenbericht“. Der wurde am 
14. Juni offiziell übergeben. Nach den 
Sommerferien sollen darüber „Drei- 
Parteien-Verhandlungen“ zwischen 
Unternehmerverbänden, Gewerk¬ 
schaften und Regierung beginnen. Hol¬ 
lande persönlich hat jedoch bereits öf¬ 
fentlich erklärt, dass er den „Empfeh¬ 
lungen“ des Berichts im Wesentlichen 
folgen will. 

Nachdem das Renteneintrittsalter 
bereits 2010 unter Sarkozy von bis¬ 
her 60 auf 62 Jahre angehoben wor¬ 
den war - was für viele, die als ältere 


Menschen keine Beschäftigung mehr 
fanden und in den Vorruhestand ge¬ 
hen mussten, eine Rentenkürzung be¬ 
deutete -, soll nun die Zahl der für 
den Bezug einer Vollrente erforderli¬ 
chen Beitragsjahre erhöht werden, und 
zwar schrittweise von derzeit 41,5 auf 
zunächst 44 Jahre. Faktisch läuft das 
natürlich auf dasselbe hinaus wie eine 
Anhebung des Renteneintrittsalters: 
die Beschäftigten müssen zweieinhalb 
Jahre länger arbeiten, oder früher in 
Rente gehen und entsprechende Ab¬ 
züge hinnehmen. 

Darüber hinaus empfiehlt der „Exper¬ 
tenbericht“ weitere Verschlechterun¬ 
gen, darunter eine „De-Indexierung“ 
der Rentenhöhe (d.h. die Renten sollen 
nicht mehr automatisch an den Preisan¬ 
stieg angepasst werden) und eine Er¬ 
höhung der „Sozialabgabe“ (CSA) für 
Rentnerinnen und Rentner. 

In ihrem gemeinsamen Aufruf erklär¬ 
ten die vier Gewerkschaftsbünde, dass 
nicht die „Logik“ der weiteren Redu¬ 
zierung der Renten aus „demographi¬ 
schen Gründen“, sondern die Schaffung 
höherer Einnahmen für die Rentenkas¬ 
sen der Weg zur Bewältigung des Pro¬ 
blems sein müsse. 

Dem schloss sich mittlerweile auch ein 
am 10. Juli veröffentlichter Aufruf eines 
breiten Bündnisses von Persönlichkei¬ 
ten an, das eine große öffentliche Kam¬ 
pagne unter dem Slogan „Verteidigen 
wir gemeinsam unsere Renten - ver¬ 
weigern wir sozialen Rückschritt!“ zum 
Ziel hat. Unter den Erstunterzeichnern 
waren neben zahlreichen Gewerk¬ 
schaftern verschiedener Organisati¬ 
onszugehörigkeit und Akteuren sozi¬ 
aler und demokratischer Bürgerbewe¬ 
gungen mehrere bekannte Wirtschafts-, 
Sozial- und Politikwissenschaftler von 
verschiedenen Universitäten und Insti¬ 
tuten, ferner die führenden Persönlich¬ 
keiten der linken politischen Parteien 
(PCF, Linkspartei, NPA) sowie Aktivis¬ 


ten von ATTAC und der „Antikapita¬ 
listischen Linken“. Besonderes Interes¬ 
se erweckte, dass auch ein Mitglied des 
Exekutivbüros der regierenden Sozia¬ 
listischen Partei und mehrere Abgeord¬ 
nete bzw. Aktivisten aus dem Spektrum 
der Grünen zu den Unterzeichnern ge¬ 
hören. Ebenso haben sich der Vorsit¬ 
zende des nationalen Studentenver¬ 
bandes UNEF und führende Mitglie¬ 
der der Schülerunion angeschlossen. 
Das von den Unterzeichnern gebildete 
„Kollektiv Renten 2013“ will durch öf¬ 
fentliche Versammlungen, Straßenakti¬ 
onen und Diskussionsrunden die Initia¬ 
tiven der gewerkschaftliche Bewegung 
unterstützen und zur Entwicklung ei¬ 
ner umfassenden öffentlichen Diskus¬ 
sion über die Schaffung eines „solidari¬ 
schen Rentensystems“ beitragen. 

In dem Aufruf des Kollektivs heißt es 
u.a.: „Die Regierung rechtfertigt die 
neue Reform durch die Verlängerung 
der Lebenszeit. Aber das gegenwärtige 
Defizit (in den Rentenkassen) ist in kei¬ 
ner Weise der Alterung der Bevölke¬ 
rung geschuldet. Es erklärt sich durch 
die Rezession, die sich in Europa ver¬ 
tieft, Millionen Arbeitsplätze zerstört 
und Sozialbeiträge reduziert, die durch 
Arbeitsverhältnisse zustande kommen. 
Diese Rezession kommt im Wesentli¬ 
chen von der überall in Europa von 
den Regierungen in Übereinstimmung 
mit der EU-Kommission praktizier¬ 
ten Politik der Kürzung der öffentli¬ 
chen Ausgaben und der Senkung der 
,Arbeitskosten 4 ... Um den Umfang 
der Sozialbeiträge zu erhöhen, muss 
Schluss gemacht werden mit der Aus- 
teritätspolitik, muss ein Neustart von 
Beschäftigung erreicht werden durch 
Verringerung der Arbeitszeit, Absiche¬ 
rung von Arbeitsplätzen, Bildung und 
Einkommen, durch eine Erhöhung der 
Sozialminima und eine kühne Politik 
der Investitionen in sozialer und öko¬ 
logischer Hinsicht 44 Pierre Poulain 


Flagrante 

Rechtsverletzung 

Mercosur-Chefs 
tadeln EU-Staaten 

Die am 12. Juli in Montevideo (Urugu¬ 
ay) zu einer Gipfelkonferenz versam¬ 
melten Staatschefs der lateinamerika¬ 
nischen Mercosur-Länder (Mercosur 
= Gemeinsamer Markt des Südens) 
haben mit einer gemeinsamen politi¬ 
schen Aktion auf das am 2. Juli von 
vier EU-Staaten verhängte Flugver¬ 
bot gegen den bolivianischen Staats¬ 
präsidenten Evo Morales reagiert. In 
einer von allen Beteiligten gebilligten 
Resolution verurteilten sie das Flug¬ 
verbot als „eine flagrante Verletzung 
von Vorschriften des internationalen 
Rechts“. Gleichzeitig wurde vereinbart, 
ihre jeweiligen Botschafter aus Frank¬ 
reich, Spanien, Italien und Portugal zu 
Konsultationen nach Hause zu beor¬ 
dern. 

An der Beschlussfassung beteiligt 
waren die argentinische Präsidentin 
Cristina Fernandez, die brasilianische 
Präsidentin Dilma Roussef, Präsident 
Nicolas Madura von Venezuela und 
Uruguays Präsident Jose Mujica. 
Zugleich betonten die Gipfelteilneh¬ 
mer mit Blick auf die Snowden-Affä¬ 
re „das unveräußerliche Recht jedes 
Staates, Asyl zu gewähren“, das „nicht 
eingeschränkt oder begrenzt“ werden 
dürfe. 

In unverkennbarem Widerspruch zu 
dem von den USA und EU ausgeüb¬ 
ten Druck auf Staaten, die Snowden 
Asyl gewähren wollen, betonten sie, 
es sei von fundamentaler Bedeutung, 
„dass das Recht von Asylsuchenden, 
sicher in das asylgewährende Land zu 
reisen“, gewährleistet wird. Die Merco¬ 
sur-Chefs wandten sich gegen „jeden 
Versuch von Druck, Drohung oder 
Kriminalisierung durch einen Staat 
oder dritte Parteien“, wenn ein Land 
beschließt, Asyl zu gewähren. 

Gegen 

Disziplinlosigkeit 

Rede von Raul Castro 

In einer beeindruckenden Rede, in der 
er die wichtigsten ethischen und mo¬ 
ralischen Probleme der kubanischen 
Gesellschaft ansprach, rief Raul Castro 
Ruz, Erster Sekretär des ZK der Par¬ 
tei und Präsident des Staats- und des 
Ministerrats, alle Führungskräfte, von 
der Landesebene bis zur Basis, dazu 
auf, Oberflächlichkeit und Trägheit in 
ihrem Verhalten abzuwerfen. Es gelte, 
jegliche Disziplinlosigkeit und Anzei¬ 
chen von Sittenverfall der Kubaner zu 
beseitigen. 

Auf der Abschlussveranstaltung der 
Ersten Ordentlichen Tagung der VIII. 
Legislaturperiode der Nationalver¬ 
sammlung der Volksmacht wies Cas¬ 
tro außerdem auf die Bedeutung der 
Bürgerbeteiligung hin und betonte, 
dass aufgehört werden müsse wegzu¬ 
sehen, um Schwierigkeiten nicht wahr¬ 
zunehmen, und dass man keine Angst 
davor haben dürfe, sich bei der Erfül¬ 
lung seiner Pflichten Probleme zu su¬ 
chen. Man müsse sich eine Mentalität 
von Ordnung, Disziplin und Anforde¬ 
rung zueigen machen. 

Nichts sei für einen Revolutionär frem¬ 
der als Resignation, oder, was dasselbe 
ist: angesichts von Schwierigkeiten auf¬ 
zugeben. „Es ist an uns, die Stimmung 
zu heben und den Kampfgeist zu bele¬ 
ben“, sagte er. 

Raul Castro bezog sich auch auf die po¬ 
sitive Entwicklung der Volkswirtschaft, 
trotz des Drucks von außen und der 
Schäden, die durch den Hurrikan San¬ 
dy und eigene Unzulänglichkeiten ver¬ 
ursacht wurden. Er hob die Unterstüt¬ 
zung der Bevölkerung bei der Aktuali¬ 
sierung des Wirtschaftsmodells hervor, 
die ohne den Einsatz von „Schockthe¬ 
rapien“ ablaufe und nicht Millionen 
Menschen schutzlos lasse, wie es mit 
der Anwendung von Anpassungsmaß¬ 
nahmen in den letzten Jahren in meh¬ 
reren Ländern des reichen Europas 
passierte. 

0. Fonticobagener (Granma Internadonai) 
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Bukarest sucht Moskau 

Positive Entwicklung der russisch-rumänischen Beziehungen 


Im Schatten des 
Kalten Krieges 

Attentat auf Togliatti vor 65 Jahren 


I n den Beziehungen zwischen Rumä¬ 
nien und Russland bahnen sich un¬ 
ter Führung von Ministerpräsident 
Victor Ponta, Vorsitzender der Sozial¬ 
demokratischen Partei (PSD), bemer¬ 
kenswerte positive Entwicklungen an. 
Politische Grundlagen für eine mög¬ 
liche Verbesserung der Beziehungen 
zwischen beiden Staaten wurden An¬ 
fang Juli während eines Besuches des 
rumänischen Außenministers in Mos¬ 
kau gelegt. Es war nach vier Jahren der 
erste Kontakt auf dieser hohen Ebene. 
Politische Beobachter schätzen ein, 
dass das Jahr 2012 einen Tiefpunkt in 
den rumänisch-russischen Beziehungen 
markiert hat. Mit der Wahl des jetzigen 
Staatspräsidenten, Traian Basescu, hat 
dieser die Herstellung einer „Achse Bu- 
karest-London-Washington“ verkündet 
und damit den US-Interessen in Rumä¬ 
nien und in der Region des Schwarzen 
Meeres Priorität eingeräumt. 

Ein Ausdruck dieser Ausrichtung ist 
die Errichtung des Raketenschilds der 
USA und die damit verbundene Sta¬ 
tionierung US-amerikanischer Trup¬ 
pen auf rumänischem Territorium. Da¬ 
mit wurden bestehende Widersprüche 
verschärft und neue politische und mi¬ 
litärische Konfliktfelder geschaffen, die 
nicht nur den Interessen Russlands wi¬ 
dersprachen. Sie erlaubten den USA 
die Kontrolle über alle militärischen 
und ökonomischen Operationen in 
diesem Teil des Schwarzen Meeres. Sie 
erhielten Kontrolle über den Bospo¬ 
rus, über die Operationen Russlands im 
Schwarzen Meer und zwischen diesem 
und dem Mittelmeer. 

Über Basescu und seine Anhänger 
konnten sie die Entwicklung und die 
Politik in Rumänien beeinflussen und 
ihren Einfluss in die Republik Moldova 
wirken lassen. Da diese Region einen 
Zugang für die EU zum Nahen und 
Mittleren Osten und für wirtschaftliche 
Großprojekte der Rohstoffversorgung 
darstellt, brachte die Anwesenheit für 
die USA auch in dieser Richtung neue 
strategische Vorteile, die den Interes¬ 
sen der EU und ihrer Führungsmäch¬ 
te widersprachen. Rumänien hat sich 
so ins Zentrum verschiedener militä¬ 
rischer und politischer Konfliktfelder 


Zu einem freundschaftlichen Gespräch 
kamen je ein Vertreter der DKP und 
der PCP im Zentralkomitee der Por¬ 
tugiesischen Kommunistischen Partei 
zusammen. 

Angelo Alves, Verantwortlicher für Eu¬ 
ropa in der internationalen Sektion des 
Zentralkomitees, zeigte großes Interes¬ 
se an den Entwicklungen in der DKP, 
die für die PCP seit jeher der wich¬ 
tigste Bezugspunkt in Deutschland ist. 
Nicht zuletzt hat die PCP in Deutsch¬ 
land auch eine eigene Parteiorganisati¬ 
on, die nach dem Tod von Rui Paz jetzt 
von dem Genossen Fernando Genro 
geleitet wird. 

Das Gespräch fand inmitten einer fun¬ 
damentalen Regierungskrise in Por¬ 
tugal statt. Angelo Alves sprach von 
einer besonderen Situation, die von 
strategischer Bedeutung für die Ent¬ 
wicklung der Klassenkämpfe in den 
nächsten Jahren sei - eine Kombinati¬ 
on einer institutionellen und einer po¬ 
litisch-wirtschaflichen Krise, die gleich¬ 
zeitig auch eine Krise der regierenden 
Parteien ist. 

Der Kampf gegen das EU-Memo- 
randum der Austerität, von der PCP 
„Aggressionspakt“ genannt, ist für die 
Portugiesische KP von strategischer 
Wichtigkeit. Während 85 Prozent der 
Parlamentsabgeordneten dafür sind, sei 
die große Mehrheit im Volk dagegen. 
Die mitregierende Sozialistische Partei 
(PS; de facto rechte Sozialdemokraten) 
habe, so Genosse Angelo, ihren Kurs in 
dieser Frage etwas verändert, da sie das 
Memorandum für „verfälscht“ hielten 
und nun eine Neuverhandlung fordern. 
Heute stehen nur noch die Konservati¬ 
ven hinter dem Memorandum. 


auf regionaler und sogar globaler Ebe¬ 
ne begeben. 

Mit diesem Besuch des rumänischen 
Außenministers ging es offensicht¬ 
lich erst mal darum, die Widersprü¬ 
che zu entschärfen, die das Verhält¬ 
nis zwischen Rumänien und Russland 
belasten und sich als Hindernisse für 
die wirtschaftlichen und politischen 
Interessen Rumäniens gegenüber 
Russland erwiesen haben. Es ist nicht 
zufällig, dass zur gleichen Zeit der ru¬ 
mänische Ministerpräsident eine Asi¬ 
enreise mit Schwerpunkt China un¬ 
ternahm. 

Bei den Verhandlungen haben beide 
Außenminister erklärt, dass in den Be¬ 
ziehungen zwischen beiden Ländern 
eine neue Etappe begonnen habe. Der 
russische Außenminister Sergej Law- 
row bestätigte, dass die rumänische 
Regierung zum Dialog bereit sei. Auch 
Russland beabsichtige, „die Periode 
einer gewissen Stagnation zu überwin¬ 
den“. (Stimme Russlands, 9. Juni) 
Probleme gibt es nach wie vor hinsicht¬ 
lich der Haltung zu Moldova. Staats¬ 
präsident Basescu erklärte wiederholt, 
dass die Vereinigung Moldovas und Ru¬ 
mäniens eine grundsätzliche Frage sei 
und sich in den nächsten 25 Jahren voll¬ 
ziehen sollte. Lawrow erklärte während 
der Gespräche, dass sich die Haltung 
Moskaus keineswegs geändert habe. Er 
sah zugleich die Zunahme eines kons¬ 
truktiven Elements in der rumänischen 
Haltung. „Mein Kollege hat zuvor un¬ 
terstrichen: Die Zukunft der Republik 
Moldau soll durch die freie Wahl des 
moldauischen Volkes bestimmt wer¬ 
den. ... Das ist die gleiche Position, die 


Der Generalstreik des 27. Juni war sehr 
stark befolgt worden, speziell im öffent¬ 
lichen Arbeitssektor, jedoch auch in pri¬ 
vaten Unternehmen; Millionen Men¬ 
schen hatten teilgenommen. Auch die 
von der PCP einberufene Demonstrati¬ 
on am 3. Juli sei ein Erfolg gewesen. Das 
Volk fordert den Rücktritt der Regie¬ 
rung von Premierminister Pedro Passos 
Coelho. Da Portugal von der Europäi¬ 
schen Union abhängt, seien die Debat¬ 
ten der Menschen nicht auf die Eurokri¬ 
se beschränkt, sondern gingen darüber 
hinaus auf die Europäische Union und 
den Verbleib Portugals darin. 

Die PCP fordert eine Neu Verhandlung 
der Schulden Portugals, vor allem über 
die Frage, welche Schulden illegal ent¬ 
standen sind: zum einen die aus der so 
genannten Bankenrettung, zum ande¬ 
ren die sich aus dem Handelsdefizit 
ergebenden, die sich in der Folge zum 
Haushaltsdefizit auswachsen würden. 
Ein Gespräch zwischen PCP und PS 
habe keine Annäherung gebracht. So 
setzt die PCP auf eine patriotische Re¬ 
gierung der Linken, in der sie nach letz¬ 
ten Umfragen auf fast doppelt so viele 
Stimmen (13 Prozent) setzen könnte 
wie bei der letzten Wahl. 

Kurz nach dem Gespräch stand fest, 
dass die Regierung auf Druck aus 
Brüssel und Berlin weitermachen wür¬ 
de, aber die von Angelo Alves gemach¬ 
te Feststellung, dass die Gefahr einer 
Technokratenregierung nach italieni¬ 
schem Vorbild drohe, bleibt sicher be¬ 
stehen. Auch Repression durch staatli¬ 
che Organe ist denkbar; in dem Sinne 
sei auch ein „Gesetz gegen Graffiti“ zu 
sehen, bei dem es nicht um den Kampf 
gegen Graffiti gehe, sondern um die 


Russland teilt, sie ist unveränderlich 
und gut bekannt.“ (Ebenda) 

Die Probleme treten aber bei den Ver¬ 
suchen zur Umsetzung dieser Linie auf. 
Der Rahmen, in dem eine Transnistri- 
en-Regelung gefunden werden könn¬ 
te, wird im „5+2“ Format (Moldowa 
und Transnistrien als Konfliktpartei¬ 
en, Russland, die Ukraine, die OSZE 
als Vermittler, die USA und die EU 
als Beobachter) gesehen. Obwohl der 
Ausgang der jüngsten Tagung dieses 
Formats (Mai 2013) nicht geeignet ist, 
Optimismus zu erwecken, erklärte Law¬ 
row, dass dieses „gemeinsame“ Format, 
an dem Rumänien allerdings nicht be¬ 
teiligt ist, dazu geeignet sei, alle beste¬ 
henden Fragen, darunter auch die nach 
dem Status Transnistriens, zu lösen. 
Ungelöst blieb auch die Frage der Stati¬ 
onierung der USA-Raketenabwehr auf 
rumänischem Gebiet. Laut russischem 
Außenminister wurden die Meinungen 
über die Wege zur Vervollkommnung 
des Systems der Stabilität und Sicherheit 
in Europa ausgetauscht und „natürlich 
auch die Raketenabwehrthematik er¬ 
wähnt“. Das sei eine der Fragen, die „in 
unseren Beziehungen mit der nordatlan¬ 
tischen Allianz nicht gelöst worden ist“. 
Der Besuch des rumänischen Außen¬ 
ministers und die getroffenen Verein¬ 
barungen zeigen den Willen beider 
Seiten, eine Atmosphäre des Vertrau¬ 
ens herzustellen, die es nach den ru¬ 
mänischen Präsidentschaftswahlen von 
2014, bei denen Basescu nicht mehr an- 
tritt, ermöglichen soll, die Beziehungen 
zwischen beiden Staaten im beidersei¬ 
tigen Interesse zu entwickeln. 

Anton Latzo 


Verhinderung politischer Botschaften 
in den Städten. 

Bis zu den Kommunalwahlen Ende 
September, für die die PCP auf den 
Großteil der linken Stimmen rechnen 
könne, da der praktisch nur medial prä¬ 
sente Bloco de Esquerda (zur ELP ge¬ 
hörender Linksblock) in den Gemein¬ 
den kaum Verankerung habe, wird die 
PCP ihren verstärkten Massenkampf 
fortführen, zu dem neben der Forde¬ 
rung nach einem Rücktritt der Regie¬ 
rung auch das diesjährige „Avante- 
Fest“ gehört. Der Aufbau einer linken 
patriotischen Politik ist die aktuel¬ 
le Etappe des Konzepts der im PCP- 
Programm festgeschriebenen „fortge¬ 
schrittenen Demokratie“. Dazu gehö¬ 
ren die Ablehnung der EU, der Vorrang 
nationaler Interessen, der Austritt aus 
der Währungsunion, die Neuverhand¬ 
lung der Schulden, die Ablehnung des 
Memorandums, eine Investition in die 
kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie die Nationalisierung strategi¬ 
scher Sektoren, die Arbeitermitbestim¬ 
mung und Investitionen in den öffentli¬ 
chen Sektor der Wirtschaft. 

Im Gegenzug wurde die PCP über die 
Entwicklung in Deutschland infor¬ 
miert. Dabei spielte die Wahlpolitik 
der DKP ebenso eine Rolle wie der 
vom 20. Parteitag bestätigte Beobacht¬ 
erstatus bei der Europäischen Links¬ 
partei. Beide Parteien tauschten auch 
ihre Haltung zu einer derzeit unter den 
europäischen KPen diskutierten Initia¬ 
tive zu verbesserter Zusammenarbeit 
aus. Auch hier herrschte völlige Über¬ 
einstimmung, dass eine solche Initiati¬ 
ve notwendig ist, jedoch gut vorbereitet 
sein will. Günter Pohl 


Bei den Parlamentswahlen im April 
1948 hatte die führende Regierungspar¬ 
tei Italiens, die Democrazia Cristiana 
(DC), im Ergebnis einer von den USA 
im Bündnis mit der einheimischen Re¬ 
aktion und dem Klerus geschürten an¬ 
tikommunistischen Hetzkampagne und 
der Drohung mit einer militärischen 
Intervention 45,5 Prozent erreicht. Die 
seit Dezember 1946 als Italienische So¬ 
zialbewegung (MSI) neu konstituierte 
Partei Mussolinis und die Monarchis¬ 
ten, die offen die Wiedererrichtung ei¬ 
nes faschistischen Regimes propagier¬ 
ten, erreichten zusammen 4,8 Prozent. 
Bei der Abstimmung über die Verfas¬ 
sunggebende Versammlung im Juni 
1946 hatten sie noch 12,1 Prozent belegt, 
ein deutliches Zeichen, dass viele ihrer 
Wähler den Wahlsieg der DC mit gesi¬ 
chert hatten. Kommunisten (PCI) und 
Sozialisten (PSI), die auf einer Volks¬ 
frontliste antraten, schafften trotz die¬ 
ses neuen antikommunistischen Kreuz¬ 
zuges zusammen 31 Prozent. Es blieb 
eine starke linke Opposition bestehen, 
die zusammen mit weiteren Gegnern 
der USA-Einmischung bis in den lin¬ 
ken Flügel der DC hinein eine breite 
Protestbewegung gegen die Gründung 
der NATO und den Beitritt Italiens, in 
der es die strategisch wichtige Südflan¬ 
ke bilden sollte, organisierte. Acht Mil¬ 
lionen Italiener unterschrieben eine 
Petition, die einen Beitritt ablehnte. 
Außerdem waren die noch durch ein 
Aktionseinheitsabkommen verbunde¬ 
nen Kommunisten und Sozialisten das 
entscheidende Hindernis auf dem Weg 
der zu dieser Zeit stattfindenden kapi¬ 
talistischen Restauration. 

Im Juli 1948 trat ein in Washington 
ausgeheckter Plan in Aktion, der da¬ 
rauf abzielte, die über 2,1 Millionen 
Mitglieder zählende PCI, die führende 
Kraft der Opposition, auf andere Weise 
auszuschalten. Als Palmiro Togliatti am 
14. Juli 1948 durch einen Seitenausgang 
die Abgeordnetenkammer im Monteci- 
torio verließ, um mit seiner Lebensge¬ 
fährtin Nilde Jotti in der gegenüberlie¬ 
genden Bar Da Giolitti in der Via Uf- 
fici del Vicario einen Kaffee zu trinken, 
zog wenige Meter vor ihm ein Faschist 
namens Antonio Pallante einen Revol¬ 
ver und feuerte vier Schüsse auf ihn ab. 
Während der Generalsekretär von drei 
Kugeln im Nacken und in der Brust ge¬ 
troffen auf die Knie niedersank, traf ihn 
der vierte Schuss in die Herzgegend. 
Der Attentäter ergab sich widerstands¬ 
los den Sicherheitsbeamten. 

Der Mordanschlag, dessen Fäden in 
Washington gezogen wurden, sollte 
die PCI und ihre Anhänger zum be¬ 
waffneten Aufstand provozieren, um 
sie per Blutbad liquidieren zu können. 
Fast schien die Rechnung aufzugehen. 
Zwar gab es keinen Aufstandsplan, von 
dem in die bürgerliche Presse lancier¬ 
te Berichte schrieben, die außerdem 
eine „Invasion von Titos Volksarmee“ 
erfanden, wohl aber die Bereitschaft 
Hunderttausender, auf die Provoka¬ 
tion mit bewaffnetem Widerstand zu 
antworten. Während vor der Klinik, in 
welcher der lebensgefährlich verletz¬ 
te PCI-Chef operiert wurde, 200 000 
Menschen schweigend vorbeizogen 
und im alten Stadtteil Trastevere Frau¬ 
en vor Heiligenbildern für Togliattis 
Genesung beteten, formierte sich in 
der Innenstadt eine riesige Menschen¬ 


menge zu einer Kundgebung, auf der 
das Mitglied der PCI-Leitung Eduardo 
D‘Onofori sprach. Als der Rundfunk 
die Nachricht verbreitete, Togliatti lie¬ 
ge im Sterben, riefen Sprechchöre dem 
Redner zu: „Gib uns das Startzeichen!“ 
Gleichzeitig begann, ohne dass es dazu 
seitens der Partei einen Aufruf gab, ein 
Generalstreik, wie ihn das Land bis da¬ 
hin nicht gesehen hatte. Nicht nur Mit¬ 
glieder und Sympathisanten der PCI, 
sondern auch Sozialisten und viele 
andere Kräfte der Resistenza, darun¬ 
ter der linken DC-Basis, drängten zum 
Aufstand. Partisanen holten ihre Waf¬ 
fen aus Verstecken und traten den ge¬ 
gen die Streikenden und Demonstran¬ 
ten vorgehenden Armee- und Polizei¬ 
einheiten entgegen. In Genua stoppten 
sie Panzerwagen und nahmen ihre Be¬ 
satzungen gefangen. In Hunderten von 
Städten und Gemeinden übernahmen 
Streikleitungen die Macht. Bei FIAT 
in Turin besetzten die Arbeiter die Fa¬ 
brik und nahmen den Direktor Valet¬ 
ta, einen verhassten Wirtschaftsführer 
aus der faschistischen Zeit, sowie über 
ein Dutzend Mitglieder der Konzern¬ 
leitung fest. 

Solcher Widerstand kam drei Jahre zu 
spät. So hätte im Frühjahr und Sommer 
1945 den Forderungen nach revolutio¬ 
nären antifaschistischen Umgestaltun¬ 
gen Nachdruck verliehen und die Wie¬ 
dererstehung der faschistischen Partei 
bekämpft werden müssen. Jetzt aber 
hätte eine bewaffnete Erhebung nur 
in einen blutigen Bürgerkrieg überge¬ 
hen und mit dem Eingreifen der in Ita¬ 
lien stehenden USA-Truppen zu einer 
offen reaktionären Wende führen kön¬ 
nen. Eine physische Abrechnung mit 
der PCI wäre die Folge gewesen. Die 
faschistische Entwicklung hätte einen 
unausweichlich stärkeren Auftrieb er¬ 
halten. Die PCI-Leitung rief deshalb 
am zweiten Tag dazu auf, den General¬ 
streik zu beenden. Es gelang der Par¬ 
teiführung, ihre Basis vom Aufstand 
abzuhalten, vor dem der schwer ver¬ 
letzte Togliatti, bevor er operiert wur¬ 
de, eindringlich gewarnt hatte. Maß¬ 
geblich wirkte Togliattis Stellvertreter, 
Luigi Longo, der frühere Partisanenbe¬ 
fehlshaber, auf die Durchsetzung dieser 
Entscheidung ein. 

Bei den bewaffneten Zusammenstö¬ 
ßen gab es 20 Tote und über 600 Ver¬ 
letzte. 92 000 Personen, in erster Li¬ 
nie Arbeiter, wurden festgenommen, 
über 70 000 von ihnen später vor Ge¬ 
richt gestellt und die meisten verurteilt. 
Von Ausnahmen abgesehen, konnte die 
PCI-Führung ihrer Basis die Entschei¬ 
dung verständlich machen: Als der ge¬ 
nesene Togliatti sie auf dem Pressefest 
der „Unitä“ am 27. September 1948 
erläuterte, stimmten ihm die mehr als 
500 000 Teilnehmer zu. 

Nach dem Attentat setzte eine massive 
Verfolgung vor allem der PCI und ih¬ 
rer Anhänger ein. Bis Mitte 1950 gab es 
bei Auseinandersetzungen mit Groß¬ 
agrariern, Faschisten und Zusammen¬ 
stößen mit der Polizei 62 Tote, darun¬ 
ter 48 Kommunisten. 3 126 Personen, 
wurden verletzt, davon 2 367 Kommu¬ 
nisten. Von 92 169 Verhafteten waren 
73 780 Kommunisten. 19 306 Menschen 
wurden unter fadenscheinigen politi¬ 
schen Vorwänden verurteilt, unter ih¬ 
nen 15 429 Kommunisten. 

Gerhard Feldbauer 



Der schwerverletzte Togliatti wird abtransportiert 


Für eine patriotische Linksregierung 

DKP-Gespräch mit der Portugiesischen Kommunistischen Partei 


jT 



Rumäniens Außenminister Titus Corleatan und sein russischer Kollege wollen 
neue Wege gehen. 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 


Papst auf Lampedusa 


Während herkömmliche Staatsober¬ 
häupter die ersten Dienstreisen nach 
ihrem Amtsantritt zu den Großen und 
Wichtigen auf der Welt unternehmen, 
ist Jorge Mario Bergoglio, alias Papst 
Franziskus, ausgerechnet nach Lam¬ 
pedusa gefahren. Also auf jene Insel, 
die zu einem Symbol der europäi¬ 
schen Abschottung gegen Flüchtlin¬ 
ge geworden ist, auch zum Symbol für 
deren tödliche Folgen. Tausende sind 
in den Fluten vor Lampedusa in den 
letzten Jahren umgekommen. 

Ein halbes Jahr vor dem Papst hatte 
die Bürgermeisterin von Lampedu¬ 
sa in einem flammenden Brief an 
die Europäische Union ausgeführt: 
„Wie groß muss der Friedhof auf 
meiner Insel noch werden? Ich bin 
über die Gleichgültigkeit entrüstet, 
die alle angesteckt zu haben scheint; 
mich regt das Schweigen von Euro¬ 
pa auf, das gerade den Friedensno¬ 
belpreis erhalten hat, und nichts sagt, 
obwohl es hier ein Massaker gibt, bei 
dem Menschen sterben, als sei es ein 
Krieg.“ 

Dieser Brief ist von der europäi¬ 
schen Öffentlichkeit und erst recht 
von den europäischen Machtha¬ 
bern geflissentlich ignoriert worden. 
Die Bürgermeisterin regiert ja nur 
ein 30-Quadratmeter-Eiland. Umso 
wichtiger war der Auftritt des Paps¬ 
tes, immerhin Chef einer der größten 
Kirchen Europas. Wer die Liebe zum 
anderen ernst nehme, so Franziskus, 
dürfe afrikanische Flüchtlinge nicht 
als Störenfriede abtun. Eindringlich 
prangerte er die „Globalisierung der 
Gleichgültigkeit“ an. 

Die Rede war, wie bei seinem Beruf 
nicht anders zu erwarten, in katholi¬ 
sche Formeln gekleidet. Dennoch ist 
sie mehr als ein Appell an die eige¬ 
nen Glaubensgenossen: Sie ist eine 
Rückenstärkung für all jene, die aus 



Nächstenliebe, Solidarität oder Ver¬ 
antwortungsgefühl nicht die Augen 
verschließen vor den Dramen, die 
sich auf dem Meer vor der Insel und 
auf Lampedusa selbst Tag für Tag ab¬ 
spielen. 

Der Auftritt des Papstes, der sich 
seiner Medienmacht sehr wohl be¬ 
wusst ist, setzt ein starkes Signal, mit 
dem Potential, über innerkirchliche 
und innenpolitische Dimensionen 
hinauszugehen. Dafür müssen jetzt 
aber konkrete politische Schritte 
folgen. Diese klar zu benennen, war 
Franziskus jedoch nicht bereit. Er 
spricht den Bewohnern der EU ins 
Gewissen, er wirft jenen zu Ehren, 
die auf ihrer verzweifelten Flucht 
umkommen, einen Kranz ins Meer. 
Aber: Kein Wort der Kritik am rigi¬ 
den EU-Asylsystem. Keine konkrete 
Forderung. Hat der Papst doch keine 
Traute sich mit den weltlich Mäch¬ 
tigen anzulegen? Denn Appelle ans 
Gewissen sind das eine - nicht min¬ 
der wichtig ist jedoch, dafür zu sor¬ 
gen, dass im nächsten Jahr nicht wie¬ 
der ein Kranz fällig wird. Das heißt: 
Weg mit der Festung Europa, weg 
mit der Abschottungsagentur Fron¬ 
tex! 


Die Vereinigten Staaten 
gegen Trayvon Martin 


Nach dem Massaker an der Sandy- 
Hook-Grundschule argumentierten 
der texanische Kongressabgeordne¬ 
te Louie Gohmert, Virginias Gouver¬ 
neur Bob McDonnell, Senator Rand 
Paul, der Abgeordnete Dennis Bax- 
ley aus Florida (in dessen Staat das 
„Stand Your Ground“-Gesetz gilt) 
zusammen mit einer Reihe anderer 
Republikaner, dass die Lehrer und 
Schulangestellten, wären sie nur be¬ 
waffnet gewesen, die zwanzig Kin¬ 
der hätten retten können, denen der 
Amokläufer Adam Lanza das Leben 
raubte. Selbstverständlich plapperten 
sie damit nur die Parolen der National 
Rifles Association (Nationale Schuss¬ 
waffenvereinigung, NRA) nach. Die 
NRA und der American Legislative 
Exchange Council (Alec), die konser¬ 
vative Lobby-Gruppe, die das „Stand 
Your Ground“-Gesetz ausgearbeitet 
hat und Druck zu seiner Inkraftset¬ 
zung im ganzen Land macht, behaup¬ 
tet, dass eine bewaffnete Bürgerschaft 
den einzigen Schutz gegen drohende 
Gefahren, Angreifer und Raubtiere 
darstelle. 

Aber als George Zimmerman Tray¬ 
von Martin erschoss, einen unbewaff¬ 
neten Teenager, der an einem verreg¬ 
neten Februar vom Supermarkt um 
die Ecke nach Hause ging, blieb die 
NRA stumm. Weder NRA-Funktio- 
näre noch der Pro-Schusswaffen-Flü- 
gel der Republikanischen Partei ar¬ 
gumentierten, dass Trayvon Martin 
noch am Leben sein könnte, wäre er 
bewaffnet gewesen. 

Die grundlegenden Fakten bestreitet 
niemand: Martin war auf dem Weg 
nach Hause. Zimmerman verfolgte 
ihn zuerst mit dem Auto und dann zu 
Fuß. Er sagte später bei der Polizei 
aus, er sei diesem „verdächtig ausse¬ 
henden“ jungen Mann gefolgt. Mar¬ 
tin erkannte, dass er verfolgt wurde, 


und telefonierte mit seiner Freundin, 
er sagte, der Mann sei möglicherwei¬ 
se ein Perverser. Irgendwann kam es 
zur Konfrontation, ein Kampf folgte 
und dann erschoss Zimmerman den 
Jungen. 

Zimmerman verfolgte Martin. Das ist 
eine Tatsache. Martin hätte weglaufen 
können, aber jeder Schwarze weiß, 
dass ihn Wegrennen verdächtig macht 
und eine Kugel in den Rücken ein- 
bringen kann, es sei denn, er läuft auf 
dem Spielfeld, der Aschenbahn oder 
beim Basketball. Die andere Möglich¬ 
keit war, den Fremden zu fragen was 
er will, aber Auseinandersetzungen 
sind auch gefährlich, besonders ohne 
Zeugen und ohne Waffe außer einem 
Handy und den Fäusten. Floridas Ge¬ 
setz verlangte von Martin nicht, sich 
davonzumachen - man weiß nicht, ob 
er es versucht hat. Jedenfalls wusste 
er, dass er in Gefahr war. 

Wie steht die NRA zu Trayvon Mar¬ 
tins Recht, „auf seinem Boden zu ste¬ 
hen“? Wie steht es um ihre Prinzipi¬ 
en? Im Klartext: Die Trayvon Mar¬ 
tins dieser Welt hatten dieses Recht 
noch nie, weil der „Grund“, auf dem 
sie standen, nie der ihre war. Selbst 
wenn schwarze Menschen offiziel¬ 
le Belege herzaubern könnten, dass 
sie keine Einbrecher, Vergewaltiger, 
Drogendealer, Zuhälter oder Prosti¬ 
tuierte sind, bleibt der Verdacht, dass 
sie „nichts Gutes im Schilde führen“. 
(In der Zeit vor dem amerikanischen 
Bürgerkrieg gab es ein Dokument, 
das hieß „Freiheitsnachweis“.) 

Aber wie der NRA-Funktionär Way- 
ne LaPierre kurz und bündig sagt: 
„Das einzige, was einen schlechten 
Kerl mit einer Pistole aufhält, ist ein 
guter Kerl ... 

Robin Kelley 
(Aus: „CounterPunch“, Übers.: M. Idler) 


Bomben und falsche Fährten 

Interview mit Ali Ruckert, Vorsitzender der KP Luxemburgs 


UZ: Wir erleben gerade eine Flut von 
Enthüllungen über die Tätigkeit von 
Geheimdiensten in den Staaten der 
westlichen „ Wertegemeinschaft“ Konse¬ 
quenzen hat das bisher nicht, außer in 
Luxemburg, wo die Verstrickung von 
Premierminister Juncker zum Platzen 
der Regierungskoalition geführt hat. Was 
ist das besondere am Fall Luxemburg? 

Ali Ruckert: Besonders in unserem Fall 
ist vielleicht, dass ein Auslöser der ge¬ 
genwärtigen Geheimdienst-Affäre der 
sogenannte Bombenleger-Prozess ist, 
mit dem die luxemburgische Justiz ver¬ 
sucht, eine Reihe von Bombenattenta¬ 
ten aus den 80er Jahren aufzuklären. 
Allerdings steht nicht zu erwarten, dass 
es bei diesem Prozess, der seit Monaten 
die Schlagzeilen der hiesigen bürger¬ 
lichen Medien beschäftigt, wirklich zu 
einer Aufklärung kommen wird. Denn 
einerseits sind einige der vermutlich 
Beteiligten schon nicht mehr unter den 
Lebenden, und andererseits schweigen 
die Kreise, die während dieser bleiernen 
Jahre direkt oder indirekt in die Spreng¬ 
stoffanschläge verwickelt waren, bis 
heute beharrlich. 

UZ: Worum geht es dabei? 

Ali Ruckert: Zwischen 1984 und 1986 
gab es in Luxemburg ganze 20 Bom¬ 
benanschläge auf Strommasten, auf Si¬ 
cherheitseinrichtungen des Flughafens 
und auch auf das Gebäude des höchs¬ 
ten Gerichts in der Hauptstadt. Im Ge¬ 
gensatz zu ähnlichen, scheinbar myste¬ 
riösen Anschlägen in anderen NATO- 
Ländern, wie zum Beispiel in Belgien, in 
Italien oder dem Anschlag auf das Ok¬ 
toberfest in München, gab es in Luxem¬ 
burg keine Todesopfer. Aber ebenso wie 
in den anderen Ländern wurde von den 
ermittelnden Behörden alles unternom¬ 
men, um die Anschläge nicht aufzuklä¬ 
ren und auf keinen Fall die Schuldigen 
zu ermitteln oder gar zu bestrafen. 

Die Umstände, unter denen die Anschlä¬ 
ge stattfanden, ließen schon damals ver¬ 
muten, dass die Bomben keinesfalls von 
irgendwelchen fanatischen Einzeltätern 
gelegt wurden. Damals herrschte der 
Kalte Krieg, und alles deutete darauf hin, 
dass die geheime NATO-Truppe, die in 
Italien unter dem Decknamen „Gladio“ 
und in Luxemburg unter „Stay behind“ 
operierte, unter Mitwirkung von Kreisen 
der Luxemburger Gendarmerie und der 
Armee hier Planspielchen veranstaltete, 
die vor allem die Einsatzbereitschaft der 
Truppe testen und einen Rüstungsschub 
provozieren sollten, und die auch noch 
den für die Herrschenden erwünschten 
„Nebeneffekt“ hatten, dass man die At¬ 
tentate irgendwelchen „Linksextremis¬ 
ten“ in die Schuhe schieben konnte, um 
damit die Kommunistische Partei zu dis¬ 
kreditieren. 

Unsere Zeitung hatte schon damals auf 
diesen Zusammenhang hingewiesen, 
aber wie immer blieben wir Kommu¬ 
nisten die einsamen Rufer im Walde. 

UZ: Gibt es dazu inzwischen neue Er¬ 
kenntnisse? 

Ali Ruckert: Im bisherigen Verlauf des 
Prozesses verdichten sich die Hinweise 
auf die Urheberschaft der NATO-Ge- 
heimtruppe. Einige Indizien dazu liefer¬ 
te ein Zeuge aus der BRD, dessen in¬ 
zwischen verstorbener Vater offenbar 
seinerzeit für den BND gearbeitet hat 
und für die Anleitung der Luxembur¬ 
ger NATO-Geheimdiversanten, die dem 
Luxemburger Geheimdienst SREL un¬ 
terstanden, zuständig war. 

Aber in den letzten Monaten kamen in 
diesem Zusammenhang eine Reihe von 
Informationen ans Tageslicht, die auf il¬ 
legale Praktiken des Luxemburger Ge¬ 
heimdienstes hindeuten. Dabei geht es 
um illegale Abhöraktionen, um Korrup¬ 
tion und anderes seltsames Gebaren ei¬ 
ner staatlichen Institution, die angeblich 
für die Sicherheit der Luxemburger zu¬ 
ständig ist. Viel Lärm wurde zum Bei¬ 
spiel gemacht, als bekannt wurde, dass 
der Chef des Geheimdienstes ein Vier- 
Augen-Gespräch mit Premierminister 
Jean-Claude Juncker heimlich mit einer 
speziell präparierten Armbanduhr auf- 



KPL-Vorsitzender Ali Ruckert am 7. Juli 
auf dem Pressefest der „Zeitung vum 
Letzebuerger Vollek“ 


genommen hat. Aus dem Protokoll des 
Gespräches, das in einer Wochenzeitung 
wortwörtlich veröffentlicht wurde, geht 
u.a. eindeutig hervor, dass die Kom¬ 
munistische Partei jahrzehntelang vom 
SREL beobachtet und abgehört wurde. 

UZ: Selbst der Großherzog scheint in die 
Affäre verwickelt zu sein. Wo scheinbar 
jeder jeden bespitzelt hat, sind auch alle 
verantwortlich bis auf die, die gerade vor 
dem Mikrofon oder der Kamera stehen? 

Ali Ruckert: Man muss natürlich davon 
ausgehen, dass in dieser Affäre auch fal¬ 
sche Fährten gelegt wurden, um von den 
wirklichen Auftraggebern und Attentä¬ 
tern abzulenken, aber es gibt Gerüch¬ 
te, dass ein Bruder des jetzigen Groß¬ 
herzogs, der während der 80er Jahre 
Kontakte zu Mitgliedern der Antikom¬ 
munistischen Weltliga (WACL) hatte, 
in die Bombenleger-Affäre verwickelt 
sein soll. Aber: es hat nicht jeder jeden 
abgehört, sondern der Geheimdienst 
alle Leute und Organisationen, die ihm 
irgendwie verdächtig waren. Neben 
der KPL wurden im Gebäude des Ge¬ 
heimdienstes auch umfangreiche Akten 
über Tausende Luxemburger angelegt, 
die damals zum Beispiel Visa für Rei¬ 
sen in die DDR, in die Sowjetunion und 
andere sozialistische Länder beantragt 
haben. 

Tatsache ist, dass die jeweiligen Premier¬ 
minister, die hierzulande die obersten 
politischen Verantwortlichen für den 
Geheimdienst waren und sind, zumin¬ 
dest zum Teil darüber informiert waren. 
Premierminister Juncker betonte zwar, 
während der vergangenen Jahre habe es 
keine politische Inlandspionage mehr 
gegeben, aber er tat andererseits nichts, 
um die zuvor begangenen Illegalitäten 
und Verletzungen der Bürgerrechte auf¬ 
zudecken, was ihm heute - mit Recht - 
zum Vorwurf gemacht wird. Allerdings 
wird dabei unterschlagen, dass nicht 
nur die von der jetzigen konservativen 
Christlich-Sozialen Volkspartei (CSV) 
gestellten Regierungschefs, sondern 
zuvor auch Premierminister Thorn von 
den Liberalen, also der Demokratischen 
Partei, die Illegalitäten gedeckt hatte. 

UZ: Die Geheimdienste waren lange 
Zeit in erster Linie Werkzeuge des Anti¬ 
kommunismus. Welche Erfahrungen hat 
die KP Luxemburgs mit ihnen? 

Ali Ruckert: Wir wissen, dass die KPL 
seit Gründung des Geheimdienstes 
SREL, der bis heute im Volksmund 
„Spitzeldienst“ genannt wird, immer 
Objekt der Begierde des Geheimdiens¬ 
tes war. Es gibt unzählige Dossiers in 
den Kellern des Geheimdienstes; dessen 
Archiv über die Arbeit der KPL, soweit 
es nicht bereits teilweise zerstört wur¬ 
de, um zu verhindern, dass die ganze 
Wahrheit ans Licht kommt, dürfte wahr¬ 
scheinlich detaillierter sein als unser ei¬ 
genes. Wir wissen von Wanzen in unse¬ 
ren Büros, von Versuchen, uns Agenten 
unterzujubeln. 

Premier Juncker hat vor einigen Mona¬ 
ten die Bespitzelung selbst zugegeben, 
hat allerdings behauptet, er habe die 
Einstellung der Beobachtung im Jahr 
1995 angewiesen. Das zu glauben fällt 
uns angesichts unserer historischen Er¬ 
fahrungen mit diesem System natürlich 
sehr schwer. 

Übrigens wurde in diesen Tagen auch 
offiziell bekant, dass der langjährige 
Generalsekretär der KPL Dominique 
Urbany unter Beobachtung des Ge¬ 
heimdienstes stand. Das ist besonders 


perfide, denn Urbany war nicht nur von 
1935 bis zu seinem Tode 1986 Mitglied 
der Leitung der KPL und deren Gene¬ 
ralsekretär bzw. Vorsitzender in der Zeit 
der Illegalität und danach bis 1976, son¬ 
dern er hat sich in der Zeit der Illegalität 
während der deutschen faschistischen 
Besatzung, als alle anderen Parteien des 
Landes sich dem Diktat der Faschisten 
gebeugt und sich selbst aufgelöst hat¬ 
ten, unsterbliche Verdienste im Wider¬ 
standskampf erworben. Er war 1946- 
47 Minister für Öffentliche Versorgung 
und Gesundheit und er war, mit kurzen 
Unterbrechungen, von 1945 bis 1968 
Abgeordneter des Parlaments. 

UZ: Das Vertrauen zu dem integer auf¬ 
tretenden Jean-Claude Juncker scheint in 
Luxemburg ungebrochen. Werden Neu¬ 
wahlen überhaupt etwas ändern? 

Ali Ruckert: Juncker ist ein charismati¬ 
scher konservativer Politiker, der es bes¬ 
tens versteht, die Interessen des Finanz- 
und Industriekapitals zu verwalten und 
zu vertreten, und dabei in der Lage ist, 
einer großen Mehrheit der Luxembur¬ 
ger Wähler zu vermitteln, das alles ge¬ 
schehe zu ihrem Wohl. Er hat auch die 
jüngste Regierungskrise clever gemeis¬ 
tert, hat es vermeiden können, durch ein 
geplantes Misstrauensvotum gestürzt zu 
werden, indem er am 10. Juli im Parla¬ 
ment einem Antrag der Grünen, der 
von den Sozialdemokraten, den Libe¬ 
ralen, der rechtspopulistischen ADR 
und vom Abgeordneten der „Linken“ 
unterstützt wurde, mit dem Entschluss 
der Selbstauflösung der Regierung zu¬ 
vorkam. 

Die KPL ist allerdings der Auffassung, 
dass die Regierung nicht an dem - rela¬ 
tiv unwichtigen - Geheimdienstskandal 
gescheitert ist. Der hat lediglich als Vor¬ 
wand herhalten müssen, um die gesam¬ 
te Politik der Regierung in den letzten 
Jahren, die untauglichen Versuche der 
Lösung der kapitalistischen Krise zu be¬ 
mänteln. 

Diese Regierung ist verantwortlich für 
den umfangreichsten Sozialabbau in 
der neueren Geschichte Luxemburgs. 
Mit Beschlüssen, die in fast allen Fällen 
von sämtlichen im Parlament vertrete¬ 
nen Parteien gestützt wurden, hat diese 
Regierung die arbeitenden Menschen 
um gesetzlich garantierte Erhöhungen 
ihrer Einkommen und Renten betrogen, 
wodurch gleichzeitig dem Kapital Ge¬ 
schenke in dreistelliger Millionenhöhe 
gemacht wurden. Diese Regierung ist 
verantwortlich für eine Steigerung der 
Arbeitslosigkeit um das Vierfache in 
den letzten zehn Jahren und dafür, dass 
in den Arbeiterstädten im Süden Lu¬ 
xemburgs die Jugendarbeitslosigkeit die 
schwindelerregende Höhe von 25 Pro¬ 
zent erreicht hat. Und auch dafür, dass 
die Menschen hierzulande immer mehr 
für ihre Gesundheitsversorgung ausge¬ 
ben müssen und dass Bildung immer 
weniger ein Recht und immer mehr zu 
einem Privileg wird. Gleichzeitig ver¬ 
zeichnen wir in Luxemburg einen Mili¬ 
tärhaushalt, der weit über dem in Zeiten 
des Kalten Krieges liegt. 

Vorgezogene Neuwahlen werden selbst¬ 
verständlich nicht zu einem „Neuan¬ 
fang“ führen, der jetzt von den bürger¬ 
lichen Parteien postuliert wird. 
Dennoch werden wir als KPL bei diesen 
Wahlen, die voraussichtlich am 20. Ok¬ 
tober stattfinden sollen, in allen vier 
Wahlbezirken des Landes mit unseren 
offenen Listen antreten. Wir haben uns 
vorgenommen, den Wählern zu erklä¬ 
ren, dass eine grundlegende Änderung 
nur möglich sein wird, wenn sich auch 
die Besitzverhältnisse an den Produkti¬ 
onsmitteln ändern, wenn die Schlüssel¬ 
industrien und die wichtigsten Betriebe 
des Landes in staatliche Hand kommen 
und von den Beschäftigten mitverwal¬ 
tet werden. Das sind Voraussetzungen 
für eine wirkliche Politik der sozialen 
Gerechtigkeit. 

Außerdem steht unsere Partei für die 
Auflösung der EU und der NATO und 
fordert den sofortigen Austritt Luxem¬ 
burgs aus der NATO und den Abzug der 
luxemburgischen Soldaten aus Afgha¬ 
nistan. Wir werden den Wählern erklä¬ 
ren, dass für diese Ziele ein langer Weg 
vor uns liegt, der aber nur zu einem Er¬ 
folg führen kann, wenn die Kommunis¬ 
tische Partei gestärkt wird. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 
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Bild oben rechts: Demo zum Dagger-Komplex im Griesheimer Sand gegen 
Ausspionierung der Bürger durch NSA mit PRISM & Co.- Bild oben: Die Spio¬ 
nagebasis Menwith Hill. - Bild darunter: Hauptquartier der National Security 
Agency (NSA) in Fort Meade (Maryland). - Bild rechtstes we scan - Demo am 
Checkpoint Charly, Berlin. 


Zwei Beispiele aus dem Kalten Krieg... 



Die Operation Gold (bei den Briten auch als Operation Stopwatch bezeichnet) 
war eine gemeinsame Spionageaktion, die vom amerikanischen CIA und dem 
britischen Secret Intelligence Service durchgeführt wurde, um ab 1955 in Berlin 
die Telefonleitungen des Hauptquartiers der Roten Armee mit Hilfe eines Tun¬ 
nels anzuzapfen, der unter den sowjetisch besetzten Sektor der Stadt gegraben 
wurde. Eine ähnliche Operation lief in Wien. 

In der Nacht vom 21. auf den 22. April 1956, elf Monate nach Inbetriebnahme des 
Berliner Tunnels, wurde das Ostende des Tunnels freigelegt. 

Während der kurzen Nutzungsdauer desTunnels wurden rund eine halbe 
Million Gespräche auf 50 000 Bändern festgehalten. Die Auswertung der durch 
die Operation Gold gewonnenen Informationen dauerte bis zum September 
1958 an. 



Der Teufelsberg in Berlin (West), ein Trümmerberg und nach Messungen aus dem 
Jahr 2013 mit 120,1 Metern höher als der Große Müggelberg, diente den USA ab 
1957 als hervorragender Standort für eine Abhöranlage und der Überwachung 
des Luftraums. Dazu wurden mit der Zeit fünf Antennenkuppeln errichtet, die 
Überwachungsaufgaben zur Zeit des Kalten Kriegs bis weit in das Gebiet der 
Staaten des Warschauer Vertrages übernahmen. Die Anlage auf dem Teufelsberg 
wurde hauptsächlich von der NSA betrieben und diente als Teil des weltweiten 
Spionagenetzes „Echelon“. Ab 1957 wurde die Anlage zusätzlich von weiteren 
US-amerikanischen und britischen Geheimdiensten genutzt. 


Yes, we scan! 

Die Bundesregierung kennt die Verträge ... 


D erzeit erstaunt nicht, dass spio¬ 
niert wurde. Überraschend ist 
für viele Menschen heutzuta¬ 
ge eher der Umfang der weltweiten 
Überwachungen mit Hilfe von „Prism“ 
„Tempora“ und „Dropmire“ und ande- 


Juni 1955 folgte eine „deutsch-alliierte 
Vereinbarung bezüglich der Erfüllung 
des geheimen Memorandum of Under- 
standing“. 

Damit hatten Mitarbeiter westlicher 
Nachrichtendienste in diesem Lande 


pflichtung, die „geheimdienstlichen 
Interessen der Drei [West-] Mächte in 
vollem Umfang wahrzunehmen und zu 
erfüllen“ ( Foschepoth, S. 187). 

Welche Bedingungen das entsprechen¬ 
de deutsche Gesetz dazu im Einzelnen 
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ren Programmen, - und die Unverfro¬ 
renheit, mit der in diesem Zusammen¬ 
hang seit vielen Jahren Grundrechte 
von Bürgerinnen und Bürgern ausge¬ 
hebelt werden. Dabei ist das nur die 
„Spitze des Eisbergs“ 

Die modernen Kommunikationstech¬ 
nologien, große Fortschritte in der Re¬ 
chentechnik, ausgeklügelte Auswer¬ 
tungsprogramme u.a. machen es heute 
möglich, täglich Millionen von Tele¬ 
fongesprächen, E-Mails usw. zu über¬ 
wachen und die Daten langfristig zu 
speichern. 

Dass dabei - auch unter Geheimdiens¬ 
ten verbündeter Staaten - in breitem 
Maße kooperiert wird und Daten aus¬ 
getauscht werden, war schon vor der 
aktuellen Überwachungsaffäre be¬ 
kannt. 

Die Bundesregierung dürfte bestens 
informiert sein, dass der amerikani¬ 
sche Geheimdienst NSA bis heute in 
Deutschland die Kommunikation über¬ 
wacht. Es geht - laut „Spiegel“ vom 
1. Juli - um eine halbe Milliarde be¬ 
spitzelter Telefonate, Mails, SMS und 
Chatbeiträge pro Monat, also 16,6 Mil¬ 
lionen pro Tag. 

Ihr dürften auch die in der Vergangen¬ 
heit geschlossenen Verträge wie ent¬ 
sprechende Geheimklauseln bekannt 
sein. Und die erlaubten - auch nach 
dem NATO-Beitritt der Bundesrepu¬ 
blik 1955 - nicht nur den Amerikanern, 
sondern auch Briten und Franzosen die 
Überwachung in Deutschland. 

Fünf Tage nach dem Beitritt der BRD 
zur NATO am 6. Mai 1955 und dem In¬ 
krafttreten der Pariser Verträge wurde 
ein „Memo of Understanding“ abge¬ 
schlossen, das geheime Vereinbarun¬ 
gen zur Geheimdiensttätigkeit der 
Westmächte in der BRD enthielt. Ende 


„freie Hand“. In den Folgejahren wur¬ 
de alle eingehende Post aus der DDR 
und massenweise Briefe und Pakete 
aus anderen sozialistischen Staaten 
kontrolliert und zensiert. Die Telefon-, 
Fernschreib- und Telegraphenleitungen 
von und zur DDR, nach und von Ber¬ 
lin und in die übrigen sozialistischen 
Staaten Europas wurden systematisch 
überwacht und abgehört. Die Überwa¬ 
chung betraf aber auch Datenverbin¬ 
dungen innerhalb der Bundesrepublik, 
ins westliche Ausland und Durchgangs¬ 
leitungen von Ost nach West. 

Seit 1968 ist die Bundesrepublik üb¬ 
rigens völkerrechtlich verpflichtet, 
„sämtliche Informationen, die aus 
Gründen der inneren Sicherheit an¬ 
fielen, an die Amerikaner, Franzosen 
und Briten weiterzureichen“ {Josef Fo¬ 
schepoth, Überwachtes Deutschland - 
Post- und Telefonüberwachung in der 
alten Bundesrepublik, Göttingen 2012, 
S. 193). 

Die Westmächte hatten Sonderrechte, 
einmal zur Stationierung von Streit¬ 
kräften in Deutschland und zum Schutz 
ihrer Streitkräfte. Erst 1968 verabschie¬ 
dete der Bundestag unter der großen 
Koalition ein Gesetzespaket, das dem 
entsprach und aus drei Teilen bestand: 
einer Notstandsverfassung, den Not¬ 
standsgesetzen und dem Gesetz zur 
Beschränkung des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses. Dieses soge¬ 
nannte GlO-Gesetz schränkt Artikel 10 
des Grundgesetzes, nämlich die Unver¬ 
letzlichkeit des Post- und Fernmeldege¬ 
heimnisses, massiv ein. 

Mit den Notstandsgesetzen und dem 
GlO-Gesetz waren also seit 1968 die 
„gesetzlichen oder administrativen Re¬ 
gelungen“ geschaffen worden, um die 
gesetzliche und völkerrechtliche Ver- 


erfüllen musste, war bereits im Zuge 
der Verhandlung der Pariser Verträ¬ 
ge, festgelegt worden. Dabei dienten 
deutsche Dienste als Überwachungs- 
Dienstleister und wurden aufgrund der 
Forderungen vor allem der USA ent¬ 
sprechend umgestaltet. 

Im Ergebnis überwachten die Al- 
lierten ab 1968 also nicht mehr (oder 
nicht mehr nur) mit eigener Infrastruk¬ 
tur und eigenem Personal, sondern die 
Geheimdienste der Bundesrepublik 
Deutschland übernahmen dies an ihrer 
Stelle und (teilweise) in ihrem Auftrag. 


Die National Security Agency (NSA), 

ist der größte und finanziell am 
besten ausgestattete Militärnach¬ 
richtendienst der USA. Die NSA ist 
für die weltweite Überwachung, 
Entschlüsselung und Auswertung 
elektronischer Kommunikation zu¬ 
ständig und in dieser Funktion ein 
Teil der „Intelligence Community“, 
in der seit 1981 sämtliche Nachrich¬ 
tendienste der USA zusammenge¬ 
fasst sind. 

Die NSA wurde von US-Präsident 
Harry S. Truman in den i94oer-Jah- 
ren als Unterabteilung des US-Ver- 
teidigungsministeriums (Penta¬ 
gon) geschaffen. Am 4. November 
1952, dem Tag der Wahl Dwight D. 
Eisenhowers zum 34. Präsidenten 
der USA, wurde die NSA offiziell ge¬ 
gründet. 

In Deutschland ist die NSA für ihre 
offizielle Tätigkeit (NSA/CSS Repre- 
sentative Europe office, NCEUR) in 
den Patch Barracks in Stuttgart-Vai¬ 
hingen ansässig. Bereits 1989 be¬ 
richtete das Magazin „Der Spiegel“ 
über die umfangreiche Lauschtätig¬ 
keit der NSA in Deutschland. 
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Zum Charakter der aktuellen 
Weltwirtschaftskrise 


Von Lucas Zeise 


teil der Profite am Volkseinkommen heute be¬ 
deutend höher als 1980. Umgekehrt ist der Anteil 
der Einkommen aus abhängiger Beschäftigung, 
die so genannte Lohnquote in allen Ländern in 
diesen dreißig Jahren gesunken. Marxistisch ge¬ 
sprochen ist die Mehrwertrate (M bezogen auf 
V), auch Ausbeutungsrate genannt, in der Perio¬ 
de des Neoliberalismus gestiegen. 

Angesichts dessen ist es nicht schwer, zu erklä¬ 
ren, wie es zu dieser großen Krise gekommen 
ist. Die schwierige Lrage besteht vielmehr darin, 
dass es so lange gedauert hat bis zu dieser Krise. 
Denn die typische Krankheit des Kapitalismus 
ist schließlich die Überproduktionskrise. Sie ent¬ 
steht aus dem Widerspruch zwischen zu hohen 
Probten einerseits und zurückbleibenden Lohn- 
und Sozialeinkommen andererseits. Da das neo- 
liberale Regime diesen Widerspruch programm¬ 


Der Wohnimmobilienmarkt in den USA, die 
Verschuldung der US-Haushalte und damit die 
Verschuldung der reichsten und größten Volks¬ 
wirtschaft des Globus waren die Elemente, die 
schließlich die größte Spekulationsblase in der 
Geschichte des Kapitalismus ausmachten. Die 
US-Wirtschaftspolitik hatte bereits zwei Jahr¬ 
zehnte lang explizit die positiven Wirkungen der 
Finanzspekulation nicht nur auf die Gewinne der 
Spekulanten selber, sondern auch auf die Öko¬ 
nomie in der Breite ausgenutzt. Es ging dabei um 
die Attraktion der in Dollar denominierten Ver¬ 
mögenswerte. Diese Politik ging voll und ganz auf. 
Seit den neunziger Jahren des vorigen Jahrhun¬ 
derts sind die USA das größte Kapitalimportland. 
Dieser Kapitalstrom ünanzierte ohne Probleme 
das wachsende Außenhandels- und Leistungsbi¬ 
lanzdefizit der USA. In immer stärkerem Maße 
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Proteste in Island nach dem Bankenzusammenbruch. Die Aktionen fanden vom 18. Oktober 2008 bis 
zum 24. Januar 2009 jeden Sonnabend auf dem Austurvöllurplatz vor dem isländischen Parlament 
statt. 


Mit dieser Ausgabe der UZ beginnen wir eine 
Reihe von Beiträgen zur Einschätzung der ge¬ 
genwärtigen Krise - ein Thema, das in der DKP 
durchaus umstritten ist. Wir wünschen uns 
eine lebhafte Debatte. 

In der UZ nach der Sommerpause erscheint ein 
Beitrag von Beate Landefeld zu diesem Thema. 


I m Sommer 2013 wird die weltweite Finanz- und 
Wirtschaftskrise sechs Jahre alt. Und kein Ende 
ist in Sicht. Allein diese Dauer lässt sie zu ei¬ 
ner historischen Zäsur in der Entwicklung des 
Kapitalismus werden. In diese Weltwirtschafts¬ 
krise sind Episoden der Erholung und des erneu¬ 
ten Abschwungs eingebettet. Vom Typ her han¬ 
delt es sich auch bei dieser Weltwirtschaftskrise 
um eine normale kapitalistische Überprodukti¬ 
onskrise. Nur ist sie deutlich radikaler als die ge¬ 
meine konjunkturelle Überproduktionskrise, die 
auch Konjunkturzyklus genannt wird. Die Radi¬ 
kalität dieser Krise zeigt sich zum einen in ihrer 
Hartnäckigkeit. Sie kann nicht auf die typische 
Art konjunktureller Krisen gelöst werden, wonach 
die Entwertung des überschüssigen Kapitals einen 
neuen Akkumulationszyklus ermöglicht. 

Die Radikalität dieser Krise zeigt sich zum zwei¬ 
ten in den ökonomischen Daten. Der Wirtschafts¬ 
einbruch war in allen reifen kapitalistischen Län¬ 
dern, so auch in Deutschland, im ersten Ab¬ 
schwung zwischen Ende 2007 und Mitte 2009 
schärfer als je in der Geschichte seit dem 2. Welt¬ 
krieg. Die Erholung seitdem war, verglichen da¬ 
mit, schwächlich. Die Kapazitäten der Volkswirt¬ 
schaften bleiben in den meisten Ländern massiv 
unterausgelastet, und die Arbeitslosigkeit steigt. 
In dieser Hinsicht erweist sich die Entwicklung in 
Deutschland als Ausnahme. Aber auch hier bleibt 
die Investitionstätigkeit schwach. Die Radikalität 
dieser Krise zeigt sich drittens in den sozialen Aus¬ 
wirkungen, der steigenden Arbeitslosigkeit und 
wachsenden Armut. Sie zeigt sich schließlich auch 
in der Zerrüttung der Staatsfinanzen, der eviden¬ 
ten Ratlosigkeit der Regierungen, mit den Krisen¬ 
folgen umzugehen, und sie zeigt sich schließlich 
auch in der Unzufriedenheit der Regierten. 

★ 

Die Krise ist historisch vergleichbar mit der gro¬ 
ßen Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts, die 1929 ebenfalls mit einem 
Finanz-Crash begann, und mit der schwerwiegen¬ 
den Krise der 70er Jahre, die ebenfalls durch eine 
tiefe Rezession gekennzeichnet war, alle kapita¬ 
listischen Länder erfasste und die Phase fester 
Wechselkurse sowie die Prosperitätsperiode der 
Nachkriegszeit beendete. Die aktuelle Krise dürf¬ 
te in diesem Sinne eine Umbruchkrise der Welt¬ 
wirtschaft bedeuten. Sie beendet diejenige Phase 
eines wirtschaftspolitischen Regimes, das wir uns 
angewöhnt haben als neoliberal zu bezeichnen. 
Anders ausgedrückt macht diese Krise deutlich, 
dass das neoliberale Modell nicht mehr funktio¬ 
niert. 

★ 

Das neoliberale Modell des Kapitalismus ist aus 
einer Krise des Kapitalismus, ähnlich der heuti¬ 
gen, in den späten siebziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts entstanden. Dieses Vorgängermo¬ 
dell war wirtschaftspolitisch vom Keynesianis¬ 
mus geprägt, es orientierte auf eine teilweise Be¬ 
friedung der Arbeiterklasse, es setzte in betonter 
Form staatliche Mittel zur Stärkung der jeweils 
nationalen Kapitalakkumulation ein. Folgende 
Merkmale kennzeichnen dagegen das neolibe- 
rale kapitalistische Wirtschaftsmodell: 

• Es zielt radikaler und direkter als das Vorgän- 
germodell auf eine Erhöhung der Kapitalren¬ 
dite. Zu diesem Zweck werden die Gewerk¬ 
schaften systematisch geschwächt, von Seiten 
des Staates Druck auf die Löhne ausgeübt. 
Marxistisch gesprochen wird mit allen Mit¬ 
teln versucht, die Mehrwertrate zu erhöhen. 

• Nationale Schutzschranken für den Waren¬ 
handel und den Kapitalverkehr werden sys¬ 
tematisch abgebaut, um stärkere Kapitale zu 
bevorzugen und die Monopolisierung voran¬ 
zutreiben. 

• Um die Kosten für das Kapital niedrig zu hal¬ 
ten, wird der Staat kurz gehalten und geplün¬ 
dert. Die Privatisierung von Staatsvermögen, 
die Vernachlässigung der Infrastruktur, Bil¬ 
dung und Erziehung und Gesundheit der brei¬ 
ten Bevölkerung gehören zum Kern des neo- 
liberalen Credos. 

Wenn man sich heute die Periode des Neolibe- 
ralismus ansieht, muss man feststellen, dass die¬ 
se Politik im Sinne der Eründer erfolgreich war. 
Verglichen mit 1980 ist die Verteilung ungleicher 
geworden. In allen Industrieländern ist der An¬ 


gemäß noch verstärkt, die effektive Kaufkraft der 
breiten Masse also noch weniger Schritt halten 
kann mit der Entwicklung der Proüte, müsste die 
kapitalistische Überproduktionskrise in einem 
neoliberalen Regime noch schneller eintreten 
als ohnehin. 

★ 

Drei gewichtige Entwicklungen im Kapitalismus 
der letzten dreißig Jahre haben den Ausbruch der 
großen und eigentlich fälligen Überproduktions¬ 
krise verzögert. 

• Erstens die technologische Revolution der 
Mikroelektronik. Der mit ihr verbundene 
Produktivitätsfortschritt hat die Proüte auf 
breiter Front gesteigert. Sie hat einen Investi¬ 
tionszyklus in Gang gesetzt, der diese Profite 
absorbieren konnte. Diese technische Erneu¬ 
erung hat nicht nur neue Konsumgüter her¬ 
vorgebracht sondern auch die Modernisierung 
des gesamten fixen Kapitals gefordert. 

• Zweitens hat die Niederlage des Sozialismus 
in Europa und der Sowjetunion das Gebiet 
des Kapitalismus sprunghaft erweitert. Quan¬ 
titativ bedeutender noch war die auch in die¬ 
ser Zeit stattfindende Einbeziehung Chinas in 
den Kapitalismus. Insgesamt sind damit mehr 
als zwei Milliarden Menschen in das System 
der Mehrwertproduktion neu einbezogen 
worden. Auch diese Entwicklung hat den Ka¬ 
pitalisten grandiose Profit versprechende In- 
vestitionsmöglichkeiten eröffnet. 

• Drittens entwickelte das neoliberale Regime 
einen aufgeblähten Finanzsektor. Er stell¬ 
te stets wachsende und dringend gebrauchte 
Anlageobjekte für die immer größer werden¬ 
de Menge an Kapital zur Verfügung. Die zu¬ 
nehmende Verschuldung, die gleichbedeutend 
ist mit einem entsprechenden Wachstum der 
Vermögensansprüche hat so dazu beigetra¬ 
gen, den Eintritt der fälligen Wirtschaftskrise 
zu verzögern. Ein überproportional wachsen¬ 
der Finanzsektor trägt zur Verschiebung der 
Überakkumulationskrise bei: 

•indem er hohe anfallende Gewinne in 
unproduktive Investitionen absorbiert. 

• durch Preis- und Spekulationsblasen Ge¬ 
winne suggeriert und damit vorüberge¬ 
hend die reale Investitions- und Konsum¬ 
nachfrage angeregt. 

★ 


diente der Zufluss von Kapital der Finanzierung 
des Konsums der US-Bürger. Die US-Haushalte, 
deren Lohneinkommen ebenso stagnierte wie das 
ihrer Kollegen in anderen Ländern, finanzierten 
einen wachsenden Anteil ihres laufenden Kon¬ 
sums mit steigender Verschuldung. Da die US- 
Wirtschaft mit etwa 30 Prozent am Weltsozialpro¬ 
dukt immer noch die bei weitem größte Volkswirt¬ 
schaft der Erde ist, wirkte die durch Verschuldung 
aufgepeppte Nachfrage als effektiver Nachfrage¬ 
sog der Weltwirtschaft. Das aufstrebende China 
richtete sich mit einer auf rasantes Wachstum 
getrimmten Exportindustrie von Konsumgütern 
ganz darauf aus. Andere Exportländer wie Japan 
und Deutschland lieferten vorwiegend die Investi¬ 
tionsgüter in alle Welt, waren aber indirekt ebenso 
von der stetig steigenden Konsumgüternachfra¬ 
ge der USA abhängig. Knapp zusammengefasst 
hat die Spekulation die Verschuldung der USA 
ermöglicht und damit auf globaler Ebene der Ten¬ 
denz zur wirtschaftlichen Stagnation entgegenge¬ 
wirkt, die sich aus der Unterkonsumption der brei¬ 
ten Massen in von wachsender Ungleichheit ge¬ 
kennzeichneten Gesellschaften ergibt. 

★ 

Im Sommer 2007 brach die Finanzkrise aus und 
beendete die Verschuldungssause. Im 4. Quar¬ 
tal desselben Jahres gerieten die USA in die zu¬ 
nächst leichte Rezession. Die globale Wirtschaft 
drohte an dieser Stelle in eine Abwärts spirale zu 
geraten, etwa wie folgt: Die sinkende Produktion 
in der Industrie führt zu Entlassungen, zu gerin¬ 
geren Aufträgen für Dienstleistungen und Waren 
aller Art und zu Pleiten von Zulieferbetrieben. 
Die damit auf breiter Front steigende Arbeits¬ 
losigkeit führt dann zu nicht nur stagnierenden 
sondern schrumpfenden Ausgaben der Haushalte. 
Das wiederum dämpft die Geschäfte des Handels 
und senkt die Produktion weiter und in weiteren 
Branchen. Es folgen noch mehr Entlassungen und 
noch größere Arbeitslosigkeit. 

★ 

Die neoliberale Wirtschaftspolitik hat nie bedeu¬ 
tet, dass sich der Staat, wie es die Ideologie eigent¬ 
lich suggeriert, aus ökonomischen Angelegenhei¬ 
ten weitgehend heraushält. Seit Herbst 2008, als 
das internationale Finanzsystem im Gefolge der 
Pleite einer New Yorker Investmentbank zu kol¬ 
labieren drohte, setzten die kapitalistischen Staa¬ 
ten alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel ein, 


um das Wirtschafts- und Finanzsystem zu stabili¬ 
sieren. Diese Aktionen waren wenig koordiniert, 
dennoch waren sie sehr ähnlich. 

• Erstens stützten die Notenbanken durch zu¬ 
sätzliche Kreditschöpfung die Geschäftsban¬ 
ken, die auf dem Finanzmarkt keinen Kredit 
mehr erhielten 

• Zweitens setzten die Regierungen Steuergeld 
ein, um den Banken zusätzliches Eigenkapital 
und Garantien zukommen zu lassen 

• Drittens ersetzten die Staaten die zusammen¬ 
brechende Kreditnachfrage des Privatkapitals 
und legten große Konjunkturprogramme auf. 

Diese Maßnahmen stabilisierten die Weltnachfra¬ 
ge und verhinderten so die oben skizzierte Ab¬ 
wärtsspirale. Es gelang aber nicht, einen selbst tra¬ 
genden Aufschwung zu produzieren. Nicht einmal 
der Finanzsektor kam wieder in Schwung. Auf ihm 
entstanden lediglich zeitweise kleine Spekulati¬ 
onsblasen. Jedoch blieb der Finanzsektor dank der 
staatlichen Stützung in seinem in dreißig Jahren 
enorm aufgeblähten Zustand. Einen Großteil der 
privaten Verschuldung haben allerdings die Staa¬ 
ten übernommen. Die Staatsschuldenkrise, die 
sich im neoliberal konstruierten Euroland beson¬ 
ders negativ auswirkt, ist somit eine Erscheinungs¬ 
form der Weltwirtschaftskrise. 

★ 

Kapitalistische Krisen haben eine reinigende 
Funktion. Weil Teile des Kapitals sich wegen des 
mangelnden Absatzes nicht verwerten können, 
verlieren sie an Wert oder werden ganz vernichtet. 
Die Konkurrenten finden bessere Verwertungsbe¬ 
dingungen vor. Auch bei mäßiger Nachfrage kann 
so die Akkumulation wieder in Gang kommen. 
Die Entwertung und Vernichtung des Kapitals ist 
in dieser Weltwirtschaftskrise durch den beson¬ 
ders massiven Einsatz staatlicher Mittel teilweise 
verhindert worden. Die Fortdauer des übergroßen 
Finanzsektors kommt hinzu. Sie bewirkt, dass ein 
nach wie vor zu großer Anteil des Gesamtprofits 
in Richtung der Finanzkapitalisten (der Eigentü¬ 
mer finanzieller Vermögenswerte) fließt. Das hält 
die Mehrwertrate künstlich hoch und verschärft 
damit den Krisenprozess. 

Typischerweise entstehen kapitalistische Krisen 
in der Hochkonjunktur und werden von Lohn¬ 
steigerungen und dem entsprechenden Druck 
auf die Profitrate ausgelöst. Vor dieser großen 
Weltwirtschaftskrise hat es keine überproporti¬ 
onalen Lohnsteigerungen gegeben. Der Auslöser 
der Krise war kein Rutsch der Profitrate, sondern 
der Nachfrageeinbruch, der vom Finanzboom 
verdeckt worden war und nun plötzlich wirksam 
wurde. Die Verteilungsverhältnisse zwischen Ka¬ 
pital und Arbeit waren damit schon bei Ausbruch 
der Krise extrem ungünstig für die Arbeiterklasse. 
Nach dem kurzen drastischen Gewinneinbruch zu 
Beginn, haben sich die Profite nicht in allen, aber 
in einigen wichtigen Kernländern des Kapitalis¬ 
mus (USA, Deutschland zum Beispiel) kräftig er¬ 
holt. Auch das verstärkt den stagnativen, depres¬ 
siven Charakter der Wirtschaftskrise. Ohne einen 
Sturz der Profitrate bei relevanten Teilen des Mo¬ 
nopolkapitals und seine Entwertung ist ein kapita¬ 
listischer Ausweg aus dieser Krise nicht denkbar. 
Mit der aktuellen Weltwirtschaftskrise haben wir 
es mit einer Systemkrise des Kapitalismus zu tun. 
Die Produktionsweise hat schon einige solcher 
Systemkrisen überstanden und im Zuge dieser 
Krisen ihre Funktionsweise (nicht grundsätzlich, 
sondern in einigen nicht unwichtigen Details) ge¬ 
ändert. Die Funktionsweise, die jetzt zur Ände¬ 
rung ansteht, ist der Neoliberalismus. Ohne eine 
solche Änderung ist ein Ausweg aus dieser Krise 
nicht möglich. In diesem Sinne markiert die ak¬ 
tuelle Krise das Ende des Neoliberalismus. (Die 
Tatsache, dass alle Regierungen weiterhin neoli- 
berale Politik betreiben, ändert an dieser Feststel¬ 
lung nichts.) 

Eine derartige ökonomische Krise ist zugleich 
eine politische Krise. Es hegt auf der Hand, dass 
das Herrschaftssystem insgesamt wackliger wird. 
Es hegt aber auch auf der Hand, dass die herr¬ 
schende Klasse (und die innerhalb dieser Klasse 
dominante Gruppe) zu radikaleren Mitteln der 
Herrschaftsausübung greifen wird. Das bedeu¬ 
tet Repression im Innern, Aggression nach au¬ 
ßen, Rückkehr zum Kolonialismus und häufigere 
Kriege. Es ist nicht sinnvoll, hier von einer Vielfalt 
verschiedener Krisen (des politischen Systems, der 
bürgerlichen Demokratie, der Staatsfinanzen etc.) 
zu sprechen. Der Begriff Weltwirtschaftskrise ist 
vollkommen ausreichend, um jedermann klarzu¬ 
machen, dass diese Krise die gesamte kapitalisti¬ 
sche Gesellschaft umfasst und dass es dabei - sehr 
wohl vergleichbar mit den 30er Jahren des vori¬ 
gen Jahrhunderts - um die Zukunft der Zivilisa¬ 
tion geht. 
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In den Bananenkisten des Westens 
schlummert das Wissen des Ostens 


Von einem Besuch in der Peter-Sodann-Bibliothek e. V. in Staucha (Sachsen) 


Der Besucher, der von der A 14 oder 
der A 4 kommend unweit von Meißen, 
Döbeln oder Riesa in dem kleinen 
freundlichen Staucha das „KulturGut- 
Staucha“ sucht, findet im ehemaligen 
Rittergut ein gigantisches Unterneh¬ 
men, die Peter-Sodann-Bibliothek 
e.V. 400 Einwohner hat der Ort; es ist 
auch ihnen zu danken, dass eines der 
größten gegenwärtigen Unternehmen 
der Kultur- und Kunstsicherung in 
Deutschland seinen Ort gefunden hat: 
Es umfasst eine Bibliothek, ein Thea¬ 
ter - dort hat im Mai die erste Auffüh¬ 
rung stattgefunden und ein Spielplan 
steht auf Abruf bereit, natürlich mit 
Peter Sodann als einem der Darstel¬ 
ler -, ein Antiquariat, ein Hofladen. 
Überall stehen Bananenkisten, gefüllt 
mit Büchern. Von überall her treffen 
sie ein, werden sie abgeholt, von Pri¬ 
vatleuten gebracht. Ihr Inhalt wird sor¬ 
tiert, Doppeltes oder nicht zum Sam¬ 
melgebiet Gehörendes geht ins Anti¬ 
quariat. Mit den dort erwirtschafteten 
Geldern wird wieder ein Stückchen 
Bibliothek weitergeführt. Dort treffen 
inzwischen Anfragen aus der gesam¬ 
ten Welt ein. 

Das kleine Dorf in der Lommatzscher 
Pflege, einst berühmt wegen der Erträ¬ 
ge der Landwirtschaft, hat die große 
Welt in seine beschauliche Stille ge¬ 
holt. Es ist die überraschende Welt der 
Bücher. Aber auch eine Kneipe ist da, 
einen riesigen Innenhof hat das Rit¬ 
tergut, auf dem Busse und Autos der 
Besucher gut Platz finden und an des¬ 
sen hinterstem Ende ein schönes Haus 
steht. Darin wohnt Peter Sodann in¬ 
zwischen, der Schauspieler und Fern¬ 
sehkommissar Ehrlicher, der ehema¬ 
lige Intendant des Neuen Theaters 
und Erbauer der Kulturinsel in Halle 
(Saale), der Kabarettist, der Kandidat 
der PDS/Linkspartei für den Bundes¬ 
präsidenten ... Müßig, alles aufzuzäh¬ 
len, was er in seinem Leben in Angriff 
nahm und durchgeführt hat. Seinen 
Anfänge folgten stets große Entwürfe. 
Während man ihn belächelte, hat er sie 
verwirklicht, nicht immer still, sondern 
oft laut und brummig, immer listig und 
einfallsreich, immer selbst an vorders¬ 
ter Front. Großes hat er geschaffen: Zu 
Zeiten der DDR entstand in Halle an 
der Saale das Neue Theater; aus einem 
alten Kino und den angrenzenden sa¬ 
nierungsbedürftigen Gebäuden wurde 
eine Kulturinsel mit allem, was man 
sich auf einer Kulturinsel vorstellen 
konnte. Mittel waren meist wenig vor¬ 
handen, aber es wurde trotzdem, weil 
Sodann begeistern konnte und voller 
Einfälle steckte. Erfolgreiche Inszenie¬ 
rungen füllten zu seiner Zeit im Neu¬ 
en Theater die Kassen; die Maikundge¬ 
bungen des Theaters konterkarierten 
die erstarrten Pflichtveranstaltungen 
und wurden Volksfeste. 

Nach der Wende „dankte“ es ihm die 
Stadt und verlängerte seinen Vertrag 
in seinem Theater und seiner Kultur¬ 
insel 2005 nicht, ein Jahr darauf wäre 
er 25 Jahre Intendant und Prinzipal des 
Theaters gewesen. Das hat ihn sehr ge¬ 
troffen, beschädigt hat es indessen die 
Stadt. In diesem Theater hatte Sodann 
auch mit dem Aufbau einer Bibliothek 
begonnen, zuerst einer Theaterbiblio¬ 
thek. Als diese in einem Brand unter¬ 
ging, rief Sodann zu Bücherspenden auf 
und war überrascht, was eintraf. Dar¬ 
aus entstand das gigantische Projekt, 
das nun in Staucha zu besichtigen ist, 
laufend fortgesetzt wird und noch vie¬ 
le Jahre, viel Kraft, viel Geld und viele 
Zuwendungen benötigt, um das Ziel zu 
erreichen, das sich Peter Sodann gestellt 
hat: Vom ersten Buch, das nach dem 
Tag der Befreiung, dem 8. Mai 1945, 
auf dem Boden der sowjetischen Be¬ 
satzungszone veröffentlicht wurde bis 
zum letzten Buch, das in der DDR bis 
zum 9. November 1989 erschien, sollen 
in dieser Bibliothek alle Publikationen 
gesammelt werden, die auf dem Gebiet 
der DDR erschienen sind. Auch Zeit¬ 
schriften, Ratgeber usw. usf. 


Nachdem man ihm das Neue Thea¬ 
ter in Halle verschloss, musste er mit 
dem Grundstock seiner Bibliothek ins 
benachbarte Merseburg ausweichen. 
Doch auch das war nicht von Dauer. 
Staucha wurde die neue, dauerhafte 
Adresse. Dort war ein Rittergut fach¬ 
gerecht saniert worden und wartete auf 
seine Verwendung; der Bürgermeister 
und Sodann fanden zueinander. Auf 
einer Versteigerung erstand Sodann 


namhaften Spender, die man als Lauf¬ 
band im Internet lesen kann, ist riesig 
und dennoch viel zu klein. 

Mit dieser Bibliothek entsteht auch das 
Mahnmal für eine beispiellose Vernich¬ 
tung, die nach 1989 begann und bis zum 
heutigen Tag andauert: Etwa 30 Milli¬ 
onen Bücher aus DDR-Verlagen wur¬ 
den - Sodann nennt das „eine kalte 
Bücherverbrennung“ - auf Müllkip¬ 
pen entsorgt oder in Heizkraftwerken 
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und Beratungsraum eingerichtet. Man 
kann im Internet die Bestände sichten 
und ist erstaunt, was erschienen ist. Vie¬ 
les davon hat es angeblich in der DDR 
nie gegeben. Noch einmal so viel Bü¬ 
cher - mindestens - müssen erfasst 
werden. Vorerst liegen sie im ehemali¬ 
gen Kuhstall - saniert mit Mitteln der 
EU und des Freistaates Sachsen -, an 
den nur noch die Baustrukturen erin¬ 
nern. Aber sie könnten auch aus einem 
Kloster stammen. Inzwischen hat das 
Theater in dem Gebäude seine Arbeit 
aufgenommen. 


Man kennt das bei Peter Sodann: Nie 
ist ein Ende abzusehen, ein Hotel im 
Herrenhaus, wo jetzt die Gemeinde¬ 
verwaltung sitzt, und eine Jugendher¬ 
berge wünscht er sich. Die Adresse 
muss man sich merken: Peter-Sodann- 
Bibliothek e.V., Thomas-Müntzer-Platz 
8, 01594 Staucha; www.psb-staucha. 
de. Es ist eine Bibliothek und es ist ein 
Museum; das Museum einer Buch- und 
Lesekultur, die ihresgleichen suchte. 
Es ist auch ein Museum für das Leben 
in der DDR, das sich weder Peter So¬ 
dann noch jene, die ihm helfen, strei¬ 
tig machen und gleich gar nicht aus¬ 
löschen lassen: „Ich lasse doch mein 
Leben nicht wegwerfen“, sagt Sodann. 
Es lässt sich auch nicht auf Stasi und 
SED-Herrschaft reduzieren - mit bei¬ 
den hat Sodann keine guten Erfah¬ 
rungen gemacht -, sondern das von 
Sodann Geschaffene sowohl in Halle 
als auch jetzt in Staucha sind materielle 
Beweise dessen, was in der DDR mög¬ 
lich war, was es gab und was das Leben 
lebenswert machen konnte, wenn man 
es zu gestalten versuchte. 

Wenn man helfen kann, sei es durch 
Bücher oder durch finanzielle Mittel, 
so ist diese Adresse ein lohnendes Ziel. 
Auch für Besuche, Peter Sodann führt 


Peter Sodann hat einen Ort geschaffen, der zeigt, 
was in der DDR möglich war. 


Regale für zehn Kilometer Stellflä¬ 
che und ließ sie von Tiefladern nach 
Staucha transportieren. Alles, was er 
an eigenen Mitteln besaß, wurde ein¬ 
gesetzt; sein Elternhaus verkaufte er, 
um einen Teil des Gutes zu erwerben. 
Oft genug hatte er mit seinen Büchern 
umziehen müssen; nun sollte das ein 
Ende haben und mindestens der eige¬ 
ne Teil der Anlage, in dem die Bana¬ 
nenkisten zu Hunderten stehen - zwei 
werden am Tage aufgearbeitet - sichert 
das. An den Außenwänden hängen rie¬ 
sige Fahnen mit Maximen; seinen Pro¬ 
spekten liegen ebensolche Texte bei, 
etwa: „Diejenigen, die zu klug sind, um 
sich in der Politik zu engagieren, wer¬ 
den dadurch bestraft werden, dass sie 
von Leuten regiert werden, die düm¬ 
mer sind als sie selbst.“ (Platon) Das ist 
zwar nur ein Teil der politischen Wahr¬ 
heit, aber durchaus ein Hinweis, dem 
zu folgen ist: Peter Sodann folgt ihm, 
indem er seine Bibliothek baut. 

Vom Bürgermeister und der Gemeinde 
unterstützt, von zahlreichen Freiwilli¬ 
gen und von Mitarbeitern der Post tätig 
begleitet, von einem rührigen Freun¬ 
deskreis beraten hat Sodann ein Reich 
der Bücher geschaffen, jener Bücher, 
die nach 1989 keine Förderung mehr 
erlebten und tonnenweise vernich¬ 
tet wurden, damit keiner sie mehr zu 
Gesicht bekommen, geschweige denn 
lesen kann. Sodann hat auch Einfluss¬ 
reiche und Mächtige um Hilfe gebe¬ 
ten; die Antworten, die er bekam, wa¬ 
ren teilweise erschütternd und zeigten 
eine beispiellose Ahnungslosigkeit von 
Menschen, die es besser wissen sollten: 
Er solle sich einen Millionär suchen, 
der das Unternehmen sponsere, emp¬ 
fahl einer der einst Namhaftesten in 
diesem Lande. Die Liste der nicht so 



verfeuert. 

Die Be¬ 
triebs- und 
Gewerk¬ 
schaftsbi¬ 
bliotheken 
wurden 
nach 1989 
geschlos¬ 
sen; ihre 
Bestände 

entsorgt. Ich erlebte das in einer der 
größten Gewerkschaftsbibliotheken 
der DDR, in der des Leuna-Werkes. 
In Säcken wurden die Bücher zur Ver¬ 
nichtung abtransportiert; wer irgend¬ 
wie Zugang hatte, nahm sich, was er 
tragen konnte. Erlaubt war es nicht. 
Bis heute werden Bücher geleugnet: 
Der Buchpreisträger Tellkamp gab vor 
einiger Zeit in einem Interview zu, er 
habe geglaubt, Kafka sei in der DDR 
erst spät erschienen, viele meinen heu¬ 
te noch, Kafka sei gar nicht erschie¬ 
nen, Sodanns Bibliothek verzeichnet 
jetzt schon 24 Titel, den frühesten 1965. 
Bis heute werden Vorgänge verfälscht: 
Man lese die Lügengebäude über den 
Bitterfelder Weg, selbst von namhaften 
Wissenschaftlern geschrieben usw. Die 
Vernichtung soll vollständig sein. 

Das betraf nicht nur DDR-Literatur, 
sondern alles, was in der DDR er¬ 
schienen war, auch westdeutsche Li¬ 
teratur wie Heinrich Böll und Martin 
Walser, die Werke Goethes, Schillers 
und Heines, Weltliteratur wie Dosto¬ 
jewski, Fachliteratur, die Klassiker des 
Marxismus natürlich und bevorzugt. 
Inzwischen sind in der Peter-Sodann- 
Bibliothek e.V. fast 300 000 Bücher di¬ 
gital erfasst. Sie stehen auf ca. 800 Qua¬ 
dratmetern; etwa zehn davon hat sich 
Peter Sodann als Arbeitsstelle, Büro 


selbst. Wenn man das vielgerühmte 
Leseland DDR erleben will, muss man 
nach Staucha fahren. Auch die Schat¬ 
tenseiten sind zu sehen. In vielen der 
Bücher befinden sich noch die Auslei¬ 
heangaben aus früheren Zeiten; viele 
der Bücher, von denen die Politik da¬ 
mals hoffte, dass sie ihre Leser fänden, 
wurden nie ausgeliehen. Das alles ist 
auch für Wissenschaftler eine Fundgru¬ 
be. Manche haben schon den Weg dort¬ 
hin gefunden. Man ahnt, dass es mehr 
werden. 

Das Unternehmen ist zu gewaltig, als 
dass es von der Wissenschaft übersehen 
werden könnte, auch wenn viele das 
möchten. Es ist ein Museum gegen das 
Vergessen; in seinem Werbeprospekt 
schreibt Peter Sodann: „Das Vergessen 
ist die Mutter der Verwahrlosung oder 
der Vandalismus der Sieger. Kulturel¬ 
ler Vandalismus ist eine Strategie der 
Sieger: Es ist Vandalismus gegen das 
Gedächtnis der Menschen. Denn, mit 
den kulturellen Werten wird die Erin¬ 
nerung geschändet. Mit dem Raub des 
kulturellen Erbes werden die Kultur¬ 
träger erniedrigt. 1989 wurde damit 
Platz geschaffen für die Kulturindustrie 
des Westens.“ Die Bibliothek des Peter 
Sodann macht dieser Kulturindustrie 
etwas von diesem Platz streitig. 

Rüdiger Bernhardt 


„Europäischer 

Widerstandskampf“ 

Ausstellung im 
Europäischen Parlament 

Bis zum Beginn der Parlamentsferien 
war im Foyer des Europäischen Par¬ 
laments die gemeinsame Ausstellung 
des Institut des Veterans und der In¬ 
ternationalen Föderation der Wider¬ 
standskämpfer (FIR) - Bund der An¬ 
tifaschisten zum Thema „Europäischer 
Widerstandskampf gegen den Nazis¬ 
mus“ zu sehen. Auf Einladung des Vi¬ 
ze-Präsidenten des Europaparlaments 
Miguel Angel Martinez wurde in An¬ 
wesenheit zahlreicher Abgeordneter 
des Europaparlaments, von Mitarbei¬ 
tenden und Gästen der internationa¬ 
len antifaschistischen Organisationen 
die 50 Tafeln umfassende Ausstellung 
im Foyer des Parlamentsgebäudes am 
8. Juli 2013 eröffnet. 

Nach einer Einführungstafel mit den 
Grußworten des Institut des Veterans 
und der FIR und einer Erläuterung,des 
Begriffs Widerstand folgen Tafeln für 
alle europäischen Länder, die im Kampf 
gegen den Nazismus eingebunden wa¬ 
ren: Italien, Spanien, Portugal, Deutsch¬ 
land, Österreich, Tschechoslowakei, 
Polen, Norwegen, Dänemark, Belgien, 
Niederlande, Luxemburg, Frankreich, 
Großbritannien, Sowjetunion, Ungarn, 
Albanien, Jugoslawien, Griechenland, 
Bulgarien und Rumänien. 

Die Ausstellung lebt durch eindrucks¬ 
volle Bilder und reproduzierte Do¬ 
kumente, die die erläuternden Texte 
unterstreichen. Bei den Illustrationen 
wurden besonders solche Bilder ge¬ 
wählt, die Männer und Frauen, natio¬ 
nale Besonderheiten des Kampfes und 
allgemeine Tendenzen zum Ausdruck 
bringen konnten. So findet man Fotos 
des Slowakischen Nationalaufstands, 
des Kopenhagener Generalstreiks, der 
jugoslawischen Partisanenarmeen oder 
das Flugblatt der KPD von 1938 „Wi¬ 
der die Judenpogrome“, eines der weni¬ 
gen Beispiele des öffentlichen Protests 
gegen diese antisemitischen Übergriffe 
in Deutschland. Die Ausstellung erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
zeigt aber, dass der Widerstandskampf 
in unterschiedlicher Form und unter 
Berücksichtigung nationaler Beson¬ 
derheiten stattgefunden hat. 

Bei der Eröffnung wurde die Bedeu¬ 
tung einer konsequenten Aufarbeitung 
der Geschichte mit einer Botschaft der 
politischen Erinnerung für heute un¬ 
terstrichen. So dankte der Vertreter 
des Parlaments den Initiatoren für die¬ 
ses eindrucksvolle Beispiel der Bewah¬ 
rung der Erinnerung und würdigte den 
Heroismus der damaligen Widerstands¬ 
kämpfer. Zwar schlug er in seinen Be¬ 
grüßungsworten auch den Bogen zur 
Notwendigkeit der Wachsamkeit gegen¬ 
über - wie er es nannte - „totalitären“ 
Gefahren heute, vermied es aber, die re¬ 
ale Rechtsentwicklung in europäischen 
Ländern zu thematisieren. 

Michel Jaupart, der Leiter des Institut 
des Veterans, unterstrich in seinen Wor¬ 
ten das Anliegen der Ausstellung, mit 
den gezeigten Bildern und Dokumen¬ 
ten die historischen Erfahrungen an 
die zukünftigen Generationen weiter¬ 
geben zu können. Er bedankte sich für 
die Zusammenarbeit mit den verschie¬ 
denen historischen Instituten und den 
Mitgliedsverbänden der FIR, die mit 
Bildern und inhaltlichen Beiträgen für 
das Zustandekommen der Ausstellung 
gesorgt hatten. Diese Gemeinsamkeit 
sei es gewesen, die ein solch beeindru¬ 
ckendes Ergebnis hervorgebracht habe. 
Der Generalsekretär der FIR unter¬ 
strich in seinem Beitrag, dass die Ge¬ 
meinsamkeit des antifaschistischen 
Kampfes der Anti-Hitler-Koalition die 
Basis für die Entstehung der Idee eines 
neuen friedlichen Europas nach der Be¬ 
freiung von Faschismus und Krieg ge¬ 
wesen sei. Daraus leitete er die aktuelle 
Verpflichtung für die politisch Verant¬ 
wortlichen und alle antifaschistischen 
Kräfte ab, wachsam und streitbar zu 
sein gegen extrem rechte und rechtspo¬ 
pulistische Tendenzen in den verschie¬ 
denen europäischen Ländern. 

Die Ausstellung wird in den kommen¬ 
den Monaten zuerst in Belgien danach 
in verschiedenen europäischen Län¬ 
dern zu sehen sein. Ulrich Schneider 
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Die große russische Erzählung 

Einige Bemerkungen zu Lew Tolstoi in der Hoffnung die Lust am Lesen zu entfachen • Von Klaus Wagener 


E ine Abendgesellschaft. Wer zur ge¬ 
sellschaftlichen Elite gehören will, 
spricht eine Fremdsprache. Es wird 
ironischerweise die Sprache der Erobe¬ 
rer sein, die das Land und seine Füh¬ 
rungsschicht bis in die Grundfesten er¬ 
schüttern. Noch verläuft alles in beru¬ 
higend wohlgeordneten Bahnen. Auch 
als Pierre, ein aus dem Ausland zurück 
gekehrter, großer, etwas zerstreuter 
junger Mann mit seinen fremden, „got¬ 
teslästerlichen“ Ideen für staunendes 
Unverständnis sorgt, kann die Dame 
des Hauses die Situation souverän ein¬ 
fangen und kanalisieren. Alle sind viel 
zu selbstzufrieden mit sich beschäftigt, 
als dass der Gedanke an Veränderung 
ernsthaft Raum greifen könnte. 
Andrej, anders als sein eifriger Freund 
Pierre, der Ignoranz, der kleinlichen 
Ränke und sich selbst genügender Ri¬ 
tuale überdrüssig, hat sich in eine müde, 
gelangweilte Abwesenheit zurückgezo¬ 
gen. Zwar absolviert er mit seiner „rei¬ 
zenden“, ihm aber höflich-gleichgülti¬ 
gen Gattin Lisa das gesellschaftliche 
Pflichtprogramm, was seinen spötti¬ 
schen Skeptizismus aber nur umso grö¬ 
ßer werden lässt. Desillusioniert beob¬ 
achtet er die Bemühungen Pierres mit 
freundlichem, aber hoffnungslosem In¬ 
teresse. Allenfalls das Elementarereig¬ 
nis des herannahenden Krieges vermag 
ihn noch einmal aus seiner Zurückge¬ 
zogenheit zu reißen. Er meldet sich als 
Adjutant des Oberbefehlshabers Ku- 
tusow an die Front. In einer Aufwallung 
seiner bislang unterdrückten Leiden¬ 
schaften, der Chance, sich in einer Aus¬ 
nahmesituation zu beweisen, stürmt er 
in aussichtsloser Lage gegen den Feind, 
fällt schwer verwundet und muss von 
den zurückflutenden eigenen Leuten 
zurück gelassen werden. 

Pierre, zurückgeblieben in der Haupt¬ 
stadt, wird durch Erbschaft zu einem 
der reichsten Männer des Landes. 
Obwohl weiterhin unsicher, beinahe 
schüchtern seinen Platz in der Gesell¬ 
schaft wie im Leben suchend, verhel¬ 
fen ihm Vermögen und Titel zu einer 
privilegierten Position und zu einer un¬ 
geahnten Attraktivität für gewisse Da¬ 
men. Eigentlich weiß er mit der ebenso 
schönen wie einfältig-selbstsüchtigen 
Helene wenig anzufangen. Trotzdem, er 
sah, was er sehen sollte, und unter der 
Regie seines entschlossenen zukünf¬ 
tigen Schwiegervaters kommt es zur 
Heirat und der zu erwartenden eheli¬ 
chen Katastrophe. In St. Petersburg 
geht das Leben weiter. Die Niederlage 
im Feld liegt weit entfernt im Ausland. 
Schnell kehrt die Elite zu ihren alten 
Gewohnheiten, Egoismen und kleinli¬ 
chen Händeln zurück. Aber es ist nur 
eine Galgenfrist. Der Krieg, der große 
Veränderer, hat nur eine Pause einge¬ 
legt. Ihm wird sich am Ende niemand 
entziehen können. 

Aus Freude am Lesen 

Vielleicht braucht es eine Begründung, 
warum 2013, in Zeiten des Dschun¬ 
gelcamp und Channel-Hopping, die¬ 
se Zeitung einen fast 150 Jahre alten 
1 800-Seiten-Roman vorstellt. Dazu 
eine Geschichte einer versunkenen 
Gesellschaft, die sich vor 200 Jahren 
abspielte. Nun, die Begründung ist ein¬ 
fach: Aus Freude. Aus der Freude am 
Lesen und am Lernen. „Alle Menschen 
streben von Natur aus nach Wissen“, 
sagt Aristoteles in der „Metaphysik“. 
Wer das möchte, kommt hier auf sei¬ 
ne Kosten. Aber nicht nur das, einmal 
angefangen, kann man das Buch kaum 
aus der Hand legen. 

Tolstoi ist ein begnadeter Beobachter 
des realen Lebens. Es treten zahlreiche, 
höchst unterschiedliche, aber immer 
echte Menschen auf. Mit alltäglichen 
Sorgen und Emotionen, mit ihrem Ehr¬ 
geiz, ihrer Bescheidenheit, ihrem Ver¬ 
sagen, ihren Erfolgen. Diese rund 250 
in „Krieg und Frieden“ vorgestellten 
Charaktere, teils historische Personen 
teils gesellschaftliche Archetypen, re¬ 
präsentieren einen breiten, wenn auch 
an der aristokratischen Elite orientier¬ 
ten Querschnitt der russischen Gesell¬ 
schaft. Im Zentrum fünf Adelsfamili¬ 
en, befangen in ihren ideologischen 



triellen Basis wurde die Stärkung der 
ideologisch-moralischen Einheit über¬ 
lebenswichtig. Viele waren bereit für 
die Verteidigung des Sozialismus zu 
sterben, aber für die Verteidigung der 
russischen Erde wohl deutlich mehr. 

Verfilmungen 

Nach der ziemlich albernen US-Fas- 
sung von 1956, die wie eine amerika¬ 
nische Familienschmonzette in zaris¬ 
tischen Uniformen wirkt, (das einzige 
was stimmt, ist Anita Ekberg als Hele¬ 
na Kurägina), stemmte Sergej Bondart- 
schuk 1967 das Epos mit einer konge¬ 
nialen wie monumentalen 7-Stunden- 
Fassung. Bondartschuk überzeugt mit 
einem werknahen Skript, einer stimmi¬ 
gen Besetzung, wie einer bildmächtigen 
Ausdruckskraft, die an die frühen Jah¬ 
re des sowjetischen Films anzuknüpfen 
wusste. Allerdings ist er offenbar an 
dem russischen Publikum orientiert: 
Man sollte also vorher das Buch gelesen 
haben (Für den US-Film dagegen soll¬ 
te man es besser nicht gelesen haben). 
Zu Drehbeginn Bondartschuks, 1965, 
hatte die Welt gerade die Kuba-Krise 
überlebt. Der nukleare Overkill war - 
von US-amerikanischer Seite - erreicht. 
Die dementsprechende US-Militärdok- 
trin, Massive Retaliation (massive Ver¬ 
geltung), nahm, bei gegebenem Anlass, 
den Tod von mehr als einer Viertel Mil¬ 
liarde Russen und Chinesen billigend in 
Kauf. Dagegen blieben der Humanis¬ 
mus und die Ächtung des Krieges bei 
Tolstoi ein unverzichtbares Momentum. 
Ein Prinzip, von dem, kaum 20 Jahre 
nach ihrem „vorläufigen Endsieg“, die 
siegreiche Gesellschaftsformation wei¬ 
ter entfernt zu sein scheint denn je. Der 
Krieg ist zu einer permanenten Veran¬ 
staltung erklärt, bei der alle, ob Bürger 
oder Staat, überwacht werden und jeder 
aus irgendeinem Grund auffällige dras¬ 
tische Maßnahmen gegen sich, von der 
Verhaftung, der Entführung bis zur Kil¬ 
lerdrohne oder letztlich dem Angriffs¬ 
krieg zu gewärtigen hat. 

Der Aufstand 

Im Epilog diskutiert Pierre mit Niko¬ 
lai Rostow über die Notwendigkeit von 
Veränderung und den „Zusammen¬ 
schluss aller wirklich konservativen 
Elemente“. Tolstoi kommt damit auf 
sein Ausgangsthema, den Dekabris- 
ten-Aufstand zurück. Am 26. Dezem¬ 
ber 1825 hatten „adlige Offiziere, die, 
durch Berührung mit den demokrati¬ 
schen Ideen Europas während der Na- 
poleonischen Kriege infiziert, die po¬ 
litische Bewegung leiteten“ (Lenin) 
den Eid auf den neuen Zaren Niko¬ 
laus I. verweigert. Es ging um die Ab¬ 
schaffung der Leibeigenschaft und die 
Durchsetzung bürgerlicher Freiheiten. 
Der Aufstand blieb isoliert und brach 
schnell zusammen. Die Führer wurden 
gehängt, Hunderte nach Sibirien ver¬ 
bannt. „Die Masse der Soldaten, die da¬ 
mals noch aus leibeignen Bauern be¬ 
stand, verhielt sich passiv“ (ebd.). Bis 
zur großen Umwälzung sollte es noch 
92 Jahre dauern. 


wie lebenspraktischen Klassengrenzen 
und festgelegt auf den standesgemäßen 
Gestus und Habitus. In ihrem individu¬ 
ellen Streben werden sie Teil des his¬ 
torischen Prozesses von 1805 bis zum 
Ende der Napoleonischen Kriege. Und 
geradezu kathartisch wirkt die Wucht 
der Kriegsereignisse auf ihre Gedan¬ 
ken, ihr Wollen und Fühlen, auf die 
gesamte gesellschaftliche Wirklichkeit 
zurück. 

Die Pflicht zu leben und 
glücklich zu sein 

Andrej, nur knapp dem Tode entron¬ 
nen, erkennt unter dem Eindruck des 
brutalen Mordens im Krieg immer 
deutlicher die Sinnlosigkeit allen Stre- 
bens. Sein Nihilismus verstärkt sich, 
als Lisa bei der Geburt seines Sohnes 
stirbt. Skeptisch gegen alle Heils- und 
Tugendlehren, wird er zurückgeworfen 
auf eine stoisch-asketische Selbstgenüg¬ 
samkeit. In dieser Weitabgewandtheit 
lebt er hinlänglich zufrieden - bis er 


Lew Tolstoi gelang es die großen Themen realistisch zu gestalten. 


die blutjunge Natascha Rostowa sieht. 
„Grau, teurer Freund, ist aller Theorie/ 
Und grün des Lebens goldner Baum“ 
lässt Goethe 60 Jahre zuvor seinen Me¬ 
phistopheles bekennen. 

Auch Pierre sucht weiter seinen Weg. 
Sein Reichtum hat ihn zwar unabhän¬ 
gig, aber nicht glücklich gemacht. Seine 
geltungssüchtige wie untreue Ehefrau 
und sein allzu treusorgender Schwieger¬ 
vater gängeln den Gutmütigen in ihrem 
durchsichtigen Interesse. Nachdem er in 
einem Duell beinahe den Geliebten sei¬ 
ner Frau erschossen hatte, hofft er fast 
verzweifelt bei den Freimaurern Ant¬ 
worten auf seine Lebensfragen und ei¬ 
nen Kreis Gleichgesinnter zu finden. 
Vergeblich, wie ihm schmerzhaft be¬ 
wusst wird. 

Um die Verbesserung der Lage „seiner“ 
Bauern bemüht, versucht Pierre Ar¬ 
beitserleichterungen zu schaffen, lässt 
Schulen bauen. Mit eher fragwürdigem 
Erfolg. Andrej entgegnet ihm, auf einen 
Bauern zeigend: „Ich beneide ihn, und 
du willst ihn mir gleich machen, ohne 
ihm meine Mittel zu geben.“ Erst 1861 
erfolgt die Aufhebung der Leibeigen¬ 
schaft. Und dem Realisten Tolstoi ist 
klar, dass eine wirkliche Bauernbefrei¬ 
ung von mehr abhängt als der Gewäh¬ 
rung individueller Bewegungsfreiheit. 
Er schafft mit der Figur des naiv-schlitz¬ 
ohrigen Karatajew eine Art bäuerlich¬ 
lebensfrohen Gegenentwurf zur ver¬ 
kommen-egoistischen Adelsclique. Für 
Pierre, der ihm in der französischen Ge¬ 
fangenschaft begegnet, wird er nicht nur 
zu der entscheidenden mentalen Stütze 
die ihm hilft trotz aller Widrigkeiten zu 
überleben, sondern er wird prägend für 
sein weiteres Denken und Fühlen. 

Im vielfachen Scheitern seiner großen 
Sinnsucher, dem Fürsten Andrej Bol- 
konskij und dem Grafen Pierre Besu- 


chow, diskutiert Tolstoi die großen Ide¬ 
en seiner Zeit. Er hatte auf einer Eu¬ 
ropareise Victor Hugo, Pierre-Joseph 
Proudhon und andere getroffen, hat¬ 
te Schopenhauers „Die Welt als Wille 
und Vorstellung“ gelesen. Seine Skep¬ 
sis gegenüber seiner Klasse, ihren ver¬ 
knöcherten Institutionen und korrum¬ 
pierten Überzeugungen entwickelt sich 
organisch aus dem Leben seiner Figu¬ 
ren. Alles ist von einem tiefen humanen 
Bekenntnis zum Leben durchdrungen. 
(Und einer untergründigen Angst vor 
dem „Mysterium des Todes“) Wenn¬ 
gleich seine gewissermaßen pantheis- 
tischen, Bergpredigt-inspirierten Lö¬ 
sungsansätze zuweilen etwas pädago- 
gisch-moralisierend daher kommen. 

Die Invasion 

Die Invasion Napoleons stellt die selbst¬ 
zufriedene Russische Adelsgesellschaft 
vor eine existentielle Herausforderung: 
Kämpfen oder untergehen. Nicht alle 
werden kämpfen. Viele versuchen auch 
mit dem Krieg, mit den Invasoren, ihre 
Geschäfte zu machen. Die Hauptlast 
hat wie immer die einfache Bevölke¬ 
rung, haben die Bauern zu tragen. Die 
schicksalhafte Bewährungsprobe, in 
der es sich erweist, ob eine Gesellschaft 
die notwendigen materiellen, ideologi¬ 
schen und mentalen Ressourcen, die 
notwendige Flexibilität, Anpassungsfä¬ 
higkeit und Ausdauer zu mobilisieren 
in der Lage ist, produziert elementare 
Entscheidungssituationen en masse. 
Das literarische Interesse liegt auf der 
Hand. Autobiographisches, Ethisches, 
Politisches und Militärstrategisches 
kann verhandelt werden. Tolstoi, selbst 
Veteran des Krimkrieges, nutzt gerade 
die Kriegspassagen, die Niederlage bei 
Austerlitz, die Entscheidungsschlacht 
von Borodino, die Plünderung und den 


Das Nationalbewusstsein 

In der Niederlage Napoleons, dem 
elenden Untergang der Grande Ar¬ 
mee auf ihrem Rückzug, formt sich 
ein nationaler Mythos der Unbesieg¬ 
barkeit, dem Tolstoi eine literarische 
Form gibt. Zumal, nachdem zuvor na¬ 
hezu alle Herrscher Europas vor dem 
Korsen ihr Haupt geneigt hatten. Es 
ist die große Erzählung der nationa¬ 
len Einheit, der Verteidigung der russi¬ 
schen Erde, der überlegenen mentalen 
und moralischen Stärke und zugleich 
der Dekadenz seiner herrschenden 
Klasse, die Tolstoi zum „populärsten 
russischen Autor“ (Turgenjew) werden 
ließen. Tolstoi schreibt 1863-1868, in 
der Reformphase Alexander II. (1855- 
1881). Alexander betreibt neben der 
Bauernbefreiung und Gewerbeer¬ 
leichterungen insbesondere eine Mo¬ 
dernisierung der Armeeorganisation 
und die Beendigung des Krimkrieges. 
Die Parallelen zu den Napoleonischen 
Kriegen liegen im Vorfeld des II. Welt¬ 
krieges natürlich auf der Hand. Die 
junge Sowjetunion ermöglicht schon 
bald eine Gesamtausgabe des Dich¬ 
ters und eine Hundertjahrfeier (1928) 
mit internationalen Gästen auf Jasnaja 
Poljana (Tolstois Landgut). „Vorläu¬ 
fig sitzen die Imperialisten da und war¬ 
ten auf einen günstigen Augenblick, 
um die Bolschewiki zu vernichten“, 
hatte Lenin geschrieben. Dass dieser 
Augenblick bald kommen würde, war 
1933, nach der Machtübertragung in 
Deutschland endgültig klar. Neben 
der Schaffung einer militärisch-indus¬ 
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tungen. Die Ge¬ 
schichte der Großen 
Männer, beispielhaft aus¬ 
geführt in der Apotheose des genialen 
Feldherrn Napoleon, ist ihm geradezu 
ein Dorn im Auge. Das Anti-Humane 
des großen Mordens, die Lobpreisun¬ 
gen seines Anführers lassen ihn in lan¬ 
gen, argumentativ geführten Passagen 
aus seiner Geschichte fallen. Selbst 
Kutusow, der Führer dieses gerechten 
Volks- und Befreiungskrieges, ist vor al¬ 
lem in der Zurückhaltung bedeutend. 
Indem er dem, was sich ohnehin ereig¬ 
net, eben nicht arrogant seinen Willen 
aufzwingt. 

Die breit dargestefiten Grausamkei¬ 
ten des Schlachtfeldes spiegeln sich in 
der Zerstörung der großen Liebe des 
Romans. Einer Zerstörung, die umso 
schmerzlicher gerät, da sie mit ihrem 
neuen Erblühen zusammenfällt. Nata¬ 


scha Rostowa, eine der hinreißendsten 
Frauengestalten Tolstois, bleibt nicht 
mehr, als ihren sterbenden Geliebten 
zu beweinen. Das Schicksal Unzähliger. 
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Kolumbien und die Verhandlungen in Havanna 

Regierung Santos provoziert mit Nato-Anbindungsplänen 


S eit einem Dreivierteljahr laufen nun schon die Friedensgespräche zwischen der kolumbianischen Regierung und den auf¬ 
ständischen „Revolutionären Streitkräften Kolumbiens“ (FARC) in der kubanischen Hauptstadt Havanna. Nach der dem 
Anschein nach zufriedenstellend angegangenen Landfrage ist man seit dem 1. Juli in der elften Verhandlungsrunde und 
somit der zweiten Phase der Gespräche angelangt, wo es um politische Partizipation geht. Einzelne Ergebnisse der Verhand¬ 
lungenführen aber weder zu konkreten Zwischenvereinbarungen noch zu irgendeiner Umsetzung vor dem Ende der Verhand¬ 
lungen, denn es gilt das Prinzip: „Nichts ist vereinbart, bis alles vereinbart ist“. Das interpretiert die Regierungsseite so, dass sie 
einen Waffenstillstand, der äußerst positiven Einfluss auf die Gesprächskultur in Havanna, vor allem aber für die gebeutelte 
Landbevölkerung Kolumbiens hätte, kategorisch ablehnt. Militärische Vorteile bringt es ihr allerdings nicht. 

Mit den folgenden Beiträgen sollen ein paar Schlaglichter der letzten Wochen aufgezeigt werden: die Unterschrift der Regierung 
unter ein Kooperationsabkommen mit der NATO am 25. Juni, die darauffolgende diplomatische Verstimmung mit Venezuela 
(einem der Garantenstaaten für die Gespräche auf Kuba); eine gemeinsame Erklärung der FARC mit dem ELN, der zweit¬ 
größten bewaffneten Aufstands gruppe des Landes (die nach drei in den letzten Jahren gescheiterten Versuchen derzeit nicht mit 
der Regierung verhandelt); die wichtigen Vorschläge der FARC-Vertreter/innen für eine politische Teilhabe und deren Garan¬ 
tien. Die Ablehnung der Waffenübergabe deutet auf einen Selbstschutz der FARC hin, die auch klar gemacht haben, dass sie 
keinesfalls ins Gefängnis gehen würden, genauso wenig wie an Wahlen am linken Rand des Parteienspektrums teilzunehmen. 
Sie stehen nach wie vor für ein anderes Kolumbien, wenn auch ihr Zugeständnis für den Verhandlungstisch ist, dort von der 
Maximalforderung der revolutionären Umgestaltung abzusehen. 

Die schwierige Gemengelage ist durch die Provokation der NATO-Anbindung (andere Länder mit diesem Status sind Austra¬ 
lien, Ägypten, Israel, Argentinien, Südkorea und Japan) nicht einfacher geworden. Überhaupt scheinen die ungelösten Fragen, 
darunter auch eine Opferentschädigung, weite Schatten über die wenigen lösbaren Probleme zu werfen. 


Erklärung von FARC und ELN 

Die kolumbianischen Guerillas wollen gemeinsam agieren 


Schon wieder das Israel Amerikas 



Warten auf den Frieden 


Die Regierung von Juan Manuel San¬ 
tos will in die NATO, den multinatio¬ 
nalen Militärgendarmen des Weltim¬ 
perialismus. Was bedeutet das für das 
Friedensprojekt Kolumbiens und für 
Unser Amerika? 

Es bedeutet, dass wieder einmal von 
Kolumbien aus die Kriegstrommeln 
gerührt werden, gegen den Rest des 
Kontinents, und so die unschmeichel¬ 
haftesten Episoden der Uribe-Au- 
ßenpolitik erinnert werden müssen, 
was beweist, was man schon dachte: 
Die Santos-Regierung hat Willen zum 
Krieg, nicht zum Frieden. 

Der Imperialismus hat eine Figur auf 
dem Schachbrett der Weltgeopolitik 
bewegt und versucht sich in unserem 
Amerika zu positionieren, in der Re¬ 
gion, die einen soliden antiimperialisti¬ 
schen Block gebildet und seine Hege¬ 
monie seit Ende des letzten Jahrhun¬ 
derts beschädigt hat. 

Es geht nicht darum, dass Kolumbien 
seine Mitgliedschaft in der NATO be¬ 
antragt hätte, sondern dass die NATO 
eine Eingangstür nach Lateinamerika 
sucht; von Kolumbien aus, einem Land 
großen geostrategischen Werts - we¬ 
gen seines Zugangs zu beiden Ozea¬ 
nen und der Nachbarschaft zum Pa¬ 
namakanal, dem Bolivarianischen 
Venezuela und dem Ecuador der Bür¬ 
gerrevolution. Es dient als Scharnier 
zwischen Mittel- und Südamerika und 
hat nach den USA das größte Heer des 
Kontinents, unterstützt von sieben US- 
Basen, Beratung und Technologie aus 
den USA und Israel. 

Die NATO war Produkt des Kalten 
Krieges, als multinationale Militär¬ 
macht der Länder des kapitalistischen 
Lagers (USA, England, Frankreich, 
Deutschland, Kanada etc) konzipiert 
den sowjetischen Block zu bremsen. 
1990 löste sich die UdSSR auf, jedoch 
nicht die NATO; im Gegenteil stärkte 
sie sich, um sich dann als Militärgen¬ 
darm der neuen Weltordnung und als 
Verteidigerin der Interessen des glo¬ 
balen Kapitalismus zu geben. 

Ihr erstes Abenteuer war die Bombar¬ 
dierung Jugoslawiens 1993, womit sie 
sich in diesem Teil Osteuropas, vorher 
Teil des sowjetischen Blocks, positio¬ 
nierte. Acht Jahre danach, 2001, stieg 
sie in den globalen antiterroristischen 
Kreuzzug ein und nahm an der Inva¬ 
sion Afghanistans teil. 

2003 war sie Teil der Irak-Invasion. 
2011 führte die NATO die Bombar¬ 
dierung und Besetzung Libyens an, 
und platzierte sich damit in Nord¬ 
afrika. 2012 versuchte sie den Konflikt 
mit Argentinien wegen der Malwinen 
zu erneuern, als Vorwand um sich in 
den Südatlantik zu setzen, als eine 
Art SATO (Südatlantische Vertrags¬ 
organisation, A.d.Ü.). In jenem Jahr 
begann auch die nicht-offizielle In¬ 
tervention in Syrien. Derzeit interve¬ 
niert sie formal in Mali. Jetzt versucht 
der imperiale Gendarm sich mit dem 
Gesuch von Santos potenziell in Süd¬ 
amerika festzusetzen. Seit dem Ende 
des Kalten Krieges hat die NATO also 
erreicht ihre Außengrenze vom Nord¬ 


atlantik nach Zentralasien, den Mittle¬ 
ren Osten, Nordafrika und nun Latein¬ 
amerika zu verschieben. 

Dieser Schritt ist Teil einer Kette von 
Geschehnissen, die zusammengenom¬ 
men ein Puzzle einer angekündigten 
Gegenoffensive darstellen: das kürz- 
liche Treffen der Pazifikallianz in Cali, 
der Besuch von US-Vizepräsident Joe 
Biden, der Empfang des antichavisti- 
schen Opposionsführer Venezuelas, 
Enrique Capriles, durch Juan Manu¬ 
el Santos und nun der Antrag an die 
NATO decken die Haltung einer be¬ 
dingungslosen Angleichung der Re¬ 
gierung Kolumbiens an die USA auf. 
Die Ziele sind klar: die Macht des la¬ 
teinamerikanischen Blocks, speziell 
des Sicherheitsrates der UNASUR, 
und den politischen Einfluss von 
ALBA und CELAC einzudämmen. 
Warum jetzt diese veränderte Hal¬ 
tung? Weil der Imperialismus und die 
regionalen Oligarchien es so werten, 
dass das physische Verschwinden des 
Comandante Chävez einen Moment 


der Verletzbarkeit darstellt und daher 
eine Möglichkeit für eine Gegenoffen¬ 
sive besteht. 

Kolumbien braucht eine Regierung, 
die bereit und in der Lage ist den Frie¬ 
den zu schaffen, und es ist klar, dass 
die von Juan Manuel Santos mehr 
auf den Krieg und die Destabilisie¬ 
rung setzt als auf einen wahren Frie- 


Die kurze aber bedeutende Erklärung 
von ELN (Nationales Befreiungsheer) 
und FARC-EP (Revolutionäre Streit¬ 
kräfte Kolumbiens - Volksheer), un¬ 
terschrieben von ihren Obersten Kom¬ 
mandanten und der Öffentlichkeit am 
1. Juli übergeben, drückt einen gemein¬ 
samen politischen Willen von großer 
Reichweite für die derzeitige politische 
Realität Kolumbiens aus. In ihr erklären 
die beiden revolutionären Organisatio¬ 
nen ihr Eintreten für eine „Erreichung 
einer demokratischen, nicht ausgren¬ 
zenden, souveränen und im Frieden 
lebenden Gesellschaft“ und laden das 
Volk ein „gemeinsam zu arbeiten und 
sich dafür in Bewegung zu setzen“. 

Das aus dem Zusammenhang zu rei¬ 
ßen, könnte es als simple Rhetorik aus- 
sehen lassen. Es würde bedeuten nicht 
zur Kenntnis zu nehmen, dass die Er¬ 
klärung vielmehr lange ausgearbeitete 
Vereinbarungen synthetisiert, die, wie 
in der Botschaft anerkannt, die Über¬ 
windung einer länger anhaltenden Peri¬ 
ode von Differenzen und Streitereien in 
einzelnen Regionen des Landes bedeu¬ 
ten; in jenen Regionen gibt es nun Ver¬ 
söhnungsprozesse, ein Wiederzusam- 
menfinden und gemeinsame Vorschlä¬ 
ge. Aber vor allem würde es bedeuten 
die politische Lage misszuverstehen, die 
durch die Dialoge von Havanna ent¬ 
standene Volks- und Intellektuellen¬ 
mobilisierung, auf deren Rahmen die 
Erklärung notwendigerweise anspielt. 
Die Essenz des Dokuments ist die The¬ 
se, dass die politische Lösung des be¬ 
waffneten inneren Konflikts über „die 
nicht aus weichbare Notwendigkeit Ge¬ 
spräche mit allen kolumbianischen Auf¬ 
ständischen zu führen“ geht. Erstmals 
in diesem Jahrhundert wird im Kon¬ 
text eines Dialogprozesses eine Erwei- 


den. Die Gesamtheit der kolumbiani¬ 
schen Gesellschaft hat klar gemacht, 
dass sie den Frieden und auch gesell¬ 
schaftliche und wirtschaftliche Refor¬ 
men und Transformationen will. Die¬ 
jenigen, die guten Glaubens und vom 
Konflikt betroffen sind und geglaubt 
haben, dass Santos Friedensvorschlä¬ 
ge hatte, müssen nun nachdenken und 
sich bewusst werden, dass es nötig ist 
einen eigenen gesellschaftlichen und 
politischen Bezugspunkt zu schaffen, 
jenseits der Oligarchien. 

Der historische Moment ermahnt uns 
dieses neue politische Subjekt zu er- 


terung der Reichweite der politischen 
Lösung über eine Verbreiterung des 
Teilnehmerfeldes auf alle Aufstands¬ 
gruppen Kolumbiens vorgeschlagen. 
Unabhängig von der Antwort, die die 
Regierung darauf geben wird, und jen¬ 
seits der engen taktischen Kalküle der 
in Afghanistan geschulten US-Berater, 
repräsentiert diese neue Realität eine 
erste starke Herausforderung hinsicht¬ 
lich der Option für einen demokrati¬ 
schen, gerechten und transformieren¬ 
den Frieden. 

Dieser Frieden hat einen klaren Na¬ 
men, der ihn von den vagen Versuchen 
eines „Expressfriedens“ unterscheidet, 
im Tausch gegen ein Paket von Ver¬ 
sprechungen. Es geht um einen „Frie¬ 
den mit Würde und gesellschaftlicher 
Gerechtigkeit“, ausgerichtet auf eine 
zivilisierende Wirkung in der Nation 
und dem Kontinent. So wie der urugu¬ 
ayische Präsident Mujica gesagt hat - 
was in Kolumbien aufgebaut wird ist 
der Frieden von Lateinamerika. Daher 
stehen die Spektakel von Santos be¬ 
züglich Vereinbarungen mit der NATO 
oder Destabilisierungsmanövern ge¬ 
genüber Venezuela so derart im Wi¬ 
derspruch dazu. 

Die Erklärung unterstreicht, dass dieser 
Frieden das Werk des vereinten Volkes 
sein muss. Aber nicht als ein leeres Ver¬ 
sprechen. Die Wichtigkeit der Einheit 
aller politischen und gesellschaftlichen 
Kräfte, die für tiefgreifende Verände¬ 
rungen in der Gesellschaft engagiert 
sind, wird hervorgehoben. Dieser Auf¬ 
ruf ist eine zweite Herausforderung, die 
man verstehen und annehmen sollte. 
Jaime Caycedo, Generalsekretär der Ko¬ 
lumbianischen Kommunistischen Partei 
(PCC), in Voz, Wochenzeitung der PCC, 
io. Juli 2013 


richten, indem wir alle demokrati¬ 
schen, fortschrittlichen, linken und 
revolutionären Kräfte zusammen¬ 
bringen, die gesellschaftlichen und 
ethnischen Bewegungen, alle jene mit 
den Parteien und üblichen Politikern 
unzufriedene Bürgerschaft, und indem 
wir uns auf alles, was uns eint fokussie¬ 
ren und nicht aus dem, was uns trennt, 
die Rechtfertigung zu machen jeder 
für sich zu gehen, und uns vorzuneh¬ 
men Macht und Regierung zu sein. 
Alle ehrlichen, fortschrittlichen und 
antiimperialistischen Lateinamerika¬ 
ner/innen müssen die Reihen schlie¬ 
ßen zur Verteidigung des kontinenta¬ 
len Projekts, das heute in den Ländern 
der ALBA und von CELAC repräsen¬ 
tiert ist, denn deren Völker und Regie¬ 
rungen sind die Avantgarde der Hoff¬ 
nungen auf eine zweite und wahrhaf¬ 
tige Unabhängigkeit, auf Souveränität 
und Frieden für unser Amerika. Ko¬ 
lumbien muss integraler Bestandteil 
dieses Prozesses sein und nicht das Is¬ 
rael Amerikas. 

Erklärung des ELN in seiner Zeit¬ 
schrift „Insurecciön“ (Aufstand) 

Übersetzungen und 
Zusammenstellung: Günter Pohl 


Kein Waffenabgabe durch die FARC 

Andres Paris, einer der Unterhändler der Revolutionären Streitkräfte Kolum¬ 
biens in Havanna, hat in einem Interview mit der in Cali erscheinenden Zei¬ 
tung „El Pais“ am 16. Juni klargestellt, dass es für die Regierung „niemals ein 
Foto einer symbolischen Waffen Übergabe durch die Guerilla“ geben werde. 
Damit zieht die Guerilla die Konsequenz aus der kolumbianischen Geschichte, 
in der immer wieder Aufständische nach Abgabe der Waffen durch staatliche 
und parastaatliche Kräfte gemetzelt wurden.„Wir streben einen Frieden wie in 
Nordirland an,weil dort Prinzipienfestgelegt wurden“, so Andres Paris.Die IRA 
hatte 1994 einen Waffenstillstand beschlossen und vier Jahre später war das 
Karfreitagsabkommen unterzeichnet worden. Die Waffen waren dabei nicht 
übergeben worden. 

„Die Waffen werden schweigen, wenn der Wille sie zu benutzen weicht, und 
das geschieht in Kolumbien, wenn alle denkbaren Situationen erfüllt werden, 
die wir an den Verhandlungstisch bringen.“ 


FARC-Vorschläge für 
die zweite Verhandlungsrunde 

• Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung nach Paragraph 376 
der Verfassung von 1991 

• Aussetzung aller Wahlen für ein Jahr, um die Friedensgespräche in ihrer Grund¬ 
sätzlichkeit nicht durch kurzfristige Wahlinteressen zu gefährden 

Dabei sollen u.a. angesprochen werden: 

juristische Sicherheit für alle Kriegsteilnehmer/innen; Justizreform; territori¬ 
ale Neuordnung des Landes und Einordnung der Friedensterritorien in diese 
Neuordnung; administrative Dezentralisierung; Recht der Oppposition auf Wi¬ 
derspruch und andere Rechte; Schaffung eines Mandats, welches die Entwick¬ 
lung von Verfassungsnormen vorschreibt; Übergangsnormen für eine Nach¬ 
konfliktpolitik; Gründung einer Wahrheitskommission; Mechanismen für eine 
Opferidentifizierung und -entschädigung; Schaffung eines Rechtsstaates im 
Allgemeinen 

Friedensdelegation der FARC-EP, Havanna, 12. Juni 2013 
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„Ein bischen Bildung ziert 
den ganzen Menschen “ 

Heinrich Heine 
1797-1856 

Wir gratulieren 
Nuria und Nico 
zum Abi 2013! 

Wir wünschen Euch Glück und Erfolg in Eurem beruflichen 
und persönlichen Leben - ebenso wie weiterhin vertrauens¬ 
volle und solidarische Gemeinsamkeit für Frieden, gesell¬ 
schaftlichen Fortschritt und Sozialismus mit uns, Euren Ge¬ 
nossinnen und Genossen der DKP Solingen. 


Nach jüngst getroffener - einstimmiger - 
Vollversammlung unserer Oster-Urlauber 
in Dedenitz wurde beschlossen: 

Der Hollerhof soll das bleiben, was er war! 

Freunde treffen Freunde. Rundum Natur pur, Auwälder, 
Weinberge, Radlerparadies. Viel Ruhe, 

4000 qm Liegewiese, 2 Thermen. 
Historisches Städtchen Bad Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komfort-FeWo 

Es gibt noch einige Terminmöglichkeiten 
Tel.: 0043-3476-3522 (Christel Kittner) 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 



Unser Hartmut Lohse 

wird am 22. Juli stolze 75 Jahre. Die vielen Jahrzehnte seines 
vielfältigen politischen Wirkens haben unauslöschliche Spu¬ 
ren in den außerparlamentarischen und demokratischen Be¬ 
wegungen Düsseldorfs und weit darüber hinaus hinterlassen. 
Seit 1983 - fast drei Jahrzehnte - war Hartmut als Sprecher 
der Arbeitsloseninitiative der Anwalt der sozial Entrechte¬ 
ten - der Arbeitslosen, die von CDU/CSU, FDP, SPD und 
Grünen verraten und verkauft wurden. 

Ob im Rahmen der zahllosen Initiativen gegen den Krieg, ge¬ 
gen Sozial- und Demokratieabbau, Hartmut gehörte zu den 
Initiatoren. Die von seiner Handschrift geprägten Transpa¬ 
rente brachten stets die Forderungen derjenigen zum Aus¬ 
druck, die von den gleichgeschalteten Medien totgeschwie¬ 
gen wurden. 

Lieber Hartmut, 

Deine Mitstreiterinnen aus langen Jahrzehnten gemeinsa¬ 
men Kampfes danken Dir und gratulieren ganz herzlich zum 
75sten und wünschen Dir noch viele gemeinsame und glück¬ 
liche Jahre mit Deiner Anneliese. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Düsseldorf 
Deine Kameradinnen und Kameraden 
der VVN-BdA Düsseldorf 
Friedensforum Düsseldorf 


I 

Tbl JALo** 

BlumenÄfur 

Stukenbrock 


Infonnationsveranstaltung der DKP Münster mit 
Hubert Kniesburgcs, dem Vorsitzenden des Arbeitskreises 
„Blumen für Stukenbrock 11 zum Antikriegstag 2013. 


Bildungsseminar in Kiel 

IMPERIALISMUS 

Historie und Aktualität 

Als Referentin kommt NINA HAGER, stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP und UZ-Chefredakteurin. 

Das Seminar findet statt am Samstag, 20.07.2013, von 11 bis 
17 Uhr in der Kieler Jugendherberge, Johannesstraße 1. 

Da wir Mittagessen bestellen wollen, bitten wir um Anmeldung 
bis zum 14.07.2013 per mail oder telefonisch: 

Biggi: 0431-785416; birgit.lossdoerfer@online.de 
Für Essen und Getränke müssen wir pro Person einen Un¬ 
kostenbeitrag von 10 Euro erheben, der dann vor Ort bezahlt 
werden muss. 


A>cimc$ 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 


Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


DKP im Internet: 
www.dkp.de 


Stärkt den Kampffonds der DKP! 

Vorwärts mit der DKP 

- gegen Imperialismus und Krieg! 

- gegen Armut und Sozialabbau! 

- für Frieden und soziale Sicherheit! 

Um die Schlagkraft der DKP zu erhöhen, 
bittet der Parteivorstand um Spenden 
für den Kampffonds der DKP. 

DKP Parteivorstand, Kto. 400 2487 502, 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
Stichwort: Kampffonds der DKP 



„ Und sorget Ihr ; die Ihr noch im Leben steht , dass 
Frieden bleibt, Frieden zwischen den Menschen, 
Frieden zwischen den Völkern “ 

(Mahnung von Stukenbrock) 


Montag, 19. August 2013, 20.00 Uhr 



Veranstaltungsort: 
Kulturzentrum F24 
Frauenstraße 24, 
48143 Münster 



dkp-m uenster.de 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Geschichte wird gemacht 

Historischer Materialismus 

Was brachten die Werke von Marx und Engels 
für die Geschichtsbetrachtung? Ernst Engel¬ 
berg ★'Vom homo oeconomicus, von der Öko¬ 
nomie und von der Arbeit Lucas Zeise ★Die Er¬ 
findung der Mittelschicht Georg Fülberth ★ Lesen 
Sie Childe! Maja Kindler^Die Mensch-Natur- 
Relation Hans-Peter Brenner*' Die Kraft der 
selbstbewusst entscheidenden Menschen 
Nina Hager^ Sprache als praktisches Weltbe¬ 
wusstsein Thomas Metscher 
Weitere Beiträge: 

Wut und Widerstand Murat Qakir* „Alternative“ für 
wen? Phillip Bechert Erst stirbt das Recht, dann 
sterben Menschen Rolf Gössner* Wozu braucht die 
Bundeswehr Kampfdrohnen? Arno Neuber*„Die 
Lust am Widerspruch konstruktiv nutzen.“ In¬ 
terview mit Patrik Köbele*Zu den Tarifabschlüs¬ 
sen 2013 Volker Metzroth*Ohne organisierte Ar¬ 
beiterklasse wird das nichts nterview mit Carolus 
Wimmert Friedrich Engels und die Wohnungspoli¬ 
tik der Grazer KPÖ Franz Stephan Parteder*Aus der 
Geschichte lernen? Regina Girod 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 
info@neue-impulse-verlag.de 


www.marxistische-blaetter.de 


Näheres: Tel. 03 831 -459 366 , www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 



Entschleunigiing: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark, 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Krä-tzcbuig-Graiiziii. 
Have] & Havelseen, Boot & Rad, 

Info; www.triDogga.de 
Tel,! 0331/87 0796 (AB| 


Toskana, nah am Meer 


Ökoh&f im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hau* oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Anzeigen 
helfen der 
UZ 

Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 
Komfort-FZ, Parkplatz, Gar¬ 
ten. Ü/F 15 Euro pro Tag und 
Person 

Tel/Fax 004859-8662657 
www.slonezczna.interleba.pl 


Motorrad gesucht! 

Suche für meinen Sohn Motor¬ 
rad Bj. 1950 - 1975 , fahrbereit 
oder zum restaurieren 

Tel. 06656-1653 
oder 0160-99463037 


»... allein auch die Theorie wird zur materiellen Gewalt , sobald sie die Massen ergreift« 

Karl Marx, Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie 



llan Pappe/Jamil 
Hilal (Hrsg.) 

Zu beiden Seiten 
der Mauer 

.<jr o# SUV-» r u-i T 


Rang 6 der Sachbuch- 

Bestenliste von NDR und 
Süddeutsche Zeitung 



Erschienen in der Reihe LAIKAtheorie 
500 Seiten / € 29 / ISBN 978-3-942281-38-6 


Robert Kurz 
Der Tod des 
Kapitalismus 

Uiwv1%<i.4iM 


Erschienen in der Reihe LAIKAtheorie 

168 Seiten / € 14,90 / ISBN 978-3-942281-59-1 


Slavoj Zlzek 
Abgrund 
der Freiheit 
Die Weltafter 

i^u*V Jüan rr. htt> Im 



Erschienen in der Reihe LAIKAtheorie 

160 Seiten / € 38 / ISBN 978-3-942281-57-7 


Erschienen in der Reihe laika diskurs 

168 Seiten / € 19,90 / ISBN 978-3-942281-47-8 


Erschienen in der Reihe laika diskurs 

156 Seiten / € 19,80 / ISBN: 978-3-942281-37-9 


Alle Bücher sind erhältlich in unserem Shop unter shop.laika-verlag.de oder im lokalen Buchhandel. 


www.laika-verlag.de 
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unsere zeit 


Profile / Termine / Impressum 


Ein Kandidat für Heidenheim 

Johan Holzheu ist Direktkandidat der DKP 


Städte und Gemeinden sind die Orte, 
in denen Menschen leben und arbeiten. 
Die Heidenheimer DKP steht in unse¬ 
rer Stadt an der Seite der arbeitenden 
Menschen, der lernenden Jugend und 
der älteren Generation. 

Kommunisten sind in unserer Stadt 
kommunalpolitisch aktiv, schauen 
aber über den kommunalen Rand hin¬ 
aus und verbinden so die Landes- und 
Bundespolitik mit der Kommunalpo¬ 
litik. 

Unser Direktkandidat für Berlin, Jo¬ 
han Holzheu, ist ein Kandidat für un¬ 
sere Stadt. Er schaut über den Rand 
und stellt fest: „Schwarz/Gelb hat zur 
Verbesserung der Finanzen für unsere 
Städte nichts getan. Im Gegenteil, al¬ 
lein durch die Änderungen der Steu¬ 
ergesetze haben die „Schwarzen“ den 
Reichen gedient und den Kommunen 
ist dadurch ein Minus von 7,2 Milliar¬ 
den Euro entstanden.“ Mittel aus dem 
Bundeshaushalt für Städtebauförde¬ 
rung, Bundesprogramme, die für die 
Kommunen wichtig sind, wurden Jahr 
für Jahr reduziert. Die Infrastruktur 
in den Städten verfällt weiter. Es feh¬ 
len laut einer Untersuchung der KfW- 
Bank allein zur Verbesserung der In¬ 
frastruktur rund 128 Milliarden für 
Wohnungsbau, Schulen, ÖPNV, Kin¬ 
derbetreuung, für die Gestaltung öf¬ 
fentlicher Plätze usw. 

Die DKP Heidenheim unterstützt For¬ 
derungen der verschiedensten Fokus¬ 
gruppen, die insbesondere infrastruk¬ 
turelle Ziele verfolgen. Die DKP wehrt 
sich entschieden gegen die Privatisie¬ 
rung kommunaler Ziele und ist gegen 
die Vergabe kommunaler Aufgaben an 
Immobilienspekulanten, Sie verurteilt 
die städtebauliche Diktatur von Inves¬ 
toren. 

Die Entwicklung zeigt, die Zeit der Pri¬ 
vatisierung ist vorbei. Kommunalisie¬ 



rung oder Rekommunalisierung müs¬ 
sen verstärkt auf die Tagesordnungen. 
Frühere Privatisierungsentscheidungen 
waren nicht hinreichend durchdacht. 
Das von privaten Unternehmen ge¬ 
botene Preis-Leistungs-Verhältnis hat 
nicht gestimmt und alle Grundbedürf¬ 
nisse, z.B. der Mietwohnungsbau, so die 
DKP Heidenheim, dürfen nicht von 
Immobilienspekulanten oder privaten 
Wohnungsbauinvestoren beherrscht 
werden. Kommunale Entscheidungen, 
die unseren Grundbedürfnissen zuzu¬ 
rechnen sind und die Daseinsvorsorge 
vor Ort betreffen, dürfen nicht an pri¬ 
vate Dienstleister übertragen werden. 
Die Heidenheimer DKP fordert bei 
den Stadtwerken Gläserne Taschen 
und fordert die Stadtverwaltung auf, 
mit kommunalisierten Stadtwerken 
wieder mehr Demokratie zu wagen. 
Die Versorgung der Haushalte mit 
Strom, Gas und Wärme zählen zur Da¬ 
seinsvorsorge unserer menschlichen 
Grundbedürfnisse. Hier liegt es nahe 
einen kommunalen Mitbestimmungs¬ 
schritt zu tun. Ein erster aktueller und 
geeigneter Schritt wäre die öffentliche 
Bekanntmachung des neu gefassten 
Konzessionsvertrags. 

Aus: „Blickpunkt2, Kommunales Mitteilungsblatt der 
DKP Heidenheim, Juli 2013 


Geburtstagsfeier in Ulm 



Manfred Eger, Kommunist, lang- 
jähriger UZ-Verantwortlicher 
im DKP Bezirk Baden Würt¬ 
temberg, Gewerkschafter, Frie¬ 
denskämpfer und Ulmer Urge¬ 
stein, feierte seinen 85. Geburts¬ 
tag. Alle die ihm besonders nahe 
stehen kamen am vergangenen 
Samstag ins Ulmer Gewerk¬ 
schaftshaus, um ausnahmsweise 
einmal nicht mit ihm zu kämp¬ 
fen, sondern mit ihm zu feiern. 

Die Geburtstagsfeier wurde aus¬ 
gerichtet von seinen Freunden in Par¬ 
teien und Organisationen: DKP, VVN- 
BdA Ulm, Freidenker Ulm, Die Linke 
Ulm, DZOK Ulm und den Ulmer Ge¬ 
werkschaften. Die über 150 Geburts¬ 


tagsgäste aus nah und fern erlebten ein 
tolles „Rahmenprogramm“ mit Reden, 
Gitarrenmusik und der Schwäbisch 
Haller Schallmaiengruppe sowie Spei¬ 
sen und Getränken. 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 19. JULI 


Fellbach: „Stuttgart 21: Wo steht das Pro¬ 
jekt? Was können wir tun, um es zu stop¬ 
pen?“ Fachvortrag von Prof. Dipl.-Ing. 
Karl-Dieter Bodack von „Bürgerbahn statt 
Börsenwahn“. Veranstalter: Bündnis Rems- 
Murr gegen Stuttgart 21. Henri-Dunant-Saal, 
Stadtwerke Fellbach. 19.30 Uhr. 


SA ★ 20 JULI 


Kiel: „Imperialismus - Historie und Aktuali¬ 
tät“, Bildungsseminar der DKP mit Nina Ha¬ 
ger, stellvertretende Vorsitzende der DKP und 
UZ-Chefredakteurin. Jugendherberge Kiel, 
Johannesstraße 1,11.00 Uhr. Teilnehmerbei¬ 
trag für Essen und Getränke: 10.00 Euro. 

Stadtlohn: „Warum wehren sich die Men¬ 
schen nicht?“ Diskussionsveranstaltung der 
DKP Borken zum Zustand der Arbeiterklasse. 
Gaststätte Tenbusch, Vredener Straße 90, 
17.00 Uhr._ 

Dortmund: „und schatten der erde“, die DKP 
lädt ein zum Besuch der Ausstellung von 
Hanfried Brenner. Kulturort Depot, Immer¬ 
mannstraße 29,15.00 Uhr. 


MO ★ 22 JULI 


Düsseldorf: „Wohnen und Umwelt“, Stadt¬ 
rundgang der DKP Gerresheim. Treffpunkt 
Parkplatz gegenüber Edeka/Schäfer, Glas¬ 
hüttenstraße 13,18.30 Uhr. 


Ml ★ 24JULI 


Stadtlohn: Gespräch mit der Partei „Die Lin¬ 
ke“ im Kreis Borken über den Wahlkampf zur 
Bundestagswahl und das Eingreifen in den 
Wahlkampf als DKP. Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Borken. Parteiraum der DKP, 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 

München: Informations- und Diskussions¬ 


veranstaltung des Betriebsaktivs der DKP zur 
Lage in der Türkei. Komm-Treff, Holzapfel¬ 
straße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 25 JULI 


Dortmund: „Entwicklung in der Türkei und 
Ägypten“, Veranstaltung der DKP mit Fuat 
Hendec, Mitglied des Deutschlandkomitees 
der Türkischen Kommunistischen Partei. Z, 
Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP zur 
Vorbereitung der Bundestagswahl und erste 
Diskussion zu der EU-und Kommunalwahl 
2014. Brauhaus Wienges, Neusser Straße 55, 
19.30 Uhr. 


FR ★ 26 JULI 


Stuttgart: Fiesta Moncada mit Solidarität, 
Lebenslust, Rum, Tabak, Diashow 2012/13, 
Dominospiel, Gespräche, etc. Waldheim Gais- 
burg, Obere Neue Halde 1,19.30 Uhr. 

München: Fiesta Moncada mit der kuba¬ 
nischen Band „salsa bruja“. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstraße 80,18.00 Uhr. 


SA ★ 27JULI 


Duisburg: Sommerfest der DKP. Falkenheim 
Duisburg-Duissern, Duissenerstraße 98, 
15.00 Uhr. Ab 17.00 Uhr wird gegrillt. 

Berlin: Fiesta de Solidaridad. Anlässlich des 
Jahrestages des Sturms auf die Moncada- 
Kaserne laden die Kuba-Solidaritätsbewe¬ 
gung und die Botschaft der Republik Kuba 
alle Freundinnen und Freunde Kubas ein. 
Parkaue Lichtenberg, (S + U-Bahn Frankfur- 
ter Allee) 14.00 Uhr bis 22.00 Uhr. 

Fulda: Treffen des Arbeitskreises Betrieb und 
Gewerkschaft der DKP Hessen. Seminar¬ 
raum, Sima Care Ambulanter Pflegedienst, 
Paul-Klee-Straße 31,10.00 Uhr. 


MO ★ 29 JULI 


Darmstadt: „Wohnungsnot in Darmstadt, 
Mitgliederversammlung der DKP-Gruppe 
Darmstadt-Bergstraße. LinksTreff Georg Frö- 
ba, Landgraf-Philipps-Anlage 32,19.30 Uhr. 


Ml ★ 7. AUG 


Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
Borken mit Auswertung des beschlossenen 
Leitantrags des 20. Parteitags der DKP. Par¬ 
teiraum in der Vredenerstraße 54 bei Ten¬ 
busch, 19.15 Uhr. 


FR ★ 9. AUG 


Büchel/Eifel: Bikercamp „Bikes beat 
Bombs“ vom 9. bis 12. August 2013. Aus¬ 
fahrten, Lagerfeuer, friedliche Aktionen ge¬ 
gen Atomwaffen am Luftwaffenstützpunkt 
Büchel. Mehr Infos: www.atomwaffenfrei. 
de und biker-without-borders@gmx.de, Tel.: 
0157-860 48 715. Veranstalter: „Motorrad¬ 
fahrer/innen ohne Grenzen“, Düsseldorf. 


DO ★IS. AUG 


Düsseldorf: „Antifaschismus und Kommu¬ 
nalpolitik“, Stadtrundgang der DKP durch 
Gerresheim „ Treffpunkt Parkplatz Gerreshei- 
mer Glashütte, Heyestraße 178,18 Uhr. An¬ 
schließend Kreismitgliederversammlung der 
DKP. Gaststätte „Zur Isa“, Friedrich-Wilhelm- 
Straße 5,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit. 
de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 


Schaffen wir die 
Voraussetzungen für das 
UZ-Pressefest 2014! 

A 


Termine in der 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP: 

w* 


Samstag/Sonntag, 12./13. Oktober 

Kommunalpolitik, Parlaments- und Stadtratsarbeit 
Wochenendseminar mit Wolfgang Richter 

Spenden für den 
Kampffonds der DKP! 


Samstag/Sonntag, 23724. November 

Thema zu Energie, Umwelt, Klimawandel 
Wochenendseminar mit Hans-Peter Brenner 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 502 

GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 


Samstag/Sonntag, 7./8. Dezember 

Aktionseinheit und Bündnispolitik 
Wochenendseminar 

Stichwort: 

„UZ-Pressefest“ 


Anmeldungen an die Karl-Liebknecht-Schule der DKP, Am Stadtpark 68 , 51 373 
Leverkusen,-Tel: 0214/45418, Fax: 0214/46540 oder per Mail an karl-liebknecht- 
schule@web.de oder über die Seite www.dkp.de/kls. 


unsere zeit - Jetzt 4 Wochen gratis probelesen! 


□ Ich möchte die UZ einer Freundin / einem Freund 
empfehlen. Sendet die UZ 4 Wochen kostenlos 
an nebenstehende Adresse, 


Mein Name: 


Vorname 


□ Ich möchte die UZ 4 Wochen kostenlos und 

unverbindlich festen. Bitte sendet sie an meine 
nebenstehende Adresse. 


Straße, Hausnummer 



PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 

Das Abo endet automatisch. Der Verlag darf mich nach meiner 
Meinung zur UZ befragen. 

An: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: 
info@u nsere-zeit. de 

Tel.: 0201 -17 78 89 23 Fax: 0201 -17 78 89 27 
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Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 253525502 























































16 Freitag, 19. Juli 2013 


Aktion 


unsere zeit CE 


Solidaritätsaktion in München 
für Non-Citizens 

Katastrophale Asylpolitik dieser Regierung muss beendet werden 



Am 22. Juni begann in München 
auf dem Rindermarkt ein Hunger- 
und Durststreik von etwa 50 Asylsu¬ 
chenden. Eine Woche später wurde 
er durch gewaltsame Räumung des 
Flüchtlingslagers durch die Polizei 
brutal beendet. 

Daran erinnerten an der gleichen Stel¬ 
le Aktivisten der Solidaritätsbewegung 
und Unterstützer der Flüchtlinge mit 
einer Kundgebung am 11. Juli, die bis 
Mitternacht dauerte. Auf großen Stell¬ 
wänden wurde auf die Probleme der 
Flüchtlinge und ihre Lebensbedingun¬ 
gen aufmerksam gemacht und Passan¬ 
ten in Gespräche darüber einbezogen. 
In einem Flugblatt der Veranstalter 
heißt es: „Wir, entsetzte und wüten¬ 
de Bürger Münchens, der angeblichen 
Weltstadt mit Herz sind hier um ein 
Zeichen zu setzen: Was hier passierte 
darf nicht vergessen werden. Es muss 
dazu führen, dass die katastrophale 
Asylpolitik dieser Regierung beendet 
wird. Wir sind hier, um uns mit den 
Asylsuchenden zu solidarisieren und 
Gegenöffentlichkeit zu den Tatsachen¬ 
verdrehungen und Lügen der bayeri¬ 
schen Staatsregierung und der Stadt 
München zu schaffen ... 

Nicole Fritsche von der Partei „Die 
Linke“ eröffnete die Aktion und ver¬ 


las u. a. Teile des polizeilichen Aufla¬ 
genbescheides, in dem untersagt wur¬ 
de, sich auf dem Platz häuslich einzu¬ 
richten. 

Eine neue Aktionsform demonstrierte 
der Karikaturist und Miethai-Bastler 
Bernd Bücking: Während er über die 
Probleme weltweiten Reichtums und 
weltweiter Armut referierte, zeichne¬ 
te er auf großen Stellwänden Karika¬ 


turen zu diesem Thema. Stelltafeln, die 
auf die weltweiten Kriege und deutsche 
Waffenexporte hinwiesen und andere 
Fluchtursachen thematisierten, fanden 
ebenfalls großes Interesse bei den Pas¬ 
santen und den zahlreichen Touristen, 
die sich von den polizeilichen Auflagen 
nicht davon abhalten ließen, sich am 
großen Rindermarktbrunnen häuslich 
niederzulassen. Sonja Schmidt 


Lesen gegen das Vergessen 

Lebendiges Erinnern an die Bücherverbrennung 


FlR verleiht Preis 

Engagement gegen alte und neue Nazis ausgezeichnet 


In einer eindrucksvollen Feierstunde 
wurde am zweiten Juli-Wochenende 
im Festsaal des Belgischen Parlaments 
in Brüssel an acht Persönlichkeiten und 
Initiativen der Michel-Vanderborght- 
Preis der Internationalen Föderation 
der Widerstandskämpfer (FIR) - Bund 
der Antifaschisten verliehen. Mit die¬ 
sem Preis, der den Namen des belgi¬ 
schen Partisans und letzten Präsidenten 
der FIR trägt, sollen diejenigen ausge¬ 
zeichnet werden, die sich im Sinne der 
Ideale des antifaschistischen Wider¬ 
standes für die Bewahrung der histori¬ 
schen Erinnerung, für die sozialen und 
politischen Interessen der Überleben¬ 
den und für die Fortsetzung des antifa¬ 
schistischen Vermächtnisses durch be¬ 
sonderes Engagement gegen alte und 
neue Nazis ausgezeichnet haben. 

Zur Eröffnung der Zeremonie sprach 
Andre Flahaut, Präsident des belgi¬ 
schen Parlaments. Er würdigte die Ver¬ 
dienste von Michel Vanderborght und 
betonte, wie wichtig heute der gemein¬ 
same demokratische und antifaschisti¬ 
sche Widerstand gegen extreme Rechte 
und rechtspopulistische Bewegungen in 
verschiedenen Ländern Europas sei. Er 
betonte, die Erinnerung an den Wider¬ 
stand sei nicht allein eine historische 
Aufgabe, sondern eine Verantwortung 
für die zukünftigen Generationen, um 
die Ideale der Demokratie, der Freiheit 
und des Humanismus zu bewahren. 
Nach einer kurzen Ansprache des Prä¬ 
sidenten der FIR, Vilmos Hanti, der 
noch einmal die Intention des Preises 
erläuterte, wurden die Auszeichnungen 
an die Geehrten übergeben. Es waren 
ein belgisches staatliches Institut, das 


sich besonders um die Geschichtsver¬ 
mittlung verdient gemacht hat, ein 
bulgarischer Historiker, der sich seit 
vielen Jahren gegen den politischen 
Mainstream die Bewahrung der Erin¬ 
nerung an den Widerstand zur Aufgabe 
gemacht hat, eine deutsche Initiative, 
die finanzielle und moralische Unter¬ 
stützung für ehemalige Zwangsarbeiter 
organisiert, ein griechischer Maler, des¬ 
sen Werke die Erfahrungen des antifa¬ 
schistischen Kampfes zum Ausdruck 
bringen, ein israelischer Partisan, der 
sich insbesondere für die Erinnerung 
an die jüdischen Kämpfer einsetzt, ein 
antifaschistisch engagierter Journalist 
aus Italien und - als politische Beson¬ 
derheit - die Vertreter des 13. Stadt¬ 
bezirks von Budapest, die sich dem 
rechten Mainstream von FIDESZ und 
JOBBIK in Ungarn engagiert entge¬ 
genstellen. In seiner Dankesrede be¬ 
tonte der Bürgermeister dieses Distriks, 
wie wichtig für seine aktuelle politische 
Arbeit diese Anerkennung der FIR sei. 
Mit dem Michel-Vanderborght-Preis 
der FIR wurde diesen Initiativen und 
Engagierten Dank und Anerkennung 
der internationalen antifaschistischen 
Bewegung ausgesprochen. In welcher 
Tradition die Organisation und die von 
ihr Ausgezeichneten stehen, dokumen¬ 
tierten das Institut des Veterans und die 
FIR, als sie im Rahmen der Veranstal¬ 
tung einige Ausstellungstafeln der ers¬ 
ten umfassenden Ausstellung über den 
antifaschistischen Widerstandskampf 
in Europa, die wenig später in den Räu¬ 
men des Europaparlaments der Öffent¬ 
lichkeit vorgestellt wurde, den Gästen 
präsentieren konnten. Ulrich Schneider 


Mit einer gelungenen Veranstaltung er¬ 
innerte die Initiative „Lesen gegen das 
Vergessen“ am 14. Juli an einen finste¬ 
ren Tag der Recklinghäuser Stadtge¬ 
schichte. Vor 80 Jahren dokumentier¬ 
ten die Nazis auf dem Recklinghäu¬ 
ser Neumarkt ihre Gegnerschaft zum 
Humanismus. Sie verbrannten Bücher 
von Marx bis hin zu zahlreichen bür¬ 
gerlichen Schriftstellern. Recklinghäu¬ 
ser Bürger lasen aus Anlass dieses Jah¬ 
restages aus den verbrannten Werken. 
Die etwa einhundert Anwesenden wa¬ 
ren beeindruckt von der Aktualität der 
Texte. Die Alevitische Gemeinde stell¬ 
te die Versorgung sicher, reges Interes¬ 
se fand ein Literaturstand der VVN- 
BdA. WSK 





Protest gegen Fahrpreiserhöhungen 



Ende Juni wurde gegen die Stimmen von der Linken Liste Nürnberg und der ÖDP 
schon wieder eine Fahrpreissteigerung der VAG zum i. Januar 2014 beschlossen. 
Eine entsprechende Protestkundgebung der Linken Liste Nürnberg fand davor 
vor dem Rathaus statt. 


... und der 
Miethai, der 
hat Zähne 

Mit ihrem „Miethai“ ist die DKP 
München seit Wochen bei Aktionen 
gegen Mietwucher und Spekulatio¬ 
nen dabei. In der Berichterstattung 
der lokalen Presse wurde er immer 
wieder abgebildet. Unser Karikatu¬ 
rist Bernd Bücking hat für den Bau 
des Miethais die Anleitung erstellt. 



i 



Dieser Miefkai erregt Aufsehen und 
er/eieMert das Verteilen van Mieter material 
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„Wandel durch 
Annäherung!“ 


Zur Bedeutung von Egon Bahrs Tutzinger Rede 
vom 15. Juli 1963 • Von Reiner Zilkenat 


D ie oberbayerische Kleinstadt Tut¬ 
zing, nicht weit von München ent¬ 
fernt, ist ein beschaulicher Ort. 
Einmal in ihrer Geschichte ist es ihr ge¬ 
lungen, Schlagzeilen zu produzieren, ja 
Eingang in die Geschichtsbücher zu fin¬ 
den. Denn am 15. Juli 1963 referierten in 
der hier gelegenen Evangelischen Aka¬ 
demie der damalige Regierende Bürger¬ 
meister Westberlins Willy Brandt und 
sein Pressesprecher und engster Mitar¬ 
beiter Egon Bahr über die Zukunft der 
Beziehungen zwischen Ost und West, 
zwischen beiden deutschen Staaten. 
Dabei gab Bahr seinen Ausführungen 
die Überschrift „Wandel durch Annä¬ 
herung“ Eine griffige Formulierung, die 
in den kommenden Jahrzehnten die 
Haltung der SPD und der sozialdemo¬ 
kratisch geführten Bundesregierungen 
gegenüber der DDR auf den Begriff 
brachte. 

Worum ging es dabei? 

„Entspannungspolitik - ich 
kann das Wort nicht ertragen!“ 

Mit der Sicherung der Staatsgren¬ 
ze der DDR am 13. August 1961 war 
manchen Politikern in Bonn und im 
Schöneberger Rathaus deutlich gewor¬ 
den, dass die von ihnen praktizierte 
„Wiedervereinigungs“-Politik auf ab¬ 
sehbare Zeit keine realistische Chance 
auf Verwirklichung haben konnte. Bun¬ 
deskanzler Adenauer, seit vier Wochen 
außer Diensten, äußerte in diesem Sin¬ 
ne in einem Gespräch mit dem US-ame¬ 
rikanischen Journalisten G. Bailey am 
19. November 1963 bedauernd: „Von 
der Mauer an hat sich die ganze Situ¬ 
ation zwischen Ost und West grundle¬ 
gend verändert.“ Und weiter: „Von ame¬ 
rikanischen Stellen wurde die Meinung 
vertreten: Gott sei Dank, dass die Mau¬ 
er da ist, denn dadurch wird der Flücht¬ 
lingsstrom von uns ferngehalten. Dann 
haben wir doch soviel Krach geschlagen, 
bis der amerikanische Vizepräsident 
Johnson gekommen ist.“ 

Aber im Gegensatz zum „Alten in 
Bonn“ gab es einige Politiker, die sich 
durch den Mauerbau zu neuen Heran¬ 
gehensweisen in der Politik gegenüber 
den sozialistischen Staaten veranlasst 
sahen. So hatte Willy Brandt bereits 
im Vorjahr, während zweier Vorlesun¬ 
gen an der Harvard-Universität in den 
USA, unter der Überschrift „Koexis¬ 
tenz - Zwang zum Wagnis“ für eine 
neue Politik des Westens gegenüber der 
Sowjetunion und ihren Verbündeten ge¬ 
worben. Auch innerhalb der FDP gab 
es erste Stimmen, die auf eine Neuori¬ 
entierung der westdeutschen Politik ge¬ 
genüber der UdSSR, aber auch gegen¬ 
über der DDR warben. Ihr Bundestags¬ 
abgeordneter Thomas Dehler, zugleich 
Vizepräsident des Bundestages, reiste 
nach Moskau, konferierte mit dem 1. Se¬ 
kretär des ZK der KPdSU und Minister¬ 
präsidenten Nikita Chruschtschow und 
berichtete anschließend in einem Inter¬ 
view mit der Zeitschrift „Stern“ von der 
ehrlichen Gesprächsbereitschaft der so¬ 
wjetischen Führung mit der Regierung 
der BRD. 

Kurzum: Der Wind begann sich zu dre¬ 
hen, wenn auch in einem sehr langsa¬ 
men Tempo. Allerdings blieb ein Thema 
nach wie vor fast völlig ausgespart: Die 
Aufnahme von Beziehungen zur DDR, 
die immer noch als „Sowjetzone“ oder 
„so genannte DDR“ bezeichnet wurde. 
Aber auch hier kamen die Dinge all¬ 
mählich in Bewegung. Zu Weihnachten 
und zum Jahreswechsel 1963/64 gab es 
das erste Passierschein-Abkommen zwi¬ 
schen der DDR und Westberlin, das - 
sehr zum Ärger der CDU - von Be¬ 
auftragten des Senats, Senatsrat Horst 
Korber, und des Ministerrates der DDR, 


Staatssekretär Erich Wendt, abgeschlos¬ 
sen wurde. Bedeutete dies nicht eine de- 
facto-Anerkennung des sozialistischen 
deutschen Staates? Und schließlich 
hatte die DDR am 8. August 1963 als 
einer der ersten Staaten das Teststopp- 
Abkommen für Nuklearwaffen in Mos¬ 
kau durch ihren Außenminister Lothar 
Bolz unterzeichnet, das die USA und 
die UdSSR ausgehandelt hatten. In 
der Bundesregierung hatten diejenigen 
Kräfte die Oberhand, die deswegen die 
Unterschrift der BRD verweigern woll¬ 
ten, weil dies eine völkerrechtliche An¬ 
erkennung der DDR bedeuten würde. 
Nur ein „sanfter Druck“ der US-Regie- 
rung konnte den bis zuletzt widerstre¬ 
benden Adenauer veranlassen, dem Ab¬ 
kommen am 19. August beizutreten. 
Doch ungeachtet aller Zeichen, die auf 
eine sich allmählich durchsetzende Poli¬ 
tik des Realismus bei einigen Politikern 
der BRD und Westberlins hindeuteten, 
trafen alle derartigen Signale und Hand¬ 
lungen im Bundeskanzleramt auf strikte 
Ablehnung. Mit den Worten Adenauers 
aus dem bereits angesprochenen Inter¬ 
view: „Die Entspannungspolitik - ich 
kann das Wort überhaupt nicht mehr 
ertragen!“ 

Aber es hieße, die damalige politische 
Szenerie in Bonn und Westberlin zu 
verfälschen, würde man nicht zugleich 
daran erinnern, dass die auf Revanchis¬ 
mus und Konfrontation ausgerichteten 
Kräfte alles unternahmen, um auch nur 
die kleinste Akzentverschiebung in der 
Politik gegenüber den sozialistischen 
Staaten zu verhindern. 

Die „Affäre Schellhaus“ 

Für internationale Aufmerksamkeit 
sorgte in diesem Zusammenhang im 
Sommer 1963 die „Affäre Schellhaus“. 
Schlaglichtartig verdeutlichte sie, in wel¬ 
chem Maße immer noch offen revan¬ 
chistische Kreise das politische Klima 
der damaligen BRD prägten. 

Erich Schellhaus, Vizepräsident des 
„Bundes der Vertriebenen“ und Prä¬ 
sident der „Schlesischen Landsmann¬ 
schaft“, ehemals Mitglied der NSDAP 
und Mitarbeiter in der Amerika-Abtei¬ 
lung der Zentrale der Deutschen Bank, 
von 1951 bis 1963 „Vertriebenenminis- 
ter“ in Niedersachsen, hielt am 9. Juni 
1963 seine übliche, von revanchistischen 
Forderungen durchzogene Rede auf 
dem alljährlichen „Schlesier-Treffen“ in 
Köln. Plötzlich unterbrach er seine Aus¬ 
führungen und schrie ins Mikrofon: „Da 
ist ein Verräter!“ Er wies auf den Jour¬ 
nalisten Jürgen Neven-du Mont, der an 
der Tribüne der Veranstaltung stand und 
Notizen anfertigte. Vor kurzem hatte er 
im Fernsehmagazin „Panorama“ einen 
Bericht über das „polnische Breslau“ 
gesendet, in dem er die dortigen Zu¬ 
stände grundsätzlich positiv geschildert 
und revanchistischen Plänen nach dem 
Motto: „Breslau muss wieder deutsch 
werden“ eine offene Abfuhr erteilt hat¬ 
te. Jetzt geriet er in höchste Gefahr für 
Leib und Leben. Teilnehmer der Ver¬ 
anstaltung versuchten, das Podium zu 
stürmen, auf das er sich geflüchtet hatte. 
Rufe ertönten: „Du Verräter! Man sollte 
dich umbringen!“! „Du Judenschwein! 
Es wird Zeit, dass wir mit Leuten wie 
dir Schluss machen!“ Schellhaus heiz¬ 
te die Stimmung weiter an: „Leute, die 
so sprechen und heute Breslau verkau¬ 
fen, werden morgen Berlin verkaufen!“ 
Letztlich gelang es dem Journalisten nur 
unter massivem Polizeischutz, die Ver¬ 
anstaltung unverletzt zu verlassen. 
Dieser Skandal sorgte nicht nur in 
Deutschland für große Aufregung, son¬ 
dern war am 3. Juli 1963 sogar Gegen¬ 
stand einer Debatte im britischen Un¬ 
terhaus. Hier erklärte der Labour-Abge¬ 


ordnete Mendelson zutreffend, dass es 
sich bei der „Schlesischen Landsmann¬ 
schaft“ um eine „irredentistische Orga¬ 
nisation“ handele und die Vorkomm¬ 
nisse in Köln lediglich die „Spitze des 
Eisberges“ gezeigt hätten. Er fuhr fort, 
dass es angesichts derartiger Skandale 
gefährlich wäre, eine westdeutsche Re¬ 
gierung „an der Kontrolle oder am Ein¬ 
satz von Atomwaffen zu beteiligen“. 
Damit spielte er auf Pläne der NATO an, 
innerhalb des Bündnisses eine „Multila¬ 
teral Force“ (MLF) zu schaffen. Sie soll¬ 
te aus Schiffen bestehen, die als Frachter 
getarnt, Raketen des Typs „Polaris“ auf 
das Territorium der UdSSR abschießen 
konnten. Die Besatzungen sollten aus 
Angehörigen aller NATO-Staaten be¬ 
stehen. Die Bundesregierung hoffte, auf 
diese Weise den Zugang zu Atomwaf¬ 
fen zu bekommen. Harold Wilson, der 
britische Oppositionsführer und spätere 
Premierminister, äußerte ebenfalls am 
3. Juli im Unterhaus die Befürchtung, 
dass mit Hilfe der MLF „Deutschland 
faktisch Atommacht“ und dadurch der 
„Appetit der Deutschen auf Atomwaf- 



Egon Bahr im Jahr 1978 . 

fen angeregt“ werden könnte. Natürlich 
waren bei den so genannten Heimatver¬ 
triebenverbänden die Pläne einer MLF 
hochwillkommen. 

Wen wundert es, dass derartige Vor¬ 
kommnisse in der Sowjetunion, in Polen 
und in der DDR sehr ernste Besorgnisse 
hervorrufen mussten? Dies galt umso 
mehr, als führende Repräsentanten 
der Bundesregierung und der Parteien 
(auch der SPD) auf Veranstaltungen der 
„Heimatvertriebenen“ aufzutreten und 
den Revanchisten nach dem Munde zu 
reden pflegten. 

Die DDR mit Hilfe der 
UdSSR „transformieren“ 

Um einen ersten Testballon zu starten, 
der die Reaktionen der unterschiedli¬ 
chen politischen Lager auf die Konzep¬ 
tion einer „neuen Ostpolitik“ ermitteln 
sollte, war die Tagung der Evangelischen 
Akademie in Tutzing am 15. Juli 1963 
vorgesehen. 

Egon Bahr war lediglich als Korreferent 
des Regierenden Bürgermeisters Willy 
Brandt vorgesehen. Für seine Rede war 
von den Veranstaltern nur wenig Zeit 
eingeplant. Aus diesem Grunde spitzte 
Bahr seine Ausführungen zu und gab ih¬ 
nen die Überschrift „Wandel durch An¬ 
näherung“. Wichtig ist es festzuhalten, 
dass er vorab Willy Brandt sein Manu¬ 
skript zur Lektüre gab, der sein Einver¬ 
ständnis erklärte. Worum ging es Egon 
Bahr? 

Zunächst war für ihn vollkommen klar, 
dass jede „Ostpolitik“ von den beste¬ 
henden Realitäten in Europa auszu¬ 



Willi Brandt, Regierender Bürgermeister von Berlin (West) mit Kennedy und 
Adenauer während des Besuchs des US-Präsidenten in der Stadt Ende Juni 
1963 . Brandt kannte das Manuskript der Rede Bahrs in Tutzingen und hatte sein 
Einverstädnis erklärt... 


gehen habe, so wie sie im Ergebnis des 
Zweiten Weltkrieges entstanden waren. 
Dazu gehörte auch die Anerkennung 
der DDR, allerdings mit der Maßga¬ 
be, dass eine formelle völkerrechtliche 
Anerkennung von Seiten der BRD un¬ 
bedingt vermieden werden müsse. Alle 
„bisherigen Befreiungsvor Stellungen“ - 
so Egon Bahr - seien „zurückzustellen“. 
Es ginge darum, Abschied von einer 
„Politik des Alles oder Nichts“ zu neh¬ 
men. Eine Politik „zum direkten Sturz 
des Regimes drüben ist aussichtslos“. 
Bedeuteten diese Ausführungen einen 
Abschied von einer auf die „Wiederver¬ 
einigung“ ausgerichteten Politik gegen¬ 
über der DDR nach den Vorstellungen 
der BRD? Durchaus nicht. Bahr sah die 
Vereinigung der beiden deutschen Staa¬ 
ten und Westberlins allerdings in einer 
sehr langfristigen Perspektive und im 
Zusammenhang mit weitgehenden Ver¬ 
änderungen innerhalb der DDR. Hier¬ 
zu formulierte er in aller Deutlichkeit: 
„Heute ist klar, dass die Wiederverei¬ 
nigung nicht ein einmaliger Akt ist, der 
durch einen historischen Beschluss an 
einem historischen Tag auf einer histori¬ 
schen Konferenz ins Werk gesetzt wird, 
sondern ein Prozess mit vielen Schrit¬ 
ten und vielen Stationen.“ Nötig sei es, 
allmählich die inneren Verhältnisse in 
der DDR zu verändern, was allerdings 
nur mit der Zustimmung der Sowjetuni¬ 
on möglich sei. Originalton Bahr: „Die 
Zone muss mit Zustimmung der Sowjets 
transformiert werden. Wenn wir soweit 
wären, hätten wir einen großen Schritt 
zur Wiedervereinigung getan.“ Es ginge 
um „kleine Schritte“ auf dem „schma¬ 
len Weg der Erleichterung für die Men¬ 
schen in so homöopathischen Dosen, 
dass sich daraus nicht die Gefahr eines 
revolutionären Umschlags ergibt, die 
das sowjetische Eingreifen aus sowjeti¬ 
schem Interesse zwangsläufig auslösen 
würde“. Die bestehenden Verhältnisse 
müssten anerkannt werden, bevor man 
sie verändern kann. Auf diese Formel 
lassen sich die entsprechenden Überle¬ 
gungen Egon Bahrs bringen. 

Anerkennung der DDR? 

Zur Frage der Anerkennung der DDR 
äußerte sich Bahr sehr pragmatisch und 
zugleich vorsichtig. Er erinnerte daran, 
dass auf vielfältige Weise der sozialisti¬ 
sche deutsche Staat de facto, wenn auch 
nicht völkerrechtlich bereits anerkannt 
werde: Westalliierte Soldaten und Di¬ 
plomaten befolgen die Anweisung der 
DDR-Behörden, von Westberlin aus 
lediglich am Grenzübergang Friedrich¬ 
straße einzureisen. Dr. Leopold, der 
Beauftragte der BRD und Westberlins 
für die wirtschaftlichen Beziehungen 
mit der DDR, reise mit Bevollmächti¬ 
gungs-Schreiben des Regierenden Bür¬ 
germeisters und des Bundeswirtschafts¬ 
ministers zu seinen Gesprächspartnern 
in die DDR. „Ich komme“, so schlussfol¬ 
gerte Bahr noch in der Terminologie des 
Kalten Krieges, „zu dem Ergebnis, dass 
sich unterhalb der juristischen Anerken¬ 
nung, unterhalb der bestätigten Legiti¬ 
mität dieses Zwangsregimes bei uns so 
viel eingebürgert hat, dass es möglich 
sein muss, diese Formen auch gegebe¬ 
nenfalls in einem für uns günstigen Sin¬ 
ne zu benutzen.“ 

Genau dies geschah - allerdings im bei¬ 
derseitigen Nutzen - beim Abschluss 


des Passierscheinabkommens vom 
17. Dezember 1963 und bei der Unter¬ 
zeichnung des Atom-Teststopp-Abkom¬ 
mens, einem völkerrechtlich gültigen in¬ 
ternationalen Vertrag, durch beide deut¬ 
sche Staaten im August 1963 in Moskau. 
Und dennoch: Die Überlegungen Egon 
Bahrs besaßen einen „Pferdefuß“. Otto 
Winzer, damals Mitglied des ZK der 
SED und stellvertretender Außenmi¬ 
nister der DDR, brachte das auf den 
Begriff, indem er den „Wandel durch 
Annäherung“ als geplante „Aggression 
auf Filzlatschen“ charakterisierte. In sei¬ 
nen Memoiren schreibt Bahr ehrlicher¬ 
weise, Winzer sei „klug genug“ gewesen, 
seine Konzeption mit diesen Worten zu 
kennzeichnen. 

„Narretei“ und „Recht 
auf Irrtum“? 

Das Echo auf Bahrs Rede in der BRD 
und in Westberlin war verheerend. Sein 
Parteifreund Herbert Wehner sprach 
von „ba(h)rem Unsinn“ und „Narre¬ 
tei“. Die Berliner SPD distanzierte sich 
in ihrer Zeitung „Berliner Stimme“ und 
attestierte Bahr „das Recht auf Irrtum“. 
Er habe, so hieß es, nur für sich selbst, 
nicht für die Partei gesprochen. Der 
Westberliner CDU-Vorsitzende Franz 
Amrehn sprach davon, dass gegen die in 
Tutzing geäußerten Gedanken von An¬ 
fang an „entschiedenster Widerstand“ 
organisiert werden müsste. Die gesamte 
bürgerliche Presse, mit Ausnahme der 
„Frankfurter Rundschau“, verurteilte 
Bahrs konzeptionelle Überlegungen. 
Die Springer-Gazetten schäumten. Und 
die DDR? 

In ihrem streng geheimen Bulletin für 
Führungskräfte in Politik und Militär 
vermerkte die CIA am 23. Juli 1963 
(„Central Intelligence Bulletin“), dass 
die Presse der DDR jeden direkten 
Kommentar zu Bahrs Ausführungen 
vermieden, aber ausführliche Zitate 
aus seiner Rede wiedergegeben habe. 
Dies betreffe besonders jene Passagen, 
in denen er sich von einer „Alles-oder- 
nichts-Politik“ in den Beziehungen zur 
DDR verabschiedet hätte und in denen 
die Notwendigkeit gesteigerter Kontak¬ 
te zwischen West und Ost hervorgeho¬ 
ben worden sei. Auch die Langfristigkeit 
des Prozesses der Wiedervereinigung, 
die in der DDR jener Zeit noch ein we¬ 
sentliches Ziel ihrer Politik darstellte, 
werde zitiert. 

Natürlich machte sich innerhalb der 
Führungen der SED- und Staatsfüh¬ 
rung niemand Illusionen über das lang¬ 
fristige Ziel der Bahrschen Strategie, 
die in einer „Wiedervereinigung“ nach 
der Blaupause der BRD bestand. Doch 
dazu gehörten natürlich zwei. „Einwir¬ 
kungen von außen“ - nach welchem 
Konzept auch immer - können nur dann 
Wirkung zeigen, wenn die inneren Zu¬ 
stände in dem betreffenden Land von 
einer tiefgehenden Krise geprägt sind. 
Und davon konnte in der damaligen 
DDR keine Rede sein. Die Situation än¬ 
derte sich dramatisch, als - mit den Wor¬ 
ten von Egon Krenz - im Herbst 1989 
der Graben zwischen Volk und Partei, 
zwischen Parteiführung und Parteimit¬ 
gliedschaft so groß geworden war wie 
nie zuvor. 

Eine Einschätzung, die nicht nur für die 
DDR, sondern alle sozialistischen Län¬ 
der Geltung beanspruchen konnte. 
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Das Trennende „beiseitegeschoben“ 


An den Weltfestspielen 1973 in Berlin, der Hauptstadt der DDR, beteiligte sich 
eine weltanschaulich breit zusammengesetzte Delegation 



„Ja, ja, wir treffen uns, auf jeden Fall, 
Sommer 73, zum X. Festival“ das war 
eines der vielen Lieder mit denen zu 
den X. Weltfestspielen der Jugend und 
Studenten mobilisiert wurde. 

In diesem Sommer 2013: sind 40 Jah¬ 
re vergangen und damit die Zeit ge¬ 
kommen für eine kleine Erinnerung 
mit Rolf Priemer* und Dirk Krüger**, 
zwei Aktivisten, die großen Anteil da¬ 
ran hatten, dass am 28. Juli 1973 die 
weltanschaulich und politisch breitest¬ 
möglich zusammengesetzte Jugend- 
und Studenten-Delegation aus der 
Bundesrepublik in das „Stadion der 
Weltjugend “ einmarschierte. 

Die UZ befragte die beiden nach ihren 
Eindrücken und Erinnerungen. 

UZ: 1973, was war das für ein Jahr? 


Rolf Priemer: Vergessen werden soll¬ 
te auch nicht die große und wichtige 
Konferenz für Sicherheit und Zusam¬ 
menarbeit in Europa (KSZE), die im 
Juli 1973 in Helsinki stattfand. 

Dirk Krüger: In Vorbereitung auf die 
Teilnahme am Festival beriefen sich 
Teile der bundesdeutschen Delegati¬ 
on immer wieder auf den Korb 3 der 
Schlussakte, in dem Erleichterungen 
von menschlichen Kontakten ange¬ 
strebt wurden. 


tischen Jugend (WBDJ) ins Leben ge¬ 
rufen. Das 1. Festival fand 1947 in Prag 
statt. 17 000 Teilnehmer aus 71 Län¬ 
dern nahmen daran teil. Beide Ereig¬ 
nisse waren ein erfolgreicher Versuch 
die Schrecken des 2. Weltkriegs zu 
überwinden, der, vom faschistischen 
Deutschland angezettelt, über 50 Mil¬ 
lionen Menschen den Tod brachte und 
ganze Städte und Landschaften zer¬ 
störte. Freundschaft, Verständigung 
und die Erhaltung des Friedens stan¬ 
den im Mittelpunkt dieses Festivals. 




Rolf Priemer: Das wichtigste Ereig¬ 
nis aus bundesdeutscher Sicht war die 
im Mai und Juni 1973 erfolgte Ratifi¬ 
zierung des Grundlagenvertrags zwi¬ 
schen der BRD und der DDR, was 
praktisch die Aufgabe der reaktionä¬ 
ren und revanchistischen Hallstein- 


UZ: Wie kam es dazu, die X. Weltfest¬ 
spiele erneut in der DDR durchzufüh¬ 
ren? 

Rolf Priemer: Dazu ist ein kleiner 
historischer Rückblick erforderlich. 


Dirk Krüger: Diese Grundideen ha¬ 
ben auch die folgenden Festivals 1949 
in Budapest, 1951 in Berlin/DDR, 1953 
in Bukarest, 1955 in Warschau, 1957 in 
Moskau, 1959 in Wien, 1962 in Helsinki, 
1968 in Sofia und 1973 wieder in Berlin/ 
DDR geprägt. 

UZ: Gibt es die Weltfestspiele heute 
noch? 

Rolf Priemer: Ja, natürlich. 1978 fan¬ 
den sie in Havanna statt, 1985 wieder 
in Moskau, 1989 in Pjöngjang, 1997 wie¬ 
der in Havanna, 2001 in Algier, 2005 in 
Caracas und 2010 in Pretoria. 

Dirk Krüger: 1973 war ich selber ak¬ 
tiv an der Vorbereitung und Teilnahme 
einer bundesdeutschen Delegation be¬ 
teiligt. 1978 als Vertreter der SDAJ im 
Büro des WBDJ international enga¬ 
giert - und 1985 war ich „Ehrengast“ 
des Festivals in Moskau. Ich erinnere 
mich noch an die unglaublich lebendi¬ 
ge, quirlige Situation und die interes¬ 
santen Diskussionen auf dem „Roten 
Platz“. 

UZ: Kommen wir zurück zum X. Festi¬ 
val. Was waren die Gründe, die X. Welt¬ 
festspiele 1973 erneut nach Berlin/DDR 
zu vergeben? 

Rolf Priemer: Es war die eingangs be¬ 
reits skizzierte politische Situation in 
Europa, die den WBDJ ermunterte, 
das X. Festival in dieses Land, in diese 
Stadt, ins Zentrum Europas zu verge¬ 
ben. Es herrschte ein fühlbarer Geist 
der Entspannung und der Zusammen¬ 
arbeit. Friedliche Koexistenz zwischen 
Staaten mit unterschiedlicher Gesell¬ 
schaftsordnung war auf die Tagesord¬ 
nung gesetzt. 

Dirk Krüger: Hinzu kam die unbeding¬ 
te Zustimmung der FDJ, die weltweit 



Bilder oben: Auf dem Festival den meisten Teilnehmern eine Herzenssache: Die 
internationale Solidariät mit den um ihre Befreiung ringenden Völker. 


Aufmacher-Bild oben: Einmarsch der BRD-Delegation (Personen von rechts nach 
links: Rolf Priemer, SDAJ; Dirk Krüger, VDS/AKF; Dieter Lasse, SJD - Die Falken; 
Werner Lichtwark, Evangelische Jugend; Günther Schultz,Jungsozialisten; Pit 
Weber (DBJR); Walter Haas, DGB-Jugend. 

Bild oben: Teil der bundesdeutschen Delegation. 

Bild unten: Zur bundesdeutschen Delegation gehörten auch Künstlerinnen und 
Künstler wie Dietrich Kittner, Fasia Jansen und Dieter Süverkrüp. 




Bild oben: Provokateure in Aktion. Die Junge Union, aber auch „gestandene“ 
Politiker der CDU versuchen, die Festivalstimmung zu stören, erhalten in 
Diskussionen aber Kontra. 
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allergrößte Anerkennung genoss, und 
der Wechsel an der Spitze der SED und 
des Staates DDR vom erkrankten Wal¬ 
ter Ulbricht zu Erich Honecker. 

UZ: Wie lief das nun in der Bundesre¬ 
publik? 

Rolf Priemer: In all den Jahren des 
„Kalten Krieges“ haben beträchtliche 
Teile der Jugend und Studenten kei¬ 
ne Notiz vom Festival genommen, ihm 
praktisch die kalte Schulter gezeigt. Sie 
erlagen der Kalten-Kriegs-Propagan- 
da. So wurde der Arbeitskreis Festival 
(AKF) zum alleinigen Träger der Festi¬ 
validee. Ihm ist es gelungen immer wie¬ 
der eine politisch und weltanschaulich 
breit zusammengesetzte Delegation 
mit viel politischer und vor allem kul¬ 
tureller Prominenz zu den Festivals zu 
entsenden. 

Dirk Krüger: Nach meinem Ausschei¬ 
den aus dem Vorstand des Verbandes 
Deutscher Studentenschaften (VDS) 
wurde ich Sprecher des AKF. Wir konn¬ 
ten schnell neue Mitglieder gewinnen 
und wandten uns nach dem Bekannt¬ 
werden des Beschlusses des WB DJ, das 
X. Festival nach Berlin/DDR zu verge¬ 
ben, an den Bundesjugendring, der da¬ 
mals von Pit Weber, dem späteren per¬ 
sönlichen Sekretär von Oskar Fafon- 
taine, geleitet wurde und an den Ring 
politischer Jugend. Unser Ziel war klar: 
Wir wollten, dem entstandenen Geist 
der Entspannung und Zusammenarbeit 
entsprechend, eine möglichst breit zu¬ 
sammengesetzte Jugend- und Studen¬ 
tendelegation zum Festival entsenden. 

UZ: Wie lief das konkret? 

Dirk Krüger: Die Verbände und Or¬ 
ganisationen, die nicht im AKF waren, 
wollten die Chance, sich in der DDR 
und vor der Weltjugend zu produzie¬ 
ren, nicht verpassen. Eine Nichtteil¬ 
nahme wäre auch eine Missachtung 
des Entspannungsprozesses gewesen. 
Auf der anderen Seite scheuten sie 
eine Mitgliedschaft im AKF, dem nach¬ 
gesagt wurde, „kommunistische Tarn¬ 
organisation“ zu sein. Die CDU ver¬ 
mutete sogar das Aufkommen einer 
„Volksfront“ im Jugend- und Studen¬ 
tenbereich. Nun waren diese Verbände 
in einer Klemme: der WB DJ legte die 
WFSP immer in die Hände eines In¬ 
ternationalen Vorbereitungskomitees 
(IVK). Dieses IVK erkannte aber pro 
Fand nur ein Nationales Festivalkomi¬ 
tee an. Das war im Falle der Bundesre¬ 
publik der AKF. So war man, wenn man 
so sagen darf, zur Einigung verdammt. 
Vor diesem Hintergrund kam es zu in¬ 
tensiven Gesprächen, die Pit häufig mit 
der Redewendung beendete „Die Kuh 
muss vom Eis!“ 

Rolf Priemer: Schließlich entschloss 
sich diese Gruppe, sich in der eiligst 
und nur für diesen Zweck gegründeten 
Koordinierungsgruppe X. Weltfestspie¬ 
le zusammenzuschließen. 

AKF und Koordinierungsgruppe bilde¬ 
ten dann nach langen zähen Verhand¬ 
lungen, die häufig zu scheitern drohten, 
den „Initiativausschuss X. Weltfestspie¬ 
le“. Ein gemeinsamer Aufruf und eine 
Vereinbarung über die Zusammenar¬ 
beit wurden einstimmig beschlossen 
und bildeten die Grundlage für die 
Vorbereitung und die Teilnahme am 
Festival. 


o 

£ 



So gut besucht wie hier am Berliner Fernsehturm war viele der Veranstaltungen während des Festivals. Nebenan auf dem 
Alweanderplatz wurde derweil heftig diskutiert... 


Dirk Krüger: Und so kam es denn, dass 
am 28. Juli 1973 die bis heute breitest¬ 
möglich politisch und weltanschaulich 
zusammengesetzte Delegation der Ju¬ 
gend und Studenten aus der Bundesre¬ 
publik zu den Klängen des Volksliedes 
„Horch, was kommt von draußen rein 
... “ ins Stadion der Weltjugend einmar¬ 
schierte. Wir waren 800 Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen aus der BRD. 

UZ: Könnt ihr ein paar Höhepunkte be¬ 
schreiben? 

Rolf Priemer: Man muss beden¬ 
ken, dass jeder Tag einen besonderen 
Schwerpunkt hatte. Für uns von der 
SDAJ war der 29. Juli ein ganz wich¬ 
tiger Höhepunkt: Es ging um die „So¬ 
lidarität mit den Völkern, der Jugend 
und den Studenten Vietnams, Faos‘ 
und Kambodschas - jetzt erst recht!“. 
Wir konnten in den bewegenden Be¬ 
gegnungen mit unseren vietname¬ 
sischen Freunden und Genossen im 
Gorki-Theater, vor allem mit dem jun¬ 
gen Mädchen Vo Thi Ein unsere Soli¬ 
daritätsarbeit vorstellen und den Dank 
entgegennehmen. Wir, von der SDAJ, 
hatten in den Jahren 1969 bis 1973 in 
jedem Jahr umfangreiche Solidaritäts¬ 
aktionen durchgeführt. Wir hatten zum 
Beispiel den berühmten Fußballer Paul 
Breitner für unseren Aufruf „Ein Stun¬ 
denlohn für Vietnam“ gewonnen. Ein 
ganz bewegender Höhepunkt war vor 
allem die Begegnung mit Angela Davis, 
der Freiheitskämpferin aus den USA. 
Für uns alle war auch die Begegnung 
mit der chilenischen Delegation au¬ 
ßerordentlich bewegend, die auf ih¬ 
rer Reise von Paris nach Berlin an 
vielen westdeutschen Bahnhöfen von 
der SDAJ stürmisch begrüßt wurde. In 
Berlin trafen wir uns dann auch noch 
mit Gladys Marin. Viele von ihnen wur¬ 
den im September vom faschistischen, 
vom US-Imperialismus angezettelten 
Putsch in ihrem Fand überrascht, konn¬ 
ten die Rückreise nicht mehr antreten 
und wurden solidarisch in der DDR 
aufgenommen. 



Angela Davis, viel gefeierter Gast des Festivals bei einem Treffen mit Vertrerln- 
nen der vietnamesischen Delegation. 


Dirk Krüger: Ich habe eine besonders 
positive Erinnerung an die Schallplat¬ 
te „Für antiimperialistische Solidarität, 
Frieden und Freundschaft“, die wir vom 
AKF herausgegeben und verkauft ha¬ 
ben. Alle Künstler, unter ihnen „Die 
Conrads“, „Floh de Cologne“ Dieter 
Süverkrüp, Dietrich Kittner, Hanns 
Dieter Hüsch, Hannes Stütz, Franz Jo¬ 
sef Degenhardt und Fasia Jansen haben 
kostenlos dazu beigetragen. So konn¬ 
ten wir einen großen Betrag an den 
internationalen Solifonds überweisen. 
Aus ihm wurden die Reisekosten für 
die Delegationen, die in ihren Fändern 
in tiefster Unterdrückung lebten, be¬ 
zahlt. Dadurch wurde ihre Teilnahme 
am Festival überhaupt erst möglich. 

Rolf Priemer: Ein weiterer, ganz wich¬ 
tiger Tag wurde für uns der 2. August. 
An diesem Tag ging es um „Solidarität 
mit den Völkern, der Jugend und den 
Studenten, die gegen Monopole, die 
Ausbeutung, Militarismus, Faschismus 
und Unterdrückung kämpfen“. Das war 
auch unser Tag! Wir beteiligten uns mit 
zahlreichen Beiträgen an den verschie¬ 
denen Diskussionsforen und konnten 
dabei aus unseren vielfältigen Erfah¬ 
rungen schöpfen. Aber wir konnten 
auch viel bei den Begegnungen und 
von den Beiträgen aus anderen kapi¬ 
talistischen Fändern lernen. Ein Höhe¬ 
punkt war meine Rede in der Gedenk¬ 
stätte Buchenwald, die ich im Namen 
des Initiativausschusses halten durfte. 

Dirk Krüger: Der Höhepunkt an die¬ 
sem Abend war unbestreitbar die Prä¬ 
sentation unseres „Nationalen Festival¬ 
programms“ im Theater des Berliner 
Ensembles, dem bekannten „Brecht- 
Theater“. Das Politbüromitglied Kurt 
Hager begrüßte uns in dem vollbe¬ 
setzten Theater. Im Zentrum unseres 
Nationalen Festivalprogramms stand 
die Aufführung der Szenischen Kan¬ 
tate „Streik bei Mannesmann“. Der 
Text stammte aus der Feder von Eri¬ 
ka Runge. Die Musik war eine Kollek¬ 
tivarbeit der Musik-Gruppe „Hinz & 
Kunst“, eine Gruppe junger Musiker 
und Komponisten aus Hamburg. Das 
Ganze war ein Projekt des VDS zu den 
X. Weltfestspielen. Die künstlerische 
Projektleitung hatte kein Geringerer 
als Hans Werner Henze! Das war eine 
Sensation! 

Ich möchte an dieser Stelle besonders 
Wolfgang Florey danken, der das Pro¬ 
jekt überhaupt erst möglich gemacht 
hat und selbst am Violoncello saß. Spä¬ 
ter wurde die Kantate dann von pläne 
als Schallplatte herausgegeben. 

Der bewegende Tag wurde mit einem 
Empfang und vielen Gesprächen im 
Garten der „Ständigen Vertretung“ der 
BRD in der DDR abgeschlossen. 

UZ: Gibt es eine Bilanz? 

Rolf Priemer: Ja, natürlich. Die Bilanz 
geht in mehrere Richtungen. Erstens 


und selten eine solch geballte Fadung 
von Schwachsinn, bewusster Provoka¬ 
tion, bewusster Falschmeldungen, be¬ 
wusster aber schließlich erfolgloser 
Einflussnahme gelesen. Aber es hat 
ihnen alles nichts genützt - auch nicht 
das provokative Auftreten der Jungen 
Union (In gelben Hemdchen auf dem 
Alex), des RCDS und ihrem Hilfsshe¬ 
riff Wohlrabe, den Herbert Wehner als 
„Übelkrähe“ bezeichnete. Wichtig war, 
dass alle teilnehmenden Organisatio¬ 
nen und Verbände dem Druck nicht 
nachgegeben haben und eine positive 
Bilanz zum Festival und zu den Mög¬ 
lichkeiten gezogen und veröffentlicht 
haben, sich in das Programm einzubrin¬ 
gen, daran aktiv teilzunehmen. 

Rolf Priemer: Zur Bilanz gehören na¬ 
türlich auch die großartige und bewe¬ 
gende Abschlussfeier mit Angela Da¬ 
vis und die feierliche Verabschiedung 
des „Abschlussappells der X. Weltfest¬ 
spiele“, der an Aktualität nichts verlo¬ 
ren hat. 

Dirk Krüger: Danach war ich so fertig, 
dass ich noch auf der Tribüne kurz ein¬ 
geschlafen bin. Am nächsten Morgen 
waren bereits die Bagger zum Bau des 
„Palastes der Republik“ aufgefahren. 


gilt auch heute noch, 40 Jahre später, 
unser Dank der FDJ, der SED, der Ju¬ 
gend und den Studenten, dem ganzen 
Volk der DDR für dieses wunderbare 
Festival. Sie waren überaus herzliche 
Gastgeber! Zweitens gehört zur Bi¬ 
lanz, dass es bei allen Schwierigkeiten 
gelungen ist, eine solch breite Delega¬ 
tion aus der BRD zusammenzustellen. 
Die ursprüngliche Trennung war bald 
überwunden und auch die Feitung hat 
gut gearbeitet. Das war nicht immer 
leicht - aber es hat geklappt. 

Dirk Krüger: Es sind auch Freund¬ 
schaften entstanden, die bis heute nicht 
völlig verblasst sind. So treffe ich immer 
mal wieder auf Funktionäre in höchs¬ 
ten politischen Positionen, die sich bei 
unserem Zusammentreffen noch an das 
Festival erinnern. In einem Fall haben 
wir gemeinsam das Fied „Jugend aller 
Nationen, uns vereint...“gesungen. 

Rolf Priemer: Wer nicht mitgespielt 
hat, war natürlich die bundesdeutsche 
Presse. Auch das gehört zur Bilanz. Sie 
schäumte bereits, als der „Initiativaus¬ 
schuss“ gegründet war. Sie schäumte 
noch mehr über die aktive Vorberei¬ 
tung. Der Höhepunkt war natürlich 
das Festival selbst. 

Dirk Krüger: Ich habe in Vorbereitung 
auf dieses Gespräch erneut in dem um¬ 
fangreichen „Pressespiegel“ geblättert 



* Rolf Priemer war Mitbegründer der 
SDAJ und von 1968 bis 1974 deren Bun¬ 
desvorsitzender; 



** Dirk Krüger war erstes Mitglied des 
MSB Spartakus im Vorstand des Ver¬ 
bandes Deutscher Studentenschaften 
(VDS) und Sprecher des AKF, später Ver¬ 
treter der SDAJ im Büro des WBDJ in Bu¬ 
dapest. 


Initiativausschuss X. Weltfestspiele 

Am 12. Dezember 1972 vereinbarten die Vertreter des Arbeitskreises Festival (Dirk 
Krüger, Verband Deutscher Studentenschaften und Sprecher des AKF; Rolf Prie¬ 
mer, Bundesvorsitzender der SDAJ und Ulrich Sander, SDAJ-Bundesvorstands- 
mitglied) und die Vertreter der Koordinierungsgruppe X. Weltfestspiele (Walter 
Haas, DGB-Bundesjugendsekretär; Dieter Lasse, Bundesvorsitzender der SJD 
-Die Falken und Sprecher der Koordinierungsgruppe sowie Karsten Voigt, stell¬ 
vertretender Bundesvorsitzender der Jungsozialisten in der SPD) die Bildung 
eines gemeinsamen „Initiativausschuss X. Weltfestspiele“. 

Mitglieder des Arbeitskreises Festival: 

Verband Deutscher Studentenschaften (VDS); Sozialistische Deutsche Arbei¬ 
terjugend (SDAJ); Sozialdemokratischer Hochschulbund (SHB); Marxistischer 
Studentenbund MSB Spartakus; Studentenverband der Sozialhochschulen 
(SVS); Schülermitverwaltung der allgemeinbildenden Schulen des Landes NRW; 
Landesjugendpresse NRW; Deutsche Friedensgesellschaft/Internationale der 
Kriegsdienstverweigerer (DFG/IdK); Verband der Kriegsdienstverweigerer (VK); 
Service Civil International/Deutscher Zweig (SCI); Demokratischer Kulturbund 
Deutschlands; Werkkreis Literatur der Arbeitswelt; Arbeitsgemeinschaft Pläne; 
Unidoc-Filmgesellschaft; Jugendmagazin elan; Antiimperialistisches Informa¬ 
tionsbulletin, Deutsche Friedensunion/Jugendarbeitskreis (DFU); Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes (VVN) - Bund der Antifaschisten. 

Mitglieder der Koordinierungsgruppe X. Weltfestspiele: 

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend; Bund der Deutschen Katho¬ 
lischen Jugend; Bund Deutscher Pfadfinder; Deutsche Beamtenbund-Jugend; 
Deutsche Esperanto-Jugend; Deutsche Jungdemokraten; Deutsche Schreberju- 
gend; Gewerkschaftsjugend/DGB; Jugend der Deutschen Angestelltengewerk¬ 
schaft; Junge Europäische Föderalisten; Jungsozialisten in der SPD; Naturfreun¬ 
dejugend Deutschlands; Solidaritätsjugend Deutschlands im RKB; SJD - Die 
Falken; Verband Christlicher Pfadfinder. 

Der Initiativsausschuss hat seine Mitgliedsverbände zur aktiven Vorbereitung 
und zurTeilnahme an den X. Weltfestspielen der Jugend und Studenten in Ber¬ 
lin aufgerufen. 
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„Stand Your Ground“... 


FELDPOST 


... nennt man die umstrittene Bestimmung, die es zuerst in Florida erlaubte, 
sich mit Waffengewalt zu verteidigen, wenn man sich nur angegriffen fühlt. 
Im „Florida Statute“ heißt es (in deutscher Übersetzung): „Eine Person, die 
nicht in eine ungesetzliche Handlung verwickelt ist und an einem Ort atta¬ 
ckiert wird, an dem sie das Recht hat, sich aufzuhalten, hat nicht die Pflicht, 
zurückzuweichen und hat das Recht, nicht von der Stelle zu weichen und 
Gewalt mit Gewalt zu begegnen, einschließlich tödlicher Gewalt, wenn diese 
Person vernünftigerweise glaubt, diese sei notwendig, um ihr Leben oder das 
anderer zu schützen oder sich oder andere vor schwerer körperlicher Verlet¬ 
zung zu schützen oder die Begehung eines Gewaltverbrechens zu vermeiden.“ 
Auf dieser Grundlage wurde jetzt der Weiße George Zimmerman freigespro¬ 
chen, der den jugendlichen Afro-Amerikaner Trayvon Martin 2012 erschos¬ 
sen hatte. 

Etwaige Ähnlichkeiten mit den Denkstrukturen des obigen Hitlerschen 
Grundsatzes sind natürlich rein zufällig. AR 
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Meine progressive Woche 

Vom 6. bis 12. Juli 


Dienstag 

Zschäpe schweigt. Umso eifriger spe¬ 
kulieren viele der renommiertesten 
Blätter über die Gründe der Terroris¬ 
tin. Wie bei Spekulationen üblich zer¬ 
fasern sie ins Uferlose. Trotzdem ist ih¬ 
nen eins gemeinsam: Mit Faschismus, 
Mord und Schuld haben sie allesamt 
nichts zu tun. 

Deshalb ein paar spekulative Fragen 
von dieser Stelle: 

War Zschäpe wirklich an keinem Tatort 
dabei? Wer hat das jeweilige Fluchtau¬ 
to gefahren? Wo war Zschäpe, als ihre 
Komplizen starben? Wer hat die Opfer 
ausgesucht? Wer hat die Verhöhnungs¬ 
videos erstellt? Wer hat die Opferfotos 
entwickelt? Wer hat die Zeitungsmel¬ 
dungen über die Verbrechen gesam¬ 
melt? 

★ 

Als der Hamburger Schauspieler Hen¬ 
ry Vahl starb, machte die Bildzeitung 
daraus ein Medienereignis. BLÖD saß 
am Krankenbett und veröffentlichte 
beinahe täglich mitfühlende Bulletins 
vom Zustand des Todkranken. 

Dem damaligen Under-Cover-Bild- 
reporter Günter Wallraff verdanken 
wir den Blick hinter die Kulissen die¬ 
ses Mitgefühls. In der Redaktion hatte 
man einen „Sarg“ gebastelt, aus dem 
man Henry Vahl herausziehen konnte, 
wenn Mangel an Schlagzeilen herrsch¬ 
te. Zynisch, aber auch primitiv. 


Peer Steinbrück, der „Kandidat“, muss 
aufpassen, dass er nicht auf dieses Ni¬ 
veau herabsinkt. 

Seine Anekdote, dass Helmut Schmidt 
Mentholzigaretten bunkert, mag humo- 
rig gemeint sein. Sie ist aber vor allem 
taktlos. 

Da ist auch Verzweiflung angesichts der 
Wahlchancen keine Ausrede. Vom poli¬ 
tischen Unsinn, den Steinbrück damit 
verzapft, gar nicht zu reden. 

Mittwoch 

Das demografische Schreckgespenst 
vom Aussterben der Deutschen ist be¬ 
kanntlich vor allem ein Gespenst und 
als solches irreal. Die erhöhte Produk¬ 
tivität fegt alle Rentensorgen hinweg - 
wenn sie denn denen zugutekommt, die 
sie erarbeiten. 

Die sinkende Geburtenzahl in Euro¬ 
pa im Angesicht der Wirtschaftskrise, 
wie sie das Max-Planck-Institut heute 
vermeldet, ist denn auch nicht wirk¬ 
lich zum Fürchten. Ein Warnsignal ist 
sie trotzdem. Wo Frauen keine Kinder 
mehr gebären wollen oder können, sin¬ 
ken Lebensqualität und Lebensfreude. 
Ja, der Sinn des Lebens geht uns verlo¬ 
ren, wenn wir nicht mehr in der Lage 
sind, uns zu reproduzieren. 

Es sind die Gier der Reichen und die 
Willfährigkeit der Politik, die zuneh¬ 
mend wie ein Alp auf den Völkern Eu¬ 
ropas liegen. Schütteln wir sie endlich ab. 


Donnerstag 

US-Marineminister Ray Mabus meint 
„die Zukunft zu sehen“ und freut sich. Er 
war dabei, als die schwere Kampfdrohne 
X-47B schon beim ersten Landeanflug 
ohne Komplikationen auf dem Flugzeug¬ 
träger „USS George H.W. Bush“ lande¬ 
te. Was Militaristen freut, ist auch in die¬ 
sem Fall ein Graus für die Menschheit. 
Die Perspektive des Einsatzes von unbe¬ 
mannten Tötungsmaschinen jeder Grö¬ 
ßenordnung an jedem Ort unseres Plane¬ 
ten ist mit dieser Landung technisch ein 
wichtiges Stück vorangekommen. 

Dass das die Zukuunft wird, liegt al¬ 
lerdings nicht in der Hand von Mili¬ 
taristen wie Mabus; jedoch nur dann, 
wenn wir die Sache in die Hand neh¬ 
men. Der Kampf gegen Drohnen wird 
immer wichtiger. 

Freitag 

„Microsoft gewährt keiner Regierung 
pauschal oder direkt Zugang zu SkyD- 
rive, Outlook.com, Skype oder einem 
anderen Microsoft-Dienst.“ Dieses De¬ 
menti ist eine reine Schutzbehauptung 
und rechnet auf unser schlechtes Ge¬ 
dächtnis. Schon seit Jahren ist bekannt, 
dass es keine Lizenzen für Softwareent¬ 
wickler gibt, wenn sie den Geheimdiens¬ 
ten nicht die Quellcodes ausliefern. Da¬ 
nach sind alle Programme und alle mit 
ihnen ausgeführten Operationen offene 
Bücher. Adi Reiher 


Nach dem Super-GAU von Fukushima 

Japanische Anti-Atomkraft-Aktivisten berichten 



Yosuke Oda, Nobuo Manabe, Chieko Shiina und die Autorin (v.l.n.r.) 


Im japanischen AKW Fukushima- 
Daiichi ist aktuell innerhalb weniger 
Tage die radioaktive Belastung mas¬ 
siv angestiegen. Aus einem angeblich 
noch unentdeckten Leck sind radioak¬ 
tive Stoffe ins Grundwasser geraten. 
Noch im Juni hatte die Betreiberfirma 
Tepco beteuert, das Grundwasser sei 
geschützt. Tepco behauptet, die Ur¬ 
sache für die neue Kontamination sei 
noch nicht bekannt - und auch nicht, 
ob kontaminiertes Wasser ins Meer 
geflossen sei. Die Caesium-Belastung 
lag letzte Woche Dienstag 90-mal hö¬ 
her als noch drei Tage zuvor. Der Le¬ 
vel des mutmaßlich krebserregenden 
Caesium-134 sei auf 9 000 Becque¬ 
rel pro Liter gestiegen. Der zulässi¬ 
ge Grenzwert liegt bei 60 Becquerel. 
Auch die Grundwasserbelastung mit 
Caesium-137 schoss auf 18 000 Bec¬ 
querel pro Liter hoch, was 200-mal 
höher ist als erlaubt. Die Stoffe gel¬ 
ten als krebserregend, wenn sie sich 
in Muskeln und Knochen ansammeln. 
Die Belastung durch andere gefähr¬ 
liche Substanzen ist ebenfalls in den 
vergangenen Tagen angestiegen. 
Kürzlich wurde ebenfalls bekannt, 
dass der Direktor des havarierten 
Atomkraftwerkes von Fukushima tot 
ist. Masao Yoshida, der das Kraftwerk 
während des Tsunamis vor zwei Jahren 
leitete, verstarb an Speiseröhrenkrebs. 
Tepco erklärte, die Erkrankung stehe 
nicht in Zusammenhang mit dem Un¬ 
glück. Letzte Woche sind in Japan neue 
Sicherheitsbestimmungen für Atom¬ 
kraftwerke in Kraft getreten. Zeit¬ 
gleich beantragte die Stromwirtschaft 
die Wiederinbetriebnahme von zehn 
Reaktoren. Zur Zeit sind nur zwei der 
50 japanischen Reaktoren am Netz. 

Im Juni 2012 hat ethecon - Stiftung 
Ethik & Ökonomie in Tokio den 
Schmähpreis der Stiftung, den Interna¬ 
tionalen ethecon Black Planet Award 
2011, den Verantwortlichen des Tepco- 
Konzerns überreicht, die das AKW Fu¬ 
kushima betreiben. Die Übergabe er¬ 
folgte in enger Zusammenarbeit mit ja¬ 
panischen Anti-Atomkraft-Aktivisten. 
Eine kleine Delegation von diesen ist 
nun in Deutschland unterwegs gewe¬ 
sen, um über die Lage in Japan nach 
dem Super-GAU von Fukushima zu 
berichten. Im Rahmen einer Informa¬ 
tionsveranstaltung schilderten Chieko 
Shiina von den „Müttern von Fukushi¬ 
ma“ und Yosuke Oda vom japanischen 


Anti-Atomkraft-Bündnis NAZEN 
auch die Kluft zwischen der offiziellen 
Darstellung durch die Regierung und 
der Realität. Eine Bestandsaufnahme. 
Vor dem Super-GAU in Fukushima 
war die Mehrheit der japanischen Be¬ 
völkerung für die Nutzung von Atom¬ 
kraft. Das lag vor allem daran, dass 
Atomkraft und Atomkraftwerke etwas 
waren, das für die meisten Japaner weit 
entfernt erschien und worüber sie sich 
keine Gedanken gemacht haben. Das 
hat sich heute völlig verändert. Mittler¬ 
weile sind zwischen 70 und 80 Prozent 
der Japaner gegen Atomkraft. 
Dennoch plant die im Dezember ge¬ 
wählte Regierung des japanischen Mi¬ 
nisterpräsidenten Abe, die abgeschalte¬ 
ten Atomreaktoren wieder ans Netz zu 
bringen. Zur Zeit laufen nur zwei von 
50 Atomreaktoren. Weitere vier waren 
schon vor der Katastrophe nicht mehr 
funktionstüchtig. Erstaunlicherweise 
gibt es keine spürbaren Auswirkungen 
auf die Stromversorgung. Im Prinzip 
gibt es also keinen zwingenden Grund, 
die Reaktoren wieder anfahren zu las¬ 
sen. Vom Stromsparen wird immer 
noch gesprochen, aber nicht mehr so 
oft wie direkt nach dem Super-GAU. 
Dabei handelt es sich nach Ansicht der 
Aktivistinnen sowieso um die Abwäl¬ 
zung der Verantwortung auf die Schul¬ 
tern der Verbraucher. Es gibt keine 
offizielle Pflicht zum Stromsparen. Al¬ 
lerdings werden beispielsweise in der 
Präfekturverwaltung Fukushima die 
Räume nicht mehr so hell beleuchtet 
wie früher. Andere Regionen handha¬ 
ben das ähnlich. 


Eigentlich müsste der für das AKW Fu¬ 
kushima verantwortliche Energiekon¬ 
zern Tepco enorm hohen Schadenersatz 
zahlen. Doch sowohl Tepco als auch der 
Staat kommen nur für einen Bruchteil 
der eigentlich ausstehenden Schaden¬ 
ersatzsumme auf. Meist müssen die von 
der radioaktiven Verstrahlung Betroffe¬ 
nen selbst sehen, wie sie zurechtkom¬ 
men. Dass Regierungsvertreter behaup¬ 
ten, eine jährliche Belastung von 20 
Millisievert sei ungefährlich, ist nur ein 
Beispiel für den rücksichtslosen Um¬ 
gang Japans mit der eigenen Bevölke¬ 
rung. Eine Zeitlang kam es deswegen 
zu immer größeren Demonstrationen, 
die ihren Höhepunkt im Juni und Juli 
2012 fanden, als die Teilnehmerzahlen 
bei rund 200 000 Menschen lagen. Nach 
wie vor wird jeden Freitag demonstriert. 
Jetzt steigt die Teilnehmerzahl langsam 
wieder. Besonders die Anwohner der 
landesweiten AKWs haben angefangen, 
sich zu wehren. 

„Wir von NAZEN finden es einerseits 
wichtig, dass es Demonstrationen mit 
möglichst vielen Teilnehmern gibt“ er¬ 
klärt Yosuke Oda. „Andererseits ist uns 
aber vor allem die konkrete Hilfe und 
Unterstützung der Betroffenen durch 
die Betreuung in Kliniken und durch 
Erholungscamps sehr wichtig. Beson¬ 
ders wichtig finden wir auch, die Men¬ 
schen auf die körperinnere Verstrah¬ 
lung hinzuweisen. Das ist eine Gefahr, 
die viele unterschätzen.“ Das liegt zum 
Teil daran, dass es nur wenige kritische 
Zeitungen in Japan gibt. Die meisten 
Zeitungen geben sich als Sprachroh¬ 
re der Regierung, besonders die Wirt¬ 


schaftszeitungen. Daher kommt es nur 
selten zu einer ehrlichen Berichterstat¬ 
tung. Gleichzeitig tut die japanische 
Regierung so, als sei die Situation vor 
Ort wieder normal, obwohl das ganz 
und gar nicht der Fall ist. Sie veranstal¬ 
tet Marathons für Kinder und Volks¬ 
feste in der Region Fukushima, ohne 
sich um die gesundheitlichen Folgen 
für die Kinder und die Anwohner zu 
kümmern. Denn in der Region Fuku¬ 
shima wurden die meisten Straßen bes¬ 
tenfalls oberflächlich dekontaminiert. 
Zum Teil warfen die Arbeiter die ver- 
strahlte Erde einfach in den nächsten 
Fluss. Sie selbst müssen teilweise ohne 
Schutzkleidung und Maske arbeiten 
und atmen ständig radioaktiven Staub 
ein. Um ihre Gesundheit kümmert sich 
niemand. Chieko Shiina von den Müt¬ 
tern von Fukushima klagt: „Während 
große Konzerne viel Geld bekommen 
für diese so genannte Dekontaminie¬ 
rung, erhalten die Arbeiter vor Ort nur 
einen Hungerlohn. Aber sie haben kei¬ 
ne Alternative.“ Denn für die Bewoh¬ 
ner der Region gibt es kaum andere 
Arbeitsstellen. 

Dabei gibt es in Fukushima an einigen 
Orten Hot Spots, in denen die Strah¬ 
lung mehr als 1 Mikrosievert pro Stun¬ 
de beträgt. Wissenschaftlich als unbe¬ 
denklich gelten jedoch nur Werte bis 
zu 0,1 Mikrosievert pro Stunde. Auch 
die Lebensmittel aus der Region sind 
immer noch verstrahlt. Doch die japa¬ 
nische Regierung behauptet nach wie 
vor ungerührt, dass es keine Gesund¬ 
heitsgefährdung durch den Super-GAU 
gebe. Dabei haben unabhängige Stel¬ 
len festgestellt, dass über 40 Prozent 
der untersuchten Kinder der Region 
Fukushima Anomalien der Schilddrü¬ 
sen aufweisen. Dazu gehören Zysten, 
die bei Kindern als Vorstufe von Krebs 
gelten. Aktuell gibt es sogar schon 15 
offiziell bestätigte Fälle von Schild¬ 
drüsenkrebs bei Kindern. Doch die 
Präfekturverwaltung behauptet, diese 
hätten nichts mit der Radioaktivität zu 
tun. Chieko Shiina erklärt sich das so: 
„Die Regierung will die Menschen be¬ 
ruhigen und so tun, als sei alles wieder 
in Ordnung. Damit will man die Eva¬ 
kuierten zur Rückkehr bewegen und 
letzten Endes so tun, als sei die Kata¬ 
strophe endgültig vorbei. Das stimmt 
aber nicht.“ 

Mittlerweile ist in Fukushima eine vom 
Staat unabhängige Klinik gegründet 


worden. Denn von offizieller Seite ist es 
den Ärzten in der Präfektur Fukushima 
untersagt, Patienten genauer zu unter¬ 
suchen. Eine zweite Meinung abzuge¬ 
ben oder einzuholen, ist unerwünscht. 
Die Klinik füllt diese Lücke, indem sie 
die Menschen vorbehaltlos über ihren 
tatsächlichen Gesundheitszustand auf¬ 
klärt. Um so agieren zu können, muss 
die Klinik frei sein von staatlichen 
Einflüssen. Deshalb ist internationale 
Unterstützung ausgesprochen wichtig. 
„Die Klinik ist noch sehr klein“ erläu¬ 
tert Chieko Shiina. „Sie befindet sich 
immer noch in der Aufbauphase und 
würde ihre Kapazitäten gerne erwei¬ 
tern. Ein großes neues Grundstück gibt 
es schon. Jetzt benötigen wir Gelder 
für den Aufbau einer wesentlich grö¬ 
ßeren Klinik. Diese brauchen wir, weil 
immer deutlicher wird, wie massiv die 
Gesundheitsschäden bei den Betroffe¬ 
nen wirklich sind. Erkrankungen wie 
Krebs werden sich erst in den kommen¬ 
den Jahren wirklich zeigen. Dann wol¬ 
len wir gerüstet sein.“ Bettina Schneider 


Der rote Kanal 


Helden des Widerstandes 

Zum 20. Juli sendet 3sat einen The¬ 
menabend mit vier Filmen. Selten 
gezeigt wird „Der Fall Jägerstät- 
ter“ (ab 22.45 Uhr). Der österrei¬ 
chische Landwirt war Pazifist und 
verweigerte den Wehrdienst. 1943 
wurde er wegen Wehrkraftzerset¬ 
zung in Berlin hingerichtet. 

Sa. 20.7., 19.30-0.15 Uhr, 3sat 

Glück im Hinterhaus, 

DDR 1980 

Für den Progress Filmverleih war 
der Film ein „exzellentes Dra¬ 
ma um eine Midlife-Crisis, die in 
jenen Zeiten besonders schwer 
wog, als die Verwirklichung indi¬ 
vidueller Träume gesellschaftlich 
wenig angesehen war. Der film¬ 
dienst nannte Glück im Hinter¬ 
haus „ein moralisierendes Kam¬ 
merspiel, das das selbstgerechte, 
wehleidige und chauvinistische 
Verhalten des Mannes in der DDR 
und seinen politischen Opportu¬ 
nismus anklagt.“ 

Mi., 24.7., 23.00-0.35 Uhr, rbb 












